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Vorwort

In dem Maße, wie die Grenzen des Kapitalismus wieder mit al-
ler Härte deutlich geworden sind, Kapitalismus zu Kriegs- und 
Katastrophenkapitalismus wird und der Rausch nach dem ver-
meintlichen Sieg über den Sozialismus am Ende des Kalten Krie-
ges verflogen ist, hat die Diskussion über Sozialismus wieder 
Konjunktur. Schreiende soziale Polarisierung, die ökologische 
Katastrophe und die Folge immer neuer ökonomischer Krisen 
sowie neue Kriege und Militarisierung der internationalen Poli-
tik sind die Zeichen an der Wand. Viele Linke teilen die Ansicht: 
»Die letztliche Antwort auf die Frage ›Warum Sozialismus‹ ist 
einfach: Er wäre die beste Garantie des Friedens.« (Sunkara 2019: 
204) Sozialismus wird als Friedensbotschaft verstanden – Frieden 
von Menschen, Frieden von Staaten miteinander, Frieden auch 
mit der Natur. Ein anderes Wort für diesen Frieden ist Solidari-
tät, denn kapitalistische Konkurrenz und Krieg scheinen erneut 
eine Einheit zu bilden. 

Die Zeit des Verstummens nach dem »seltsamen Tod des So-
zialismus« (Dahrendorf 1990) ist vorbei. Der Neoliberalismus 
konnte das vom Marxismus-Leninismus hinterlassene Vakuum 
nicht lange füllen. Jüngst sind immer neue Bücher und Grund-
satzartikel erschienen, die die Frage nach Sozialismus ins Zentrum 
rücken. Nicht nur international, sondern auch im überschauba-
ren deutschsprachigen Raum gibt es eine ganze Serie von Publi-
kationen zum Sozialismus (vgl. Dellheim et al. 2012; Paech 2012; 
Klein 2013; Honneth 2015; Winker 2015; Dörre/Schickert 2019; 
Zelik 2020; Zeller 2020; Dörre 2021; Klein 2022).

Aber wieso sollte man sich überhaupt die Frage stellen, was 
Sozialismus ist? Wozu braucht es einen Begriff, wenn »die Sa-
che« auch so vielen Linken klar zu sein scheint? Reicht es denn 
nicht, sich bewusst zu machen, dass Gesellschaften, die von Ka-
pitalverwertung dominiert werden, ein gutes Leben für alle un-
möglich machen (siehe dazu sehr ausgewogen Wright 2017: 77–
143). Ist nicht offensichtlich, dass der entfesselte Kapitalismus, 
von Schock zu Schock schreitend, in die Katastrophe führt? (vgl. 
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Klein 2009) Und wieso kann man sich nicht darauf beschränken, 
Sozialismus einfach als eine Gesellschaft zu beschreiben, die so-
zial, ökologisch, feministisch, antirassistisch, demokratisch und 
friedlich ist? Die werbenden Adjektive ließen sich fortsetzen. Die 
oben genannten Darstellungen greifen eine ganze Serie von Ein-
stiegsprojekten auf (siehe zu diesem Konzept Brangsch 2009). 
Auch die jüngere Klimabewegung hat vieles vorgelegt (siehe Ju-
gendrat der Generationenstiftung 2019; Neubauer/Repenning 
2019; Brand 2020; Göpel 2020; Fopp 2021). Weitere Interventio-
nen in die Diskussion könnten genannt werden (siehe Adamczak 
2017; Bregman 2019; Winker 2021). Und dies sind nur einige we-
nige Hinweise. Wieso reicht es nicht, sich genau auf solche Ein-
stiege zu konzentrieren? (vgl. Institut für Gesellschaftsanalyse 
2011; Institut für Gesellschaftsanalyse & Friends 2020)

Die Literatur über mögliche Einstiegsprojekte in einen radi-
kalen, solidarisch und sozialistisch ausgerichteten Umbruch ist 
unübersehbar, alleine schon in der Bundesrepublik. Es fehlen 
scheinbar nur die Gelegenheit, der berühmte Kairos (vgl. Neu-
pert-Doppler 2019) und eine Kraft, die Welt auf einen anderen 
Weg zu führen (vgl. Harvey 2009). Dieses kleine Buch wäre nicht 
geschrieben worden, wenn ich nicht der Auffassung wäre, dass 
noch etwas anderes fehlt. Nach den bleiernen Jahren der Konter-
revolution, die auf die große europäische Revolution von 1848/49 
und ihre Niederschlagung folgte, schrieb Ferdinand Lassalle in 
seinem Geschichte machenden »Arbeiterprogramm« von 1862: 
»Eine wirklich revolutionäre Bewegung, eine solche, die auf ei-
nem wahrhaft neuen Gedankenprinzip steht, ist […] noch niemals 
untergegangen, mindestens nicht auf Dauer.« (Lassalle 1967: 202) 
Es ist meine Überzeugung, dass die sozialistischen Bewegungen 
der bisherigen Wellen des Sozialismus im 19. und 20. Jahrhun-
dert genau auch deshalb untergingen, weil ihnen ein historisch 
sehr begrenztes Verständnis von Sozialismus zugrunde lag, des-
sen Kraft sich erschöpft hatte. Wenn diese Annahme richtig ist, 
dann ist die Erneuerung des Sozialismus nicht ohne Erneuerung 
des sozialistischen Prinzips oder des Begriffs von Sozialismus 
möglich. Nur so können m. E. Nancy Frasers Aufforderungen 
erfüllt werden, »dass ›Sozialismus‹ bei weitem kein bloßes Schlag-
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wort oder Relikt der Geschichte bleibt, sondern der Name für 
eine echte Alternative zu dem System werden muss, das derzeit 
den Planeten zerstört und unsere Chancen auf ein freies, demo-
kratisches und gutes Leben zunichte macht.« (Fraser 2022: 157)

Das vorliegende hellblaue Bändchen hat eine große Schwäche: 
Es ist abstrakt und schematisch. Abstrakt ist es, weil es nicht ver-
sucht, die unübersehbare Fülle der Empirie einzubeziehen, die bei 
jedem einzelnen Punkt sofort aufscheint. Nach Maßgabe meiner 
Möglichkeiten habe ich auf weitergehende Literatur verwiesen. 
Schematisch ist es, weil es mir darum geht, dem Begriff Sozialis-
mus »sein Bild zu verschaffen«, »das Schema zu diesem Begriffe« 
zu finden, mit Kant gesprochen. (Kant 1968: 135) Heute wird 
ein solches Verfahren Framing genannt. Ich habe mich nicht be-
müht, die Spuren des offenen Fragens, der tastenden Suche aus 
dem Manuskript zu tilgen.

Natürlich stellt sich die Frage, wieso man sich die Mühe ma-
chen sollte, begrifflich das Wesen einer sozialistischen Alternative 
zu bestimmen? Könnte man nicht einfach eine Kette von mehr 
oder minder radikalen Transformationsvorschlägen formulie-
ren, die die realen Probleme angehen, ohne dabei das Ganze ei-
ner anderen, einer nichtkapitalistischen Gesellschaft ins Auge zu 
fassen und auf den Begriff zu bringen? Und wenn es schon um 
das Ganze geht, reicht es denn nicht aus, einzelne Elemente ei-
nes solchen Ganzen zu definieren? Es stellt sich darüber hinaus 
eine weitere Frage: Warum sollte es mich als Einzelnen etwas an-
gehen, ein eigenes Verständnis von Sozialismus zu haben? Und 
vor allem: Warum sollten gesellschaftliche Bewegungen ein sol-
ches Sozialismusverständnis entwickeln? 

Beim Schreiben dieses kleinen Buches habe ich mir diese Fra-
gen wieder und wieder gestellt. Deshalb hat es auch viel länger 
gedauert, bis ich es zum hier vorliegenden Abschluss gebracht 
habe. Dabei wurde mir mehr und mehr bewusst, wie sehr ein sol-
cher Abschluss vorläufig ist und vorläufig bleiben muss. Dem hier 
vorgelegten Versuch zu beantworten, was Sozialismus ist, gingen 
viele Versuche voraus, die bis in den 1980er Jahre zurückreichen 
(siehe Brie 1985, 1991; Brie et al. 1997; Klein 2003; Brie 2018a). 
Meine heutige, wiederum sehr vorläufige Antwort auf die oben 
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gestellten Fragen ist, dass es genauso wichtig ist, die sozialisti-
sche Alternative auf den Begriff zu bringen, wie es von Bedeu-
tung ist, Kapitalismus auf den Begriff zu bringen und ihn nicht 
auf die Ansammlung alles Unsozialen oder Umweltzerstöreri-
schen, Imperialistischen oder Autoritären zu reduzieren. Ohne 
einen Begriff von Sozialismus ist die Linke meines Erachtens un-
fähig, sich den realen Widersprüchen der realen kapitalistisch ge-
prägten Gesellschaften und den treibenden Widersprüchen ihrer 
Überwindung zu stellen. 

Dafür steht schon die historische Erfahrung. Es war meiner 
Überzeugung nach nicht zuletzt ein einseitiger Begriff von Sozi-
alismus, der in viele Sackgassen der Geschichte geführt hat und 
einen Trümmerhaufen hinterlassen hat, unter dem wir mit Mühe 
die großen Anfänge ausmachen können, an die Sozialismus auch 
heute anknüpfen kann. Gerade weil Sozialismus immer wieder 
als eine widerspruchsfreie Gesellschaft verstanden wurde, hat sich 
die sozialistische – und mit ihr die kommunistische – Bewegung 
in genau jenen Widersprüchen verfangen, die eine sozialistische 
Bewegung haben muss, und ist ihnen zum Opfer gefallen. Wal-
ter Benjamin schrieb, mit den Katastrophen des aufkommenden 
Faschismus und dem Versagen des Sozialismus vor dem Zweiten 
Weltkrieg konfrontiert: »Für den Dialektiker kommt es darauf 
an, den Wind der Weltgeschichte in den Segeln zu haben. Den-
ken heißt bei ihm: Segel setzen. Wie sie gesetzt werden, das ist 
wichtig. Worte sind seine Segel. Wie sie gesetzt werden, das macht 
sie zum Begriff.« (Benjamin 1982: 591) Nur eine an den Wider-
sprüche der realen Gesellschaft ansetzende »revolutionäre Real-
politik« (Luxemburg 1979: 373) kann die Segel gegen den Sturm 
der Geschichte setzen und eine sozialistisch gerichtete Bewegung 
hervorbringen, die Ausdruck und Bearbeitungsform dieser Wi-
dersprüche ist. Wer sich nicht einfach von den Winden treiben 
lassen will, muss das Wie des Nutzens dieser Widersprüche ver-
stehen. Genau dazu braucht es einen Begriff von Sozialismus.

Kapitalismus wäre nicht Kapitalismus, wenn er nicht Wider-
sprüche in sich hätte, die die Subalternen spalten und die Herr-
schenden vereinen. Gespalten aber kann keine Bewegung erfolg-
reich sein. Die Linke ist Teil der Widersprüche des Kapitalismus. 
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Solange sie diese Widersprüche nicht begreift, sie nicht auf den 
Begriff bringt und einen Begriff von Sozialismus entwickelt, der 
dazu beiträgt, diese Widersprüche solidarisch auszutragen, wird 
sie sich – verkeilt in falschen Gegensätzen – selbst zerstören. Man 
wird diesen oder jenen berechtigten Ansatz verabsolutieren und 
ihn unversöhnlich anderen Ansätzen entgegenstellen. Jeder Teil 
der Linken wird den anderen Teil als Hauptfeind im eigenen La-
ger ansehen, anstatt an der solidarischen Bearbeitung der unver-
meidlichen Widersprüche zu arbeiten. Um es anders auszudrü-
cken: Wenn es um Sozialismus geht, ist Begriffsarbeit Bedingung 
erfolgreicher Praxis.

Im Folgenden habe ich mich darum bemüht, Denkmittel be-
reitzustellen, die helfen können, die Frage von Sozialismus als le-
bendig-widerspruchsvolle Form des Werdens einer Alternative 
zum Kapitalismus zu diskutieren und sich in den Widersprüchen 
dieses Werdens zu orientieren. Ich gehe davon aus, dass diese Wi-
dersprüche zum Wesen der sozialistischen Linken gehören. Sie 
bilden jene widersprüchlichen Zusammenhänge, aus denen die 
Kraft sozialistischer Bewegungen erwachsen kann. Die Voraus-
setzung dafür ist, diese Widersprüche dialektisch handzuhaben. 
Viele der Denkmittel, auf die ich mich beziehe, wurden in der 
200-jährigen Geschichte des Sozialismus entwickelt. Oft wurden 
sie vereinseitigt und gegen andere sozialistische Ansätze gerich-
tet (siehe dazu den großen historischen Abriss von Frank Deppe 
2021). Anders als Deppe werde ich mich im Folgenden vor allem 
auf die Widersprüche der Linken beziehen, die in ihrer Zielvi-
sion, im Begriff von Sozialismus selbst liegen. Die dabei formu-
lierten »theoretischen Sätze« machen aber nur Sinn, wenn sie sich 
letztlich als »allgemeine Ausdrücke tatsächlicher Verhältnisse ei-
nes existierenden Klassenkampfes [und der Gesamtheit sozialer 
Kämpfe – M.B.], einer unter unsren Augen vor sich gehenden ge-
schichtlichen Bewegung« erweisen. (Marx/Engels 1848: 475) Das 
aber kann nur die gesellschaftliche Praxis erweisen. Wie heißt es 
in »Flüchtlingsgesprächen« von Bertolt Brecht, befreundet mit 
Walter Benjamin: »Die Begriffe, die man sich von was macht, sind 
sehr wichtig. Sie sind die Griffe, mit denen man die Dinge bewe-
gen kann.« (Brecht 1973: 453) 
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Ernst Bloch hat die Bedeutung von Begriffen für eine emanzi-
patorische transformatorische Praxis noch fundamentaler auf den 
Punkt gebracht: Er selbst betonte die Bedeutung klarer Begriffe 
für ein zielgerichtetes Handeln: »So hat das genaue kategoriale 
Denken zwar das erste und auf langhin das zeitgemäße wie allemal 
räumende Wort, aber auftragsgemäß nicht das letzte, als welches 
Handeln heißt, Verändern. Kein Verändern aber geschieht ohne 
Begriff, dieser ist der Generalstab gerade der Umwälzung und also 
der möglichen Ankunft, damit sie nicht woanders ankomme als in 
dem Meinen des Rechten gemeint.« (Bloch 1975: 239) 

Diesem Buch liegt die Annahme zugrunde, dass die Wider-
sprüche des Sozialismus als realer geschichtlicher Bewegung ihre 
Wurzel im Kampf von Liberalismus und Kommunismus haben. 
Seit 400 Jahren tobt dieser Kampf. Es gibt einerseits den Kampf 
des Liberalismus für persönliche Autonomie und Überwindung 
der Abhängigkeit von vorgefundenen Herrschaftsformen. Es geht 
um individuelle Freiheitsrechte und Handlungsmöglichkeiten, 
um die Chance Einzelner, etwas Neues zu wagen, auch gegen 
heftigste Widerstände. Die Gestaltung von Wirtschaft und Poli-
tik ausgehend von der freien Initiative der Einzelnen und ihren 
selbstbestimmten Zusammenschlüssen steht im Zentrum. Dies 
war und ist zugleich ein Kampf gegen den Kommunismus der 
Allmende, der Gemeingüter und ihrer Verteilung nach den Be-
dürfnissen. Diese Gemeingüter und die gemeinschaftliche Regu-
lierung der Verfügung über sie wurden als Hindernisse auf dem 
Weg zu einer offenen Gesellschaft der Freien gesehen. Es gibt 
andererseits den Kampf des Kommunismus gegen die Ausbeu-
tungsstrukturen, die mit dem kapitalistischen Privateigentum 
verbunden sind, und um die Bewahrung der Gemeingüter – der 
natürlichen wie der sozialen und kulturellen, ein Kampf um jene 
Gemeinschaftsformen, die Freiheit und Gleichheit substanziell 
zu begründen vermögen. Dies war und ist auch ein Kampf gegen 
die Vorherrschaft privater Rechte und des Privateigentums und 
für die gemeinsame Kontrolle über die Produktions- und Repro-
duktionsmittel. In den Sozialismus ging immer beides ein – die 
Betonung der Freiheitsrechte der Einzelnen und der Kampf um 
die Gemeingüter eines Lebens in Solidarität. 
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Es ist das Anliegen dieser Schrift, neu zu entdecken, was im 
Streit der Ideologien vergessen wurde: Der Sozialismus hat zwei 
Wurzeln – den Liberalismus und den Kommunismus. Sozialismus 
ist weder der sozial aufgeklärte und eingedämmte Liberalismus 
noch ist er die abgeschwächte, unreife oder reformistische Ge-
stalt des Kommunismus. Sozialismus ist jene historische Bewe-
gung, die die Impulse von individueller Emanzipation und von 
gemeinschaftlicher Befreiung aufgreift und solidarisch verbindet. 
Schritt für Schritt wird deshalb im Folgenden versucht, Sozialis-
mus als Orientierung, Bewegung und gesellschaftlichen Gesamt-
zusammenhang zu begreifen, der die Widersprüche komplexer 
Gesellschaften solidarisch und emanzipatorisch zu bearbeiten 
sucht und dabei auf das liberale wie das kommunistische Erbe 
zurückgreift. Die Vorherrschaft der liberalen Tendenz mündete 
in den Kapitalismus. Die Vorherrschaft der kommunistischen 
Tendenz führte in den Staatsparteisozialismus sowjetischer Prä-
gung oder anderer kommunistischer Experimente. Dämonen lau-
ern auf beiden Seiten, um die Herrschaft zu übernehmen, wenn 
es nicht gelingt, die Widersprüche zivilisatorisch zu kontrollie-
ren (vgl. Bauman 2000).

Ich sehe Sozialismus als Weg der Vermittlung von Liberalismus 
und Kommunismus auf einer neuen institutionellen Grundlage 
und mit neuen Eigentums- und Machtverhältnissen, in neuer po-
litischer Gestalt, auf neuer Wertegrundlage. Sozialismus, wenn er 
sich denn als solcher bewährt, führt über Liberalismus und Kom-
munismus hinaus. Dies schließt zugleich die Reproduktion des 
Widerspruchs des Liberalen und des Kommunistischen in sozi-
alistischer Gestalt ein. Komplexe Gesellschaften werden diesen 
Widerspruch nur um den Preis des Untergangs in Barbarei los. 
Genau diese Barbarei breitet sich gegenwärtig aus. 

Die Neubegründung des Sozialismus ist auch deshalb aktu-
ell, weil meines Erachtens nur dann erfolgreiche Bewegungen 
im Kapitalismus über ihn hinaus möglich sind, wenn wir den 
Widerspruch zwischen dem Liberalen und dem Kommunisti-
schen in uns aufnehmen. Wenn wir die Freiheit der Einzelnen 
und ihre Persönlichkeitsentwicklung verteidigen, brauchen wir 
den Kampf für das Gemeinschaftliche. Und wenn wir für das Ge-
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meinschaftliche kämpfen, müssen wir die Freiheit der Einzelnen 
verteidigen. Die Flucht vor den darin liegenden Widersprüchen 
ist die Flucht aus jeder realen, den Kapitalismus überwindenden 
Bewegung. Die Lust an der Freiheit und der Genuss des Gemein-
schaftlichen, das Recht der Einzelnen und die Pflicht gegenüber 
Gemeinschaften gehören untrennbar zusammen. Sie zu verbin-
den, ist schwierig, oft schmerzvoll, verlangt Kompromisse. Aber 
aus den Gegensätzen erwächst, wenn sie emanzipatorisch und 
solidarisch gehandhabt werden, jene sozialistische Bewegung, 
die den jetzigen kapitalistischen Zustand aufzuheben vermag. 
Die Linke hat meines Erachtens nur dann eine Zukunft, wenn 
sie sich dieser beiden Quellen des Sozialismus bewusst wird und 
aus ihnen beiden in ihrer Widersprüchlichkeit die Kraft schöpft, 
die Kämpfe gegen Kriege, Umweltzerstörung und soziale Spal-
tung selbstbewusst zu führen. Zugleich, das sei hier angefügt, 
sollte sich die Linke auch des Erbes der revolutionären antikapi-
talistischen Romantik versichern (vgl. Löwy 1989; Löwy/Sayre 
2001). Es ist dies ein Aspekt von Sozialismus, der immer wieder 
einem linearen Fortschrittsdenken und den »Sachzwängen« ge-
opfert wurde. Ohne Aufhebung dieses romantischen Erbes und 
seiner Bewahrung und Integration wird es aber keinen radikalen 
zivilisatorischen Wandel geben können. Es ist Zeit, auch die Ro-
mantik und ihre Bedeutung für den Sozialismus »neu zu entde-
cken«. Dies kann das vorliegende Buch nicht leisten.

Der Neoliberalismus war vor allem auch der Versuch, jene 
Ansätze und Elemente des Kommunistischen, des Sozialen, der 
Orientierung an den Interessen der Lohnabhängigen und sozial 
Schwächeren, die in vielen westlichen Gesellschaften nach dem 
Zweiten Weltkrieg entwickelt worden waren, zurückzudrängen. 
Der Sieg im Kalten Krieg über die Sowjetunion wurde als Sieg 
über das kommunistische Prinzip deklariert. Anstelle mit einer 
neuen Welle der Integration des Kommunistischen in die libera-
len westlichen Gesellschaften zu antworten, begann eine scharfe 
Austreibung des kommunistischen Beelzebubs. Das Gespenst 
des Kommunismus sollte sich nie wieder drohend erheben kön-
nen. Ein Blick in Hegels »Phänomenologie des Geistes« hätte die 
Neoliberalen aber eines Besseren belehren können. Dort heißt es 
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mit Bezug auf die siegreiche Aufklärung: »Eine Partei bewährt 
sich erst dadurch als die siegende, dass sie in zwei Parteien zer-
fällt; denn darin zeigt sie das Prinzip, das sie bekämpfte, an ihr 
selbst zu besitzen und hiermit die Einseitigkeit aufgehoben zu 
haben, in der sie vorher auftrat.« (Hegel 1986: 425)

Die Niederlagen der Linken seit den 1970er-Jahren, ihre Un-
terordnung unter den Neoliberalismus und finanzialisierten Ka-
pitalismus (vgl. Boltanski/Chiapello 2003; Fraser 2013) hängt m. 
E. auch damit zusammen, dass sie in ihrem Versuch, neue libertäre 
emanzipatorische Durchbrüche zu erreichen, nicht vermocht hat, 
gleichzeitig auch das kommunistische Erbe zu erneuern. Dieses 
Erbe und die mit ihm verbundenen Ansätze einer kommunisti-
schen Partei, des Gemeineigentums, des Gemeinwillens und von 
Gemeinschaftlichkeit fielen dem Verdikt von Totalitarismus und 
Autoritarismus zum Opfer. Linke Bewegungen, die dem Kom-
munistischen abschwören, so meines Erachtens die historische 
Erfahrung, hören auf links zu sein und werden zu einer subal-
ternen Spielart des Liberalismus (siehe dazu prägnant Losurdo 
2010; Magri 2015).

Ich wende mich an die Nachdenklichen, die die Suche nach 
der intelligenten Vermittlung des Gegensätzlichen nicht scheuen 
(Eisler 1975: 188). Weder möchte ich schnelle, noch möchte ich 
fertige Antworten geben, sondern Räume eröffnen, in denen 
sinnvoll Fragen gestellt, über Probleme nachgedacht, zugleich 
radikale wie realistische Strategien entwickelt werden können. 
Deswegen habe ich auch nicht versucht, diese Räume mit zu viel 
Mobiliar an »Lösungen« vollzustellen. Ich habe mich bemüht, 
das Buch im Geiste der »belehrten Unwissenheit«, des Wissens 
um das Nichtwissen zu schreiben, wie es Nikolaus von Kues am 
Ende des europäischen Mittelalters, am Beginn einer neuen Epo-
che, forderte (vgl. Kues 2002: 3). 

Wenn es eine »Lehre« aus der Geschichte gibt, dann ist es die, 
dass nichts gefährlicher ist, als die Illusion, den Widersprüchen 
emanzipatorischer Bewegungen entkommen zu können. Dies ist 
eine grundfalsche Utopie. Sie verdummt, macht denkfaul und ag-
gressiv gegen jeden, der ein Widerwort erhebt. Sie ist das Opium 
der Linken. Es ist keineswegs der Ausdruck von Radikalität, 
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sich den Widersprüchen von Emanzipation auf dem Weg zu ei-
ner nachkapitalistischen Gesellschaft zu verweigern. Die heuti-
gen Widersprüche sozialistischer Bewegungen weisen auf die Wi-
dersprüche in der Zukunft hin und umgekehrt nehmen sie diese 
vorweg. Wer sich der Komplexität dieser Widersprüche verwei-
gert, verweigert sich einer wirklich revolutionären Realpolitik 
im Sinne von Rosa Luxemburg (vgl. Luxemburg 1979: 373; siehe 
dazu die Beiträge in Brie 2009a). Wie Ernst Bloch schrieb: »[…] 
die Horizonte und deren anfeuernder Vorschein müssen in allen 
Nahzielen sichtbar sein, und das durchziehende, vorleuchtende, 
anziehende Endziel muss in die Theorie-Praxis sämtlicher Nah-
ziele hineinwirken, als Entelechie aller aussichtsreichen revolu-
tionären Bewegungen. Revolutionäre Theorie ist also nur eine, 
wenn sie solcher Vermittlung von Nahzielen und Endziel sich 
widmet.« (Bloch 1975: 122; siehe auch Klein 2018) Der Charak-
ter von Widersprüchen sozialistischer Bewegungen, die Nah- 
und Fernziel vermitteln, kann sich ändern mit den Epochen, in 
denen sie sich formieren. Die Umgangsweise mit Widersprüchen 
des Sozialismus in der Linken muss sich ändern, weil die Linke in 
der Krise ist. Jeder Versuch, Widersprüchen zu entkommen, ist 
zum Scheitern verurteilt, weil in den Widersprüchen die Quelle 
jedes Lebens steckt.

Die These, die dieser kleinen Schrift zugrunde liegt, ist denk-
bar einfach: Sozialismus wird als eine Gesellschaft verstanden, 
die sich erstens ihrer kommunistischen Fundamente bewusst ist 
und diese verantwortungsvoll bewahrt und stärkt, sich zweitens 
an den Werten von Freiheit, Gleichheit und Solidarität ausrich-
tet und drittens Menschen ermöglicht, ein erfülltes Leben zu füh-
ren. Dies alles ist nur möglich, wenn eine solche Gesellschaft über 
wirksame Akteure und Institutionen verfügt, die diese dreifache 
Aufgabe erfüllen. Sozialismus ist jene Bewegungsform der Wi-
dersprüche komplexer moderner Gesellschaft, die in der Lage 
ist, Ausbeutung, Unterdrückung und Entmündigung von Men-
schen durch Menschen und Ausbeutung der Natur hinter sich 
zu lassen. Als solche stellt Sozialismus tatsächlich den überle-
benswichtigen Weg dar, der über Liberalismus und Kommunis-
mus hinausgeht. Die kommunistischen Fundamente bilden die 
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gemeinsame »Erde« dieser Gesellschaft; Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität die Fixsterne am »Himmel«; und die Akteure und In-
stitutionen des Sozialismus vermitteln zwischen diesem Himmel 
und dieser Erde. Jede und jeder erhalten damit die Chance, ein er-
fülltes, reiches Leben zu führen. Sozialismus kann dafür nur die 
Möglichkeiten schaffen, einlösen müssen Menschen diese Mög-
lichkeiten selbst. 

Um den Begriff von Sozialismus in einem einzigen Satz auszu-
drücken: Sozialismus ist die solidarische Austragungsform zwi-
schen den Freiheitsansprüchen der Einzelnen und den kommu-
nistischen Fundamenten in modernen komplexen Gesellschaften 
mit dem Ziel, Menschen ein erfülltes Leben in Verantwortung für-
einander in einer an Möglichkeiten reichen Welt zu ermöglichen. 
Dabei stehen die im Zentrum, die besonders benachteiligt sind. 
Die Verbesserung ihres Lebens ist das Maß sozialistischer Poli-
tik. Ziel ist es, die Antagonismen des Kapitalismus, in denen die 
Entwicklung der Einen nur auf Kosten der Anderen erfolgt, hin-
ter sich zu lassen. Keinesfalls ist »alles Sozialismus, was sich, qua 
Anti-Person, Anti-Liberalität, so nennt.« (Bloch 2007: 214) So-
zialismus ist aber auch nicht alles, was sich auf Gemeineigentum 
und gesellschaftliches Gesamtinteresse beruft. Nicht der Kom-
munismus ist, wie Brecht hoffte, das Mittlere (vgl. Brecht 1969: 
103), sondern jener Sozialismus, der Freiheit und Gleichheit, 
Freiheit und Gemeinschaftlichkeit auf solidarischer Grundlage 
vermittelt. Dies ist keine »Versöhnung« von Liberalismus und 
Kommunismus durch Abschleifung ihrer Gegensätze, sondern 
die anstrengende und oft harte Austragung genau dieser Gegen-
sätze mit sozialistischer Zielrichtung. Die berechtigten Anliegen 
dieser beiden großen Strömungen der Neuzeit müssen bewahrt 
werden. Dies verlangt das Auffinden und Durchsetzen jener ge-
sellschaftlichen Formen, in denen sie solidarisch bearbeitet wer-
den können. Zugleich müssen jene Impulse aufgegriffen werden, 
die in den romantischen Bewegungen der letzten 250 Jahre entwi-
ckelt wurden, weil in ihnen danach gesucht wurde, was überhaupt 
ein erfülltes Leben der Menschen in ihren unmittelbaren Bezie-
hungen zueinander, in Gemeinschaften und Natur, im Verhält-
nis zu Geschichte und Zukunft bedeuten kann. Der Liberalismus 
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sucht nach Antworten, wie individuelle Freiheit zur Grundlage 
einer komplexen Gesellschaft werden kann. Der Kommunismus 
strebt nach Formen, diese Komplexität solidarisch zu organisie-
ren und auf gemeinschaftliche Entwicklung auszurichten. Die 
Romantik stellt die Frage nach einem sinnerfüllten Leben mitei-
nander in einer reichen Natur und Kultur.

Ausgehend von dem Gesagten kann Sozialismus in dieser 
Schrift so definiert werden: Sozialismus ist nicht der immer wie-
der auf fatale Weise gescheiterte Versuch, die Widersprüche mo-
derner Gesellschaften hinter sich zu lassen, sondern ein Weg, sie 
radikal anders zu vermitteln. Seine drei Quellen sind der Libera-
lismus, der Kommunismus und die Romantik. Seine drei ideellen 
Bestandteile sind kritische Gesellschaftsanalyse und Herrschafts-
kritik, Realutopien einer sozialistischen Entwicklungsweise und 
Transformationsforschung. Seine drei realen Bezugspunkte sind 
emanzipatorische solidarische Bewegungen, linke politische 
Kräfte und kritisch-solidarische Kultur, Kunst und Wissenschaft. 
Und seine drei Wellen entsprechen den drei Typen des Kapita-
lismus in den letzten 200 Jahren – dem Manchesterkapitalismus, 
dem organisierten Kapitalismus und dem neoliberalen Finanz-
markt-Kapitalismus (vgl. Brie 2016a).

Der Sozialismus ist tot! Es lebe der Sozialismus! Mit diesen 
beiden Sätzen lässt sich ein Paradoxon formulieren, dass jede 
Diskussion über Sozialismus in der Gegenwart prägen muss. 
Der Sozialismus als reale historische Bewegung größerer sozia-
ler Gruppen entstand vor über 200 Jahren in England und Frank-
reich. Wenn Sozialistinnen und Sozialisten zurückblicken, dann 
sehen sie strahlende Neuansätze in wahrhaft dunklen Zeiten, die 
bis heute Licht werfen bei der Erkundung neuer Lebensmög-
lichkeiten, neuer gesellschaftlicher und zwischenmenschlicher 
Verhältnisse, einer neuen Beziehung zur Natur. Und sie sehen 
im schwarzgrauen Licht auf Verzweiflung, auf Zerstörung, auf 
Lager und auf Mauern. Daraus kann keine aufsteigende Spirale 
konstruiert werden mit der Hoffnung, dass die Größe der Nie-
derlage ein noch größeres Siegesversprechen enthalte. Zugleich 
ist Sozialismus ganz offensichtlich nicht tot zu kriegen. Auch die 
schlimmsten selbst verschuldeten Zusammenbrüche führen nicht 
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dazu, dass Sozialismus nicht wieder durch diese oder jene gesell-
schaftlichen Kräfte auf die Tagesordnung gerückt wird. Man kann 
es mit Ann Pettifor auch so auf den Punkt bringen: »Wir können 
als Ziel wählen, zu überleben. Aber damit wir überleben, muss 
sich alles ändern. Wirklich alles.« (Pettifor 2020: 20) Mit dem 
Wort Sozialismus wird die Systemqualität der Veränderung von 
Allem auf den Begriff gebracht. Nur gilt es, diesen Begriff neu zu 
bestimmen. Die Redaktion der chinesischen Zeitschrift Cultu-
ral Review fasst ihr eigenes Anliegen der Erneuerung des Sozia-
lismusdiskurses so: Es ginge darum, »die Praxis des Sozialismus 
in der Ära von Mao Zedong als chinesischer Sozialismus 1.0 und 
die sozialistische Marktwirtschaft seit der Reform und Öffnung 
als Sozialismus 2.0 zu erfassen. Im Zusammenhang mit der Ana-
lyse der gegenwärtigen politischen und wirtschaftlichen Umwäl-
zungen wollen wir darauf hinweisen, dass im zukünftigen China 
ein Sozialismus 3.0 entwickelt werden muss, der auf Weiterfüh-
rung und Aufhebung des Sozialismus 1.0 und des Sozialismus 
2.0 basiert.« (Redaktion der Beijing Cultural Review 2021: 39)

Beides ist ernst zu nehmen – das ständige Neuentstehen von 
Sozialismus in seinen verschiedensten Formen wie seine Nie-
derlagen. Und beides ist begründungsbedürftig – die Aufbrüche 
sind es wie auch das Scheitern. Es muss auch gefragt werden, ob 
dieses Scheitern zwangsläufig ist. Zwei Sichtweisen sind mög-
lich: Zum einen kann sich erweisen, dass Sozialismus nur der 
Schatten genau der Gesellschaftsordnung ist, die er bekämpft 
und die er ablösen will, des Kapitalismus. Versteht man ihn so, 
ist er eine notwendige Begleiterscheinung einer kapitalistischen 
Gesellschaft und selbst unfähig, dauerhaft aus eigener Kraft zu 
leben. Ein solcher Sozialismus zieht seine Lebensfähigkeit dar-
aus, Korrektiv des Kapitalismus zu sein, ihm seine Grenzen auf-
zuzeigen und zu Reformen zu drängen, zu denen dieser ohne ei-
nen solchen Schatten unfähig wäre. Das würde bedeuten, dass 
ein entfesselter Kapitalismus, wie der nach 1990, ein Kapitalis-
mus, der seinen Gegenspieler verlor und dessen Überreste zu 
beseitigen suchte, vielleicht sogar darauf angewiesen ist, dass 
sein sozialistischer Schatten wieder entsteht, um ihm das Über-
leben zu ermöglichen. 
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Eine andere Möglichkeit ist, dass der Kapitalismus selbst im-
mer neu die objektiven wie subjektiven Bedingungen seiner ei-
genen – sozialistischen – Negation erzeugt. Dann müsste sich 
zeigen, dass in der Perspektive ein Sozialismus als Gesellschafts-
ordnung möglich ist, der dauerhaft den Kapitalismus hinter sich 
lässt. Dazu müsste bestimmt werden, welches die Grundbedin-
gungen wären, die er dazu erfüllen müsste. 

Dieses Buch soll dazu beitragen, Antworten zu finden. Dabei 
bin ich mir der Mahnung von Bertolt Brecht bewusst: 

»Gelobt sei der Zweifel!
Ich rate euch, begrüßt mir
Heiter und mit Achtung den
Der euer Wort wie einen schlechten Pfennig prüft!
Ich wollte, ihr wäret weise und gäbt
Euer Wort nicht allzu zuversichtlich.«
(Brecht 1978: 123)

Das Buch beginnt mit einem Rückblick auf Erfahrungen des 20. 
Jahrhunderts, auf Positionen von Thomas Mann, Albert Ein-
stein und Ernst Bloch sowie jene Einsichten, die Menschen ge-
wonnen haben, die ihre Kindheit und Jugend in der DDR und 
ihr erwachsenes Leben in der Bundesrepublik verbracht haben. 
Es geht um ihre Sicht auf eine »gute Gesellschaft«. Das zweite 
Kapitel setzt sich mit Positionen auseinander, die die Kritik des 
Kapitalismus nicht mit der Erkenntnis der Stärken dieser Ge-
sellschaftsordnung zu verbinden vermögen. Im dritten Kapi-
tel werden kurz Auffassungen von Karl Marx, Otto Neurath 
und Ludwig von Mises über die Möglichkeit bzw. Unmöglich-
keit einer sozialistischen Wirtschaftsordnung dargestellt. Das 
vierte Kapitel wendet sich Karl Polanyi zu. Er war es, der Mi-
ses’ Herausforderung ernst nahm und einen neuen Ansatz von 
sozialistischer Wirtschaftsdemokratie entwickelte, der bis heute 
nachwirkt. Im fünften Kapitel werden Konturen eines Ver-
ständnisses entwickelt, das Sozialismus als solidarische und 
emanzipatorische Austragung der Widersprüche komplexer 
Gesellschaft begreift. Im Zentrum steht der Widerspruch zwi-
schen freier Entwicklung der Einzelnen und freier Entwick-
lung aller.
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Sozialismus ist keinesfalls das Einfache, das schwer zu machen 
ist, sondern im Gegenteil eine komplexe widersprüchliche Form 
gesellschaftlicher Entwicklung, für die im Kapitalismus Ansätze 
bestehen. Dies ist die Voraussetzung einer radikalen sozialökolo-
gischen Transformation und der Herstellung einer globalen Ord-
nung des Friedens und der solidarischen Entwicklung.

China ist der Elefant im Raum bei fast jeder Frage der Ge-
genwart, auch bei der nach dem Sozialismus. Deshalb kann der 
»chinesischen Frage« nicht ausgewichen werden. Es war deshalb 
nahezu unvermeidlich, dass das geplante Kapitel zu China am 
Ende zu einem eigenen kleinen Buch auswuchs, das unter dem 
Titel »Chinas Sozialismus neu entdecken« im Frühjahr 2023 er-
scheinen soll. Denn beim Versuch, Sozialismus neu zu entdecken, 
habe ich für mich auch etwas von China völlig neu entdeckt – je-
nem Land, dem ich seit 1958 verbunden bin, als ich, noch nicht 
vierjährig, zum ersten Mal mit dem Flugzeug im Nordosten von 
Beijing landete.

Ohne die Herausforderung, die der chinesische Sozialismus 
und seine Entwicklung seit 1978 bilden, wäre auch dieses Buch 
vielleicht nie geschrieben worden und hätte auf jeden Fall deut-
lich anders ausgesehen. Deshalb gehören am Ende beide Bücher, 
das vorliegende wie das zu Chinas Sozialismus, zusammen. Man 
könnte auch sagen, dass im Folgenden jener methodologische 
Rahmen entwickelt wird, der sich mit Blick auf China bewäh-
ren muss. Sie spiegeln sich ineinander wie das Allgemeine und 
das Besondere.
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Kapitel 1
Sozialismus im Widerstreit von Kommunismus 
und Liberalismus

Die Erkenntnis, dass Sozialismus sich der liberalen wie der kom-
munistischen Herausforderung versichern muss, ist nicht neu. 
Sehr kurz sei auf die Positionen von drei herausragenden deutsch-
sprachigen Intellektuellen der Mitte des 20. Jahrhunderts ein-
gegangen, die nach den Erfahrungen des Faschismus und kon-
frontiert mit einem neuen Kalten Krieg nach der Symbiose von 
Liberalismus und Kommunismus auf einer neuen Grundlage 
suchten – Thomas Mann, Albert Einstein und Ernst Bloch. Sie 
einte nicht zuletzt, dass sie alle in den USA Zuflucht vor dem Fa-
schismus fanden. Anschließend will ich zeigen, wie Menschen, 
die in den sozialistischen Ländern sowjetischen Typs aufgewach-
sen sind und heute im liberaldemokratischen Kapitalismus leben, 
über eine »gute Gesellschaft« denken. Auch für sie vereint eine 
solche Gesellschaft liberale und kommunistische Züge.

Thomas Manns Warnung vor der Grundtorheit der Epoche
Angesichts des sich abzeichnenden Kalten Krieges zwischen den 
USA und der Sowjetunion schrieb Thomas Mann 1945 in einem 
Brief an den stellvertretenden Vorsitzenden der »Students for 
Federal World Government«, David McCoy: »Den russischen 
Kommunismus mit dem Nazifaschismus auf die gleiche mora-
lische Stufe zu stellen, weil beide totalitär seien, ist bestenfalls 
Oberflächlichkeit, im schlimmeren Falle ist es – Faschismus. Wer 
auf dieser Gleichstellung beharrt, mag sich als Demokrat vor-
kommen, in Wahrheit und im Herzensgrund ist er damit bereits 
Faschist und wird mit Sicherheit den Faschismus nur unaufrich-
tig und zum Schein, mit vollem Hass aber allein den Kommu-
nismus bekämpfen. Die Unterschiede im Verhältnis des russi-
schen Sozialismus und des Faschismus zur Humanität, zur Idee 
des Menschen und seiner Zukunft sind unermesslich. Der unteil-
bare Friede; konstruktive Arbeit und gerechter Lohn; ein allge-
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meiner Genuss der Güter dieser Erde; mehr Glück, weniger ver-
meidbares und nur vom Menschen verschuldetes Leid hienieden; 
die geistige Hebung des Volkes durch Erziehung, durch Wissen, 
durch Bildung – das alles sind Ziele, die denjenigen faschistischer 
Misanthropie, faschistischen Nihilismus, faschistischer Ernied-
rigungslust und Verdummungspädagogik diametral entgegen-
gesetzt sind.« (Mann 1977: 311f.) Die oft behauptete Äquidis-
tanz derer, die sich für Demokraten halten, zu Faschismus und 
Kommunismus führt, folgt man dieser Auffassung, zwangsläufig 
dazu, faschistische Tendenzen aktiv zu befördern. Thomas Manns 
These, dass der antikommunistische Demokrat ein Faschist sei, 
war damals und ist heute wieder eine ungeheure Provokation.

Die These von Thomas Mann stützt sich zunächst einmal auf 
eine ganz einfache Beobachtung: Der Aufstieg des europäischen 
Faschismus, seine Duldung und teilweise Unterstützung erfolgte 
auf der Basis des antikommunistischen Grundkonsenses der libe-
ralen, konservativen und faschistischen Kräfte. Dessen war sich 
Thomas Mann sehr bewusst. Im Oktober 1943 hatte er vor der 
Library of Congress in Washington unter dem Titel »The War and 
the Future« eine Rede gehalten. Sie wurde 1944 auf deutsch unter 
dem Titel »Schicksal und Aufgabe« abgedruckt. Zentrale These 
dieser Rede war, dass der Faschismus vom »Schrecken der bür-
gerlichen Welt vor dem Wort Kommunismus […] lange gelebt« 
(Mann 1986: 662) habe. Diese Furcht sei »die Quelle des Muts für 
unsere Feinde« (Mann 1986: 663). Der Schrecken vor dem Wort 
Kommunismus sei, so Thomas Mann, »die Grundtorheit unse-
rer Epoche« (Mann 1986: 662). Er sprach nur eine Tatsache aus, 
als er konstatierte, dass »in den Augen des konservativen Kapita-
lismus des Westens […] der Faschismus schlechthin das Bollwerk 
gegen den Bolschewismus und gegen alles, was man darunter ver-
stand« (Mann 1986: 659), gewesen sei. Man kann seine Warnung 
vor dem Antikommunismus auch so formulieren: Wenn sich die 
Verteidigung der Freiheit, der Liberalität, der bürgerlichen und 
politischen Rechte der Einzelnen vor allem als Abwehr des Kom-
munistischen, d.h. der gemeinsamen sozialen Verantwortung, der 
Solidarität, der gemeinschaftlichen Regelung wichtigster sozialer 
Aufgaben versteht, dann gehen die Anhänger der Freiheit zwangs-
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läufig ein Bündnis mit den schlimmsten Feinden der Freiheit, 
den Faschisten, ein. Den Weltkrieg, auf dessen Höhepunkt Tho-
mas Mann in Washington auftrat, sah er als »ein Mittel […] zum 
Ausgleich von Sozialismus und Demokratie« (Mann 1986: 660). 

Thomas Mann ging aber über die taktischen Erwägungen der 
Gefährlichkeit des Antikommunismus für alle Demokraten hi-
naus. Man dürfe nicht nur auf die besondere Gestalt des Kom-
munismus der Gegenwart, sprich: die Sowjetunion, blicken. Der 
Kommunismus sei »älter als Marx und das neunzehnte Jahrhun-
dert«: »Älter ist er, weil schon die religiösen Volksbewegungen 
des ausgehenden Mittelalters einen eschatologisch-kommunisti-
schen Charakter hatten: schon damals sollten Erde, Wasser, Luft, 
das Wild, die Fische und Vögel allen gemeinsam gehören, auch die 
Herren sollten um das tägliche Brot arbeiten, und alle Lasten und 
Steuern sollten aufgehoben sein.« (Mann 1986: 662f.) Davon aus-
gehend definierte Thomas Mann auch jene Elemente dieses Kom-
munismus, »die erst einer Zukunftswelt angehören« (Mann 1986: 
662) werden: »Der Zukunft aber gehört er [der Kommunismus 
– M.B.] an insofern, als die Welt, die nach uns kommt, in der un-
sere Kinder und Enkel leben werden und die langsam ihre Um-
risse zu enthüllen beginnt, schwerlich ohne kommunistische Züge 
vorzustellen ist: das heißt, ohne die Grundidee des gemeinsamen 
Besitz- und Genussrechtes an den Gütern der Erde, ohne fort-
schreitende Einebnung der Klassenunterschiede, ohne das Recht 
auf Arbeit und die Pflicht zur Arbeit für alle.« (Mann 1986: 663). 

In seiner Rede in Washington skizzierte Thomas Mann die 
Umrisse einer neuen, weit in die Zukunft weisenden Idee. Dies 
seien »die soziale Demokratie und ein Humanismus, der, statt in 
mutlosem Relativismus steckenzubleiben, wieder den Mut hat 
zur Unterscheidung von Gut und Böse« (Mann 1986: 647). Frei-
heit und Gleichheit müssten »ein neues Gleichgewicht« (Mann 
1986: 664) finden. Dazu aber, so Mann, bräuchte es des Kom-
munistischen: »Gemeinschaft, Kommunität, da haben Sie das 
Stammwort der Schreckensvokabel ›Kommunismus‹, mit der 
Hitler seine Eroberungen gemacht hat. Ich habe gar keinen Zwei-
fel, dass Welt und Menschenleben sich nolens volens und un-
aufhaltsam in eine Lebensform hineinbewegen, für die das Epi-
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theton ›kommunistisch‹ noch das zutreffendste ist, das heißt in 
eine Lebensform der Gemeinsamkeit, der gegenseitigen Abhän-
gigkeit und Verantwortlichkeit, des gemeinsamen Anrechtes auf 
den Genuss der Güter dieser Erde, einfach infolge des Zusam-
menwachsens des Erdraumes, der technischen Verkleinerung und 
Intimisierung der Welt, in der alle Heimatrecht haben und deren 
Verwaltung alle angeht.« (Mann 1986: 664f.)

In seiner Rede im Oktober 1943 antizipierte er ein Projekt, 
dass mit Gründung der Vereinten Nationen unter Führung von 
Eleanor Roosevelt in Angriff genommen wurde – die »Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte«, die am 10. Dezember 
1948 verabschiedet wurde. In seiner »State of the Union Mes-
sage to Congress« vom 11. Januar 1944 hatte Franklin D. Roose-
velt mit seiner Ankündigung einer zweiten Grundrechtecharta 
für die USA den Weg zur Ergänzung der liberalen Rechte durch 
soziale Rechte und das Recht auf Frieden und Sicherheit ange-
kündigt (vgl. Roosevelt 1944; siehe auch Sunstein 2004). Im di-
rekten Bezug auf diese sich schon im New Deal der 1930er-Jahre 
ankündigenden Vision (vgl. Lehndorff 2020) formulierte Thomas 
Mann: »Was vor allem wiederherzustellen ist, das sind die von ei-
ner falschen Revolution mit Füßen getretenen Gebote des Chris-
tentums, und aus ihnen muss das Grundgesetz für das künftige 
Zusammenleben der Völker abgeleitet werden, vor dem alle sich 
werden beugen müssen. Keine wirkliche Befriedigung der Welt, 
keine Zusammenarbeit der Völker für das gemeinsame Wohl und 
den menschlichen Fortschritt wird möglich sein ohne ein solches, 
bei aller nationalen Verschiedenheit und Freiheit, für alle gülti-
ges, von allen anerkanntes Grundgesetz, eine Magna Charta des 
Menschenrechts, welche dem Individuum seine Rechtssicherheit, 
seine Unantastbarkeit, sein Recht auf Arbeit und Lebensgenuss 
garantiert, und für die die amerikanische Bill of Rights als Vor-
bild dienen mag.« (Mann 1986: 665f.)

Albert Einsteins sozialistische Intervention in den Kalten Krieg
Zwei Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges befanden sich 
die USA und die Sowjetunion, kurz zuvor noch Verbündete bei 
der Niederwerfung des Faschismus, im Kalten Krieg. In den USA 
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begann eine Welle der aggressiven Verfolgung von Kommunis-
tinnen und Kommunisten und anderer Linker. Sie wurden »an-
tiamerikanischer Umtriebe« bezichtigt. 1948 wurde ein Gesetz 
verabschiedet, dass die Schaffung von Internierungslager (»deten-
tion camps«) vorsah. Die sowjetische Führung schwenkte ihrer-
seits um auf eine Politik des strikten Antiliberalismus. In dieser 
Situation schärfster politischer Konfrontation tat Albert Ein-
stein, der seit 1933 in den USA lebte, das Unmögliche. Er schrieb 
für die erste Ausgabe der sozialistischen Zeitschrift Month  ly Re-
view 1949 den Artikel »Why Socialism?« – »Warum Sozialis-
mus?«. Am Ende des Artikels heißt es: »Klarheit über die Ziele 
und Probleme des Sozialismus ist für unsere Zeit des Übergangs 
von größter Bedeutung. Leider ist bei dem jetzigen Zustande der 
Gesellschaft die freie Diskussion dieser Dinge durch ein mächti-
ges Tabu erschwert.« (Einstein 1986: 175, siehe auch online 2005) 
Das Tabu, auf das sich Einstein bezog, betraf den Kommunismus. 

Einsteins kurzer Artikel von knapp sechs Seiten stellte zent-
rale Fragen jeder ernsthaften Sozialismusdiskussion. Sozialismus 
ist für ihn erstens eine wissenschaftliche und zweitens eine sozial-
ethische Frage. Während Wissenschaft die Felder des Möglichen 
und Unmöglichen erforscht, zielt die Ethik, so Einstein, darauf, 
was sein soll und warum. Drittens war es für Einstein selbstver-
ständlich, dass Sozialismus von der anthropologisch begründe-
ten Widersprüchlichkeit des Menschen als eines zugleich auf sich 
selbst gestellten, solitären und eines auf andere bezogenen, sozia-
len Wesens ausgehen müsse. Viertens verweist er auf das »Wesen 
der Krise der Gegenwart«. Er sieht diese Krise darin begründet, 
dass eine »wirtschaftliche Anarchie« gegeben sei und eine »Olig-
archie des Privatkapitals« herrsche, die nicht demokratisch kon-
trolliert werden könne. Auch wenn es keine »rein kapitalistische 
Gesellschaft« gebe, so seien kapitalistischen Gesellschaften doch 
alle durch zwei Prinzipien dominiert: Das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln und die Freiheit des Arbeitsvertrags. Die Pro-
duktion erfolge für den Profit und nicht nach den Maßstäben ge-
sellschaftlicher Nützlichkeit. Jeder müsse um seinen Job fürchten. 
Das schlimmste Übel sei die »Verkrüpplung des sozialen Bewusst-
seins der Einzelnen«. Ihr soziales Wesen werde zugunsten von 
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Selbstsucht und Konkurrenz unterdrückt. Fünftens führte Ein-
stein aus: »Nach meiner Überzeugung gibt es nur einen Weg zur 
Beseitigung dieser schweren Übel, nämlich die Etablierung der so-
zialistischen Wirtschaft, vereint mit einer auf soziale Ziele einge-
stellten Erziehung: Die Arbeitsmittel werden Eigentum der Ge-
sellschaft und werden von dieser planwirtschaftlich verwendet.« 
(Einstein 1986: 175) Und sechstens ging Einstein noch auf mögli-
che Gefahren eines solchen Sozialismus ein. Man dürfe ihn nicht 
mit einer geplanten Gesellschaft gleichsetzen. Eine solche verplante 
Gesellschaft könne auch in die »völlige Versklavung des Individu-
ums« münden. Im Sozialismus müsse folgendes Problem gelöst 
werden: »Wie bringt man es bei so weitgehender Zentralisierung 
der politischen und ökonomischen Macht zuwege, dass die Büro-
kratie nicht zu mächtig wird und zu sehr anschwillt, dass das In-
dividuum nicht politisch verkümmert und mit ihm das demokra-
tische Gegengewicht gegen die Macht der Bürokratie?« (Einstein 
1986: 175) Einstein ging es um die emanzipatorische Austragung 
des Widerspruchs zwischen den kommunistischen Grundlagen 
moderner Gesellschaften und den liberalen Institutionen, die die 
Freiheit der Einzelnen schützen. In diesem Artikel von 1948 leis-
tete Einstein das fast Unmögliche: Er wollte die Idee des Sozialis-
mus unter den Bedingungen des entfesselten Antikommunismus 
und eines verschärften Stalinismus am Leben erhalten.

Ernst Blochs Forderung der Verbindung von Kommunismus 
und Liberalismus 
1957 wurde der an der Leipziger Karl-Marx-Universität lehrende 
Philosoph Ernst Bloch zwangsemeritiert. Das kurze Tauwetter 
nach Stalins Tod fand mit der Niederschlagung des Aufstands 
in Ungarn ein Ende. Blochs letzte Vorlesung an der Leipziger 
Universität hatte den Titel »Probleme der Fortentwicklung des 
Marxismus nach Marx«. Unter anderem fielen die Sätze: »Die 
Märtyrer des Marxismus sind nicht für ein durchorganisiertes 
Produktionsbudget gestorben.« »Der Marxismus ist per defini-
tionem Erneuerung, dazu gehört Mut, revolutionärer Elan, keine 
Routine, sondern materialistisch begriffene Hoffnung.« (zitiert in 
Zwerenz 2006) Ernst Bloch, der noch zwei Jahre zuvor aus An-
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lass seines 70. Geburtstags den Nationalpreis der DDR erhalten 
hatte, wurde 1957 zum Schweigen verurteilt. Die Periode des ver-
ordneten Schweigens nutzte er, um sein wichtigstes Alterswerk 
zu verfassen – »Naturrecht und menschliche Würde«. In dem 
Staat, in dem er es geschrieben hatte, durfte es nie erscheinen. 

Blochs Schrift nahm einen bis heute in vielen marxistischen Zu-
sammenhängen nicht aufgenommenen Paradigmenwechsel vor. 
Marx wie Engels hatten sich spätestens 1845 entschieden, ihre ei-
genen Auffassungen als deutschen »kritischen Kommunismus« 
zu bezeichnen. Dies schloss eine harte Abgrenzung gegenüber 
dem Liberalismus ein und schloss alle Versuche, Kommunismus 
und Liberalismus sozialistisch zu »versöhnen«, aus. Diese Posi-
tion der radikalen Negation des Liberalismus durch Marx und 
Engels basierte auf der Annahme, dass die liberalen Menschen-
rechte Ausdruck kapitalistischer Verhältnisse seien und diese sta-
bilisieren würden. Märkte würden unvermeidlich immer wieder 
Kapitalismus hervorbringen; liberales Recht und liberale Staats-
formen seien Vermittlungsweisen der kapitalistischen Klassen-
herrschaft. Eine nachkapitalistische Gesellschaft, so die durch 
Marx spätestens 1844 formulierte Position, bedürfe in der lang-
fristigen Perspektive keiner liberalen Rechte und Institutionen. 
Märkte, Recht und Staat würden »absterben«, sobald sich die 
neue Gesellschaft auf eigener Grundlage entwickle.

Mit seiner Rückkehr nach Deutschland, in die DDR, musste 
Bloch persönlich die Erfahrung machen, dass der durch die Bol-
schewiki unter Lenin begründete Staatsparteisozialismus sowje-
tischer Prägung zu einem System neuer Unmündigkeit gewor-
den war. Er erkannte, dass die Versuche der Entstalinisierung 
nach 1953 halbherzig blieben. Die Art der Niederschlagung der 
Proteste in der DDR 1953 und die Entwicklungen in Polen und 
Ungarn 1956 zeigten ihm die systemischen Grenzen des sow-
jetischen Sozialismus auf. Bloch begann, die in dieser Zeit ge-
wonnene Einsicht philosophisch zu verarbeiten. Seine Haupter-
kenntnis war, dass der Sozialismus neben dem kommunistischen 
Erbe der Orientierung auf die Gemeingüter auch das Erbe an den 
»ehemals liberalen, nicht nur liberalen Menschenrechten« (Bloch 
2007: 12) antreten müsse. 
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Blochs Position des positiven Bezugs gleichermaßen auf Kom-
munismus und Liberalismus stellte einen offenen Bruch mit dem 
Leninismus dar. Lenin hatte einerseits sofort nach der Übernahme 
der Macht durch die Bolschewiki die Verstaatlichung der Drucke-
reien und großen öffentlichen Gebäude durchgesetzt. Zugleich 
beseitigte Lenins Regierung die subjektiven Rechte der Bürge-
rinnen und Bürgern, diese Druckereien und Gebäude zu nutzen, 
um sich unabhängig von der herrschenden Partei und ihrem Staat 
zu versammeln, zu organisieren und eine eigene Position zu äu-
ßern. Dabei waren die liberalen Rechte in den Reformbewegun-
gen des 19. Jahrhunderts und den Revolutionen von 1905 und 
des Februar 1917 teuer erkämpft worden. 

Auf dem VII. Parteitag der Bolschewiki im März 1918 begrün-
dete Lenin seine Position: »Für die Bourgeoisie wichtig war die 
allgemeine Proklamierung großspuriger Grundsätze: ›Alle Bür-
ger haben das Recht, sich zu versammeln, aber nur unter freiem 
Himmel, denn Räumlichkeiten werden wir euch nicht geben.‹ Wir 
dagegen sagen: ›Weniger Phrasen und mehr Taten.‹ Man muss die 
Paläste in Beschlag nehmen, und zwar nicht nur den Taurischen 
Palast, sondern auch viele andere – über das Versammlungsrecht 
aber bewahren wir Stillschweigen. Und das muss auch für alle 
übrigen Punkte des demokratischen Programms gelten.« (Le-
nin 1960a: 122)

In den Augen Blochs waren die Folgen, die im Großen Terror 
der späten 1930er Jahre in der Sowjetunion kulminierten, dra-
matisch. Er schrieb: »Als letzte Quintessenz des klassischen Na-
turrechts, ohne das andere Beiwerk, bleibt allemal das Postulat 
menschlicher Würde; auch der Mensch, nicht nur seine Klasse 
hat, wie Brecht sagt, nicht gern den Stiefel im Gesicht. […] Daher 
als eigenes Erbe am revolutionär gewesenen Naturrecht: Aufhe-
bung aller Verhältnisse, in denen der Mensch mit den Dingen zur 
Ware entfremdet ist und nicht nur zur Ware, sondern zur Nulli-
tät an Eigenwert.« (Bloch 2007: 232)

Bloch zog die Konsequenzen aus der Tatsache, dass eine Re-
volution im Namen des Sozialismus die Menschenrechte als ge-
genüber dem Staat einklagbare Rechte der Selbstverständigung 
und Selbstorganisation als Bürgerinnen und Bürgern ausgelöscht 
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hatte. Er stellte dem das sozialistische Programm der Verbin-
dung von »einem Prius menschlicher Versorgung, einem Primat 
menschlicher Würde« (Bloch 2007: 237) entgegen und betonte, 
»dass weder menschliche Würde ohne ökonomische Befreiung 
möglich ist noch diese […] ohne die Sache Menschenrechte. 
Beides geschieht nicht automatisch im selben Akt, sondern ist 
wechselseitig aufeinander angewiesen, bei ökonomischem Prius, 
humanistischen Primat. Keine wirkliche Installierung der Men-
schenrechte ohne Ende der Ausbeutung, kein wirkliches Ende 
der Ausbeutung ohne Installierung der Menschenrechte.« (Bloch 
2007: 13)

Die besondere Leistung des liberalen Naturrechts sah Bloch 
darin, dass die Rechte der Einzelnen nicht mehr von staatlichen 
Erfordernissen und den Ansprüchen der Gemeinschaft an die 
Einzelnen abgeleitet werden, sondern vorausgesetzt sind. In der 
Konsequenz werden »die Grundrechte als primär, die objektive 
Rechtsordnung dagegen als sekundär dargestellt und letzterer 
die Beweislast für sich selbst aufgebürdet.« (Bloch 2007: 228) 
An dieser Errungenschaft ist nach Bloch auch dann nicht zu rüt-
teln, wenn historisch der »freie Mann […] nicht billiger als um 
den Preis des geschäftstüchtigen zu haben« (Bloch 2007: 68) war.

Ausgehend von den Frontstellungen des 20. Jahrhunderts 
nahm Ernst Bloch eine doppelte Abgrenzung vor – die traditio-
nelle linke Abgrenzung gegen die kapitalistische Klassengesell-
schaft und zugleich die Abgrenzung gegen alle Versuche, den 
Kapitalismus durch einen Sozialismus zu überwinden, der die 
Einzelnen bedingungslos einer Partei unterordnet. Daraus zog 
Bloch die Schlussfolgerung: »Keine Demokratie ohne Sozialis-
mus, kein Sozialismus ohne Demokratie, das ist die Formel einer 
Wechselwirkung, die über die Zukunft entscheidet.« (Bloch 2007: 
232) Die dahinterstehende Forderung nach einer Verbindung von 
Liberalismus und Kommunismus im Sozialismus wurde histo-
risch in Ost und West überhört. Dabei gehört dieser Forderung 
die Zukunft.

Blochs Rettung des liberalen Erbes für den Sozialismus hatte 
aber eine Grenze. Bloch betrachtete das liberale Erbe als einen 
Auftrag, für den im Maße seiner Einlösung durch eine sozialis-
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tische und weiter noch kommunistische Gesellschaft am Ende 
kein Bedarf mehr bestehen würde. Der Schutz der Würde jeder 
und jedes Einzelnen und ihre Versorgung nach ihren Bedürfnis-
sen würden, so ganz im Sinne von Marx’ »Kritik des Gothaer 
Programms« unmittelbar und widerspruchsfrei zusammenfal-
len. Es würde eine freie Gemeinschaft (die Polis) ohne Staat (die 
politeia) entstehen (vgl. Bloch 2007: 259).

»Das letzte subjektive Recht wäre so die Befugnis, nach seinen 
Fähigkeiten zu produzieren, nach seinen Bedürfnissen zu konsu-
mieren; garantiert wird diese Befugnis durch die letzte Norm des 
objektiven Rechts: Solidarität. Darin erst, sofern sie sozialistisch 
gelungen wäre, hätte die liberal nötige Prävalenz der subjektiven 
Rechte […] vor den objektiven Rechten […] ein gutes Ende. Der 
tiefgehende Dualismus in der Rechtssphäre verschwände in einer 
Gesellschaft, die nicht nur eine nicht-antagonistische in ihren In-
teressen wäre, sondern ebenso die Staatsmächte nicht mehr nötig 
hätte, so wenig wie die Individuum-Reservate, die nötigen, gegen 
den Staat, gar als Polizeistaat.« (Bloch 2007: 252f.)

DDR und BRD im rückblickenden Systemvergleich
Man muss sich nicht an Thomas Mann, Albert Einstein oder Ernst 
Bloch wenden, wenn man wissen will, was eine gute Gesellschaft 
ausmacht. In den letzten Jahren der DDR hatte das Leipziger Ju-
gendforschungsinstitut eine Längsschnittstudie begonnen. Bei ei-
ner solchen Studie werden ein und dieselben Personen über meh-
rere oder viele Jahre in regelmäßigen Abständen immer wieder 
befragt. Die Intervallstudie konnte nach »Abwicklung« dieses In-
stituts nur unter großen Mühen fortgesetzt werden. Das Haupt-
verdienst dafür hat Peter Förster. Seit jetzt über 35 Jahren wer-
den ein und dieselben Personen (am Beginn noch 15 oder 16 Jahre 
alt, jetzt 50) zu ihrem Blick auf die Gegenwart sowie auf Zukunft 
und Vergangenheit befragt. Verblüffen sollte Folgendes: Erstens 
verschiebt sich die Erwartung einer völligen Angleichung der Le-
bensverhältnisse von Ost und West immer weiter in die Zukunft. 
1990 konnte sich kaum jemand vorstellen, dass dies länger als 
zehn Jahre dauert, jetzt wird 2040 genannt (vgl. Berth et al. 2015a: 
39; Förster/Roski 1990: 67). Zweitens betont zwar die sehr große 
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Mehrheit heute ganz anders als vor einem Vierteljahrhundert die 
Gemeinsamkeiten von Ost und West. Trotzdem sehen sich die Be-
fragten sehr selbstbewusst zugleich als frühere Bürgerinnen und 
Bürger der DDR und der Bundesrepublik. Dies macht für sie kei-
nen Widerspruch aus. Auch an dieser Einstellung hat sich über 
Jahrzehnte nichts geändert. Sie nimmt auch nicht ab, sondern im 
Gegenteil zu: Anfang der 1990er-Jahre lag sie bei rund 80, zwan-
zig Jahre später bei rund 90% (vgl. Berth et al. 2015a: 36). Wie Pe-
ter Förster schreibt: »Das Zugehörigkeitsgefühl zu der […] DDR 
wurde […] nicht als überflüssiger Ballast abgeworfen. Ausdrück-
lich betont sei, dass es sich dabei nicht um politische Bindungen 
an die untergegangene DDR handelt. So bestehen keine signifi-
kanten Korrelationen zwischen der Identifikation mit der DDR 
im Jahre 2005 einerseits und der Identifikation mit ihr im Frühling 
1989 […] bzw. mit der damaligen Systembindung andererseits.« 
(Förster 2006: 41; siehe auch Berth et al. 2010: 161) Obwohl eine 
qualifizierte Minderheit von rund 40% die DDR als »Unrechts-
staat« ansieht, geben zugleich über 90% an, gerne in der DDR ge-
lebt zu haben (vgl. Förster 2009: 2).

Interviews mit den Befragten geben einige Einblicke, warum 
keine Verdrängung der DDR-Identität erfolgt. So heißt es u.a.: 
»Mein Leben war als Kind in der DDR behütet und schön.« »Ich 
würde meine Kindheit genauso wieder haben wollen.« (Berth et 
al. 2015b: 76, 131) Dies könnte man als Nostalgie abtun, wären 
diese Einschätzungen nicht mit einem sehr differenzierten Bild 
auf die DDR verbunden. Einerseits zieht sich die Kritik an der 
Einschränkung der politischen wie der persönlichen Freiheit (hier 
vor allem die mangelnde Reisefreiheit) durch alle Berichte hin-
durch. Viele teilen die folgende Einschätzung: »Unbestritten … 
führe ich heute ein freieres und selbstbestimmteres Leben.« Cha-
rakteristisch ist der folgende Blick auf die DDR: »Durch Kollek-
tivierung waren Kreativität und Einfallsreichtum stark behindert, 
Individualismus war nicht gefragt, fehlende Demokratie, poli-
tische Zwänge, eingeschränkter Konsum.« Typisch auch: »Sich 
nicht frei entfalten zu können. Das Gefühl, eingeengt zu sein, 
Keine Redefreiheit.« (Berth et al. 2015b: 74, 76, 112) Anderer-
seits aber gibt es einen ausgeprägt positiven Bezug auf »System-
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eigenschaften« der DDR, die deren eigenem politischen Selbst-
verständnis entsprachen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Längsschnittstudie heben den sozialen und menschlichen Zu-
sammenhalt hervor. Sie äußern sich auf die Frage »Was hat mir 
an der DDR gefallen?« u.a. so: » – Tolle Kindheit mit vielen Frei-
zeitangeboten; – soziale Sicherheit und medizinische Versorgung; 
– gutes Bildungssystem (10 Jahre gemeinsame Schule); – Betreu-
ungsangebote für Kinder (Ganztagseinrichtungen); – keine Angst 
vor Arbeitslosigkeit.« (Berth et al. 2015b: 68)

Befragt danach, was ihnen an der heutigen Gesellschaft gefällt 
oder nicht gefällt, ergibt sich wiederum ein weitgehend gemein-
sames Bild: »Was gefällt mir heute am besten? frei zu sein in sei-
ner Entscheidung. Das ist im Alltag nicht einfach, aber selbst-
bestimmt. Was gefällt mir heute nicht? hoher Aufwand (zeitlich, 
beruflich) zur sozialen Sicherung der (vermeintlichen) Grundbe-
dürfnisse. Es ist schwierig, sich aus diesem Kreislauf zu entfer-
nen.« (Berth et al. 2015b: 134) Oder allgemeiner: Es gefällt »die 
persönliche, individuelle Gestaltungsfreiheit für das Leben, poli-
tische Meinungsfreiheit, Reisefreiheit.« Kritisch werden gesehen: 
»Soziale Schichtung der Gesellschaft, zunehmende Altersarmut, 
die uneingeschränkte Orientierung am wirtschaftlichen Wachs-
tum, die damit verbundene Ungerechtigkeit (klima- und um-
weltbezogen) anderen Teilen der Weltbevölkerung gegenüber.« 
(Berth et al. 2015b: 138)

Bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern bilden DDR und 
Bundesrepublik eine Kontrastfolie: Wo die eine Gesellschaft 
strahlt, ist die andere finster – und wo diese hell ist, ist jene dun-
kel. Die Kontroversen des Kalten Kriegs um das Verhältnis von 
sozialen und politischen Menschenrechten zeigen so rückbli-
ckend ihren lebensweltlichen Gehalt. Aber mehr noch: Die Be-
fragten nehmen die Erfahrungen zweier Systeme auf ihrem Le-
bensweg mit. Die Bilder, mit denen sie ihren heutigen Alltag 
sehen, speisen sich aus diesen Zusammenhängen. Über nun fast 
drei Jahrzehnte ergibt sich immer das gleiche Bild: Der zentrale 
Deutungsrahmen ist die Konfliktlinie Freiheit vs. Gleichheit und 
Solidarität (siehe Abb. 1). Diese Daten aus der Mitte der 2000er-
Jahre sind weitgehend stabil – zumindest was die polarisierte 
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Spiegelbildlichkeit von Freiheit vs. Gleichheit und Solidarität in 
der Bundesrepublik bzw. DDR betrifft (vgl. Friedrich/Förster 
1996: 42; vgl. Förster 2002: 244, 2006, 2007: 68–74).

Diese Sichten auf die DDR und die Bundesrepublik sagen viel 
darüber aus, was für die Befragten eine »gute Gesellschaft« ist. 
Als gut wird eine Gesellschaft angesehen, die Freiheit, Gleich-
heit und Solidarität vereint sowie wirksame demokratische Ge-
staltungsmöglichkeiten bietet. Ausgehend davon wird die Bun-
desrepublik in dreifacher Hinsicht kritisch betrachtet: Erstens 
betrifft dies Gerechtigkeit und soziale Sicherheit, Planbarkeit des 
Lebens und vertrauensvolle zwischenmenschliche Beziehungen 
sowie Solidarität. Anhaltend kritisch wird von vielen Befragten 
deshalb auch der Vereinigungsprozess gesehen. Von Anfang an 
gab es die Forderung, dass die genannten Errungenschaften der 
DDR (und dies ohne Anführungsstriche) nicht geopfert werden 
dürften (vgl. Förster/Roski 1990: 174–178). 

Zweitens wird die Bundesrepublik kritisch gesehen, wenn es 
um die reale politische Wirkung der Freiheitsrechte geht. So sehr 
anerkannt wird, wieviel auf persönlicher Ebene gewonnen wurde, 
so wenig scheint den Teilnehmerinnen und Teilnehmern dieser 
Studie auf gesellschaftlicher Ebene gewonnen worden zu sein. 
Von der Moral der Politikerinnen und Politiker halten sie heute 
kaum mehr als im Rückblick von der Moral der Funktionäre der 
DDR. Auch heute fühlen sich die Befragten nicht oder kaum ge-
hört (vgl. Förster 2007: 75f., 95). Die reale Demokratie enttäuscht 
viele genauso wie damals der reale Sozialismus.

Abb 1: Systemvergleich (nach Förster 2006)
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Drittens zweifeln die Befragten zunehmend an der Zukunfts-
fähigkeit des wirtschaftlich-politischen Systems der Bundesre-
publik. Es wiederholt sich etwas, was schon vor über dreißig 
Jahren zu beobachten war. In den 1980er-Jahren und spätestens 
ab 1987 stürzte der Glaube in die Zukunftsfähigkeit des Sozia-
lismus ab. Waren Mitte der 1970er Jahre noch knapp zwei Drit-
tel der Jugendlichen in der DDR von der weltweiten Durchset-
zung des Sozialismus überzeugt, so zehn Jahre später nur noch 
die Hälfte und im Frühjahr 1989 lediglich ein Zehntel (vgl. Förs-
ter/Roski 1990: 41f.). Die Identifikation von Jugendlichen mit 
der DDR hatte nach dem Machtwechsel von Walter Ulbricht zu 
Erich Honecker ihren Höhepunkt, ging in den frühen 1980er-Jah-
ren spürbar zurück und brach schließlich ab 1987 völlig ein (vgl. 
Förster 1999: 86). Trotzdem sahen auch Anfang 1989 90% der 
befragten Jugendlichen optimistisch in die persönliche Zukunft 
(vgl. Förster/Roski 1990: 178). Auch heute ist die Einschätzung 
der eigenen Lebensperspektiven weitgehend positiv. Zugleich 
aber wachsen die Zweifel, ob das westliche Gesellschaftssystem 
eine Zukunft hat. Schon Mitte der 2000er-Jahre waren nur noch 
zwei (!) % der befragten Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 
Sächsischen Längsschnittstudie davon überzeugt, dass »das jet-
zige Gesellschaftssystem […] die dringenden Menschheitsprob-
leme lösen« wird. (Förster 2006: 32)

Während viele Vorstellungen, die im Staatsbürgerkundeunter-
richt der DDR vermittelt wurden, im Orkus der Geschichte ver-
schwunden sind, ist die marxistische Kapitalismuskritik präsent. 
Sie wird immer wieder aktiviert, wenn es darum geht, die heuti-
gen Verhältnisse zu beurteilen. So wird die Auffassung, dass die 
Bundesrepublik weitgehend von großen Banken und Konzernen 
kontrolliert wird, mehrheitlich geteilt (vgl. Förster 2002: 248). 
Wie Peter Förster nachweist, werden solche Positionen vor allem 
von jenen vertreten, die einerseits früher eine besonders enge Bin-
dung an das System der DDR hatten und nach 1990 von Arbeits-
losigkeit betroffen waren. Er schreibt: »Frühere Systembindun-
gen […] wirken offensichtlich nicht zwangsläufig, automatisch 
nach, sondern vor allem oder nur dann […], wenn Erfahrungen 
vorliegen, welche die damals verinnerlichten Ansichten und Ori-
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entierungen nachträglich als richtig erscheinen lassen.« (Förster 
2002: 259) Arbeitslosigkeit erweist sich als eine entscheidende kri-
tische Variable (vgl. Zenger et al. 2012), die tief in das Leben ein-
greift und die Vorstellungen über die heutige Gesellschaft prägt.

Die genannte Längsschnittstudie zeigt, dass es eine ständig ab-
rufbare Kapitalismuskritik gibt, aber kein überzeugendes Alter-
nativmodell. Die Vorstellung von einem »reformierten, humanis-
tischen Sozialismus« verlor in den letzten Jahren an Ausstrahlung 
(vgl. Berth et al. 2012: 98). Dies erzeugt eine wachsende Span-
nung zwischen der Überzeugung, das heutige Gesellschaftssys-
tem habe langfristig keine Zukunft, und dem Fehlen einer ernst 
genommenen Alternative. Eine solche Diskrepanz ist charakte-
ristisch für eine anomische Situation, in der zwischen den Nor-
men und der Lebenswirklichkeit eine Kluft besteht (siehe Merton 
2002). Unter diesen Bedingungen kann der Kapitalismus nicht 
als wirklich gute Gesellschaft gelebt werden, aber auch nicht als 
schlechte Gesellschaft sterben. 

Daniela Dahn hat darauf aufmerksam gemacht, welches Maß 
an Zukunft in der DDR steckte, das in anderem Gewand in den 
heutigen Diskussionen wieder auftaucht und das viele Menschen 
in den östlichen Bundesländern genauso wenig vergessen haben 
wie die politische Diktatur, den ökonomischen Niedergang und 
die ökologischen Schäden: 

»Nicht nur die Sozialdemokraten wollen bis heute nicht zur 
Kenntnis nehmen, dass die traditionellen antikapitalistischen 
SPD-Forderungen, die den Geist von Godesberg überlebt hat-
ten, wenn überhaupt, dann nur in der DDR umgesetzt wurden. 
Um dafür Beispiele zu finden, muss man sich nur die wörtlichen 
SPD-Programmziele aus den 90er-Jahren anschauen, deren prak-
tische Umsetzung in der DDR deutlich weiter gediehen waren: 
Abbau der Klassenvorrechte, mehr Gleichheit in der Verteilung 
von Einkommen und Vermögen, Beteiligung aller am Produk-
tivvermögen, Verhinderung von Bodenspekulation, Vorrang von 
Nutzungsrechten (Erbbau, Miete, Pacht) bei der Grundstücks-
verfügung, Vergesellschaftung als demokratisches Element und 
Förderung des Genossenschaftsgedankens, Zurückdrängung des 
Einflusses von Banken und Versicherungen auf Grundentschei-
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dungen der Wirtschaft, Vollbeschäftigung und soziale Sicher-
heit, Gleichberechtigung von Mann und Frau, Kindergärten und 
Ganztagsschulen, elternunabhängige Bildungschancen, Zugang 
zu Sport und Kultur für alle.

Und den Grünen ist erst recht nicht aufgefallen, dass einige 
ihrer Forderungen nur auf der anderen Seite umgesetzt wurden. 
Wörtliche Programmziele der Grünen aus den 90er-Jahren, de-
ren Verwirklichung in der DDR weiter gediehen war: eine grund-
sätzliche Neuorientierung beim Umgang mit Grund und Boden 
(Verfügung gesellschaftlich steuern), tiefe Eingriffe ins Mietrecht, 
Mietpreisbindung, Abschaffung des Berufsbeamtentums, Tren-
nung von Kirche und Staat, keine Gewaltdarstellung in Medien, 
Vorrang der Schiene vor der Straße, auf Straßen Höchsttempo 
100, weg vom Autozwang durch preiswerten öffentlichen Nah- 
und Fernverkehr, eine Studienfinanzierung, die Studenten nicht 
zwingt, nebenbei erwerbstätig zu sein, Streichung des § 218, kos-
tenlose Pille. Auch ein zentrales Versprechen der EU-Kommis-
sion zu ihrem Grünen Deal war in der DDR aus Gründen der 
Sparsamkeit selbstverständlich: das Recht auf Reparatur. Wie-
derverwendbare, langlebige und reparierbare Produkte sollen 
nun gefördert werden, da sie an sich nicht marktgerecht sind.« 
(Dahn 2021)

Ganz am Abschluss des dritten Bandes von Fernand Braudels 
Jahrhundertwerk »Sozialgeschichte des 15.–18. Jahrhunderts« 
findet sich folgender Gedanke zu den »Überlebenschancen des 
Kapitalismus«: »Der Kapitalismus […] kann nicht durch einen 
›endogenen‹ Verfall zugrunde gehen; nur ein äußerer Stoß von 
extremer Heftigkeit im Verein mit einer glaubwürdigen Alterna-
tive könnte seinen Zusammenbruch bewirken. Das gigantische 
Gewicht einer Gesellschaft und der Widerstand einer wachsamen 
herrschenden Minderheit, die weltweit Verbündete besitzt, lassen 
sich nicht mit ideologischen Parolen und Programmen oder mit 
kurzlebigen Wahlerfolgen überrunden. Allen Siegen des Sozia-
lismus rund um die Erde gingen Zusammenstöße und beispiel-
lose Gewalttätigkeiten voraus – ob wir nun die russische Revolu-
tion von 1917, die osteuropäischen Regime von 1945, den Erfolg 
der chinesischen Revolution 1947, den Triumph der kubanischen 
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Guerilla 1959 oder die Befreiung Vietnams 1976 nehmen. Und 
außerdem konnten sich all diese Bewegungen auf ein ungebro-
chenes Vertrauen in die sozialistische Zukunft stützen, das uns 
heute weitgehend abhanden gekommen ist.« (Braudel 1990: 702)

Liberalismus oder Kommunismus – ein falscher Gegensatz 
Eine der Ursachen dafür, dass es kein Vertrauen in eine sozia-
listische Alternative gibt, ist die Scheu Vieler, die nach Alterna-
tiven suchen, liberale und kommunistische Gestaltungsansätze 
zu verbinden. Auf der einen Seite meiden viele Linke reform-
orientiert alles Kommunistische wie der Teufel das Weihwasser. 
Planung, Vergesellschaftung, imperative Vorgaben oder Verbote 
werden in die Nähe zu Stalinismus und Autoritarismus gebracht 
und erscheinen damit hoffnungslos diskreditiert. Sie gelten per 
se als antiemanzipatorisch und werden in einem absoluten Ge-
gensatz zur Freiheit gesehen. Gemeineigentum wird oft nur in 
seiner genossenschaftlichen Form toleriert. Zumindest nach-
denklich sollte aber doch machen, dass es eben diese stalinisti-
sche Sowjetunion war, die die entscheidende militärische Kraft 
war, die Hitlerdeutschland besiegte, zeitweise zum Vorbild für 
ein Drittel der Menschheit wurde und den Westen nachhaltig zu 
sozialen Reformen zwang. Selbst in dieser Deformation steckte 
also noch viel Macht und Ausstrahlung. 

Auf der anderen Seite sieht ein anderer Flügel der Linken, eher 
radikal orientiert, in Markt und Privateigentum nichts Anderes 
als die Keimzelle des Kapitalismus. Sie seien Viren, die man er-
barmungslos ausrotten müsse, weil sie sonst die ganze Mensch-
heit in Zombies der kapitalistischen Verwertungswirtschaft ver-
wandeln. Slavoj Žižek hat zwar Recht, dass die heutige Situation 
nach Kommunismus verlangt (vgl. Žižek 2021: 9), aber diese 
neue Hinwendung zum Kommunismus wird nur lebensfähig 
sein, wenn sie sich auch auf neue Weise dem Liberalismus zu-
wendet. Der »Kern« der Linken ist aber nicht der Kommunis-
mus an sich, wie Žižek behauptet (vgl. Žižek 2021: 14), sondern 
eine solidarisch-emanzipatorische Verbindung von Kommunis-
mus und Liberalismus. Die Ausstrahlung liberaler Ordnungen 
und ihre Fähigkeit, sich gegen die Sowjetunion durchzusetzen 
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– nicht zuletzt ethisch –, aber auch ihre andauernde Wirkungs-
macht bleiben unverstanden, wenn man die falsche Alternative 
aufmacht, man müsse sich entweder für Liberalismus oder für 
Kommunismus entscheiden. Beide, Liberalismus wie Kommu-
nismus, haben einen humanistischen Pfahl in ihrem Fleisch, beide 
verabsolutieren auf gegensätzliche Weise Erfordernisse komple-
xer moderner Gesellschaften. Todfeinde sind sie nur in der Aus-
grenzung des jeweils anderen.

Man könnte den Gedanken der widersprüchlichen Einheit von 
Liberalismus und Kommunismus auch mit den Worten des ein-
flussreichsten britischen Liberalen der Mitte des 19. Jahrhunderts, 
John Stuart Mill, so ausdrücken: »Wenn nicht Ideen gleich güns-
tig für Demokratie wie Aristokratie, persönliches wie gemein-
sames Eigentum, Genossenschaften wie Wettbewerb, Luxus wie 
Abstinenz, Sozialismus wie Individualismus, Freiheit wie Diszi-
plin, und für alle andren bestehenden Gegenwirkungen des täg-
lichen Lebens mit gleicher Freimütigkeit zu Wort kommen und 
mit gleichem Talent und gleicher Energie angegriffen und vertei-
digt werden, dann ist keine Möglichkeit vorhanden, dass beiden 
Elementen ihr Recht wird, die eine Schale muss dann steigen, die 
andere sinken. Die Wahrheit ist in den großen praktischen Ange-
legenheiten des Lebens so sehr eine Frage der Versöhnung und 
Vereinigung von Gegensätzen, dass nur wenige ein genügend fä-
higes und unparteiisches Urteil besitzen, um die Schlichtung der 
Gegensätze korrekt genug auszuführen; noch dazu muss sie wäh-
rend der Dauer eines rauen Kampfes zwischen Kämpfern unter 
feindlichen Flaggen ausgeführt werden.« (Mill 1974: 66)

Solange in der unbegriffenen Antinomie von Liberalismus vs. 
Kommunismus verharrt, solange in diesem Entweder-Oder ver-
blieben wird, gibt es, so meine feste Überzeugung, keinen soli-
darischen Ausweg aus der aktuellen Zivilisationskrise. Solange 
man nicht die Stärken des Liberalen wie des Kommunistischen 
zusammen einsetzt für die Lösung der Menschheitsfragen, so-
lange auf das Eine oder auf das Andere verzichtet wird, gibt es 
keine Chance. Wenn der Mut fehlt, beides zugleich zu tun, wer-
den beide, der Liberalismus wie der Kommunismus, gemeinsam 
untergehen. Bei seinem einzigen Staatsbesuch in der Bundesre-
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publik, es war September 1987, sprach Erich Honecker davon, 
»dass Sozialismus und Kapitalismus sich ebensowenig vereini-
gen lassen wie Feuer und Wasser.« (Honecker 1987) Wenn man 
sich jedoch nicht damit begnügt, das Feuer mit Wasser zu ersti-
cken oder das Wasser sinnlos zu verkochen, können Feuer und 
Wasser aber sehr wohl vereinigt werden. Die Dampfmaschine, 
der Motor der ersten industriellen Revolution, war genau eine je-
ner intelligenten Formen der Vereinigung von Feuer und Wasser, 
aus denen Entwicklung entstehen kann. Auch in jeder Pflanze 
verwandelt Photosynthese das Licht der Sonne und das Wasser 
der Erde in neues Leben. Sinnvoll ins Verhältnis zueinander ge-
bracht (»vermittelt«, um Hegels Sprache zu benutzen), sind Ge-
gensätze die treibende Kraft jeder Entwicklung. Dies trifft zwar 
nicht unbedingt auf Kapitalismus und Sozialismus zu, aber auf 
jeden Fall auf Liberalismus und Kommunismus.

Immer noch gibt es Auffassungen, die suggerieren, dass es in 
einer sozialistischen Gesellschaft einfach nur des guten Willens 
bedarf, um alle Gegensätze verschwinden zu lassen, so dass es 
keiner liberalen Vermittlungsformen bedürfe. Der Staat sei über-
flüssig, auch die Abgrenzung der Staaten voneinander sei völlig 
unsinnig. So schreibt Chris Williams: »Es sollte klar sein, dass es 
nach der Abschaffung der völlig künstlichen Linien auf Land-
karten, die wir Grenzen nennen, keine Nationalstaaten mehr 
geben wird. Dies wird notwendig sein, damit die regionale Pla-
nung der Ressourcennutzung nicht zu internationalen Konflik-
ten führt, wie sie für kapitalistische Nationen charakteristisch 
sind. Es können rationale Pläne für die Nutzung von Wasser-
ressourcen erstellt werden, die sich bisher über mehrere Länder 
erstreckten und zu Reibereien zwischen Staaten führten, die ge-
meinsame Wasserquellen in Asien, Afrika und dem Nahen Osten 
nutzen. Wie können die Menschen in der Region einen rationalen 
Plan für die Erhaltung und Nutzung von Wasser entwickeln, der 
eine angemessene und nachhaltige Versorgung für alle gewähr-
leistet und die lokalen Ökosysteme nicht beeinträchtigt, anstatt 
dass sich mehrere Länder um die Kontrolle über das lebensspen-
dende Wasser des Nils streiten? Es wird eine echte Globalisierung 
geben – eine weltweite Integration natürlicher und menschlicher 
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Ressourcen im Interesse aller – menschlicher und nicht-mensch-
licher – Lebewesen.« (Williams 2010: 225) 

Solche Positionen unterstellen, dass die Interessen der Einzel-
nen, von Regionen und der Menschheit als Ganzer unmittelbar 
zusammenfallen könnten, so dass es kein Mein und Dein, kein 
Recht, keinen Markt, keinen Staat und kein staatliches Gewalt-
monopol mehr geben müsse. Williams muss sich deshalb in sei-
nem Buch unter dem anspruchsvollen Titel »Ecology and Socia-
lism« gar keine Gedanken über die Vermittlung der Gegensätze 
machen, da diese in einer Gesellschaft der Zukunft schlicht als 
nichtexistent angesehen werden. Eine solche Idee von Sozialis-
mus ist immer noch weit verbreitet. Sie macht reales Handeln 
überflüssig, da man einer uneinlösbaren Utopie nachjagt. Tho-
mas Mann, Albert Einstein und Ernst Bloch wussten es besser. 
Besser wissen es auch jene, die Dank der Gnade östlicher Ge-
burt in Deutschland zwei Systeme erlebt haben: Eine gute Ge-
sellschaft darf weder auf das Liberale noch auf das Kommunis-
tische verzichten.

Es wird Zeit, dass Sozialismus als das wirklich Mögliche be-
griffen wird. Er ist kein Reich der Widerspruchsfreiheit, sondern 
der Versuch, jene ökonomischen, politischen und kulturellen 
Strukturen und jenes Verhältnis zur außermenschlichen Natur 
wie zur eigenen Natur zu finden, in dem die Widersprüche mo-
derner komplexer Gesellschaften endlich nicht mehr durch Aus-
beutung, Unterwerfung, Zerstörung und Manipulation antago-
nistisch, sondern solidarisch ausgetragen werden können. Paul 
Levi hat eine solche Vision von Sozialismus 1922 mit Rosa Lu-
xemburg identifiziert, als er über sie schrieb: »Ihr war das All ein 
lebendiger Prozess des Werdens, in dem nicht Hebelkraft und 
Sauerstoffbehälter das Walten der Natur ersetzen können, in dem 
das Kämpfen, Ringen, Streben der Menschen, in dem der große 
Kampf, der dem einzelnen, der den Geschlechtern, der den Stän-
den, der den Klassen obliegt, die Form des Werdens ist. In der 
sie darum nicht wollte, dass keiner kämpfe, weil alles von selber 
werde; in der sie den lebendigsten Kampf wollte, weil er die le-
bendigste Form des Werdens ist.« (Levi 1969: 130)
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Kapitel 2
Wer nicht über die Stärken des Kapitalismus redet, 
sollte von Sozialismus schweigen

Der hilflose Antikapitalismus
Es war eine historische Wachablösung in der Nacht vom 31. De-
zember 1991 zum 1. Januar 1992 im Kreml. Die Rote Fahne der 
Revolution mit Hammer und Sichel vom Oktober 1917 wich 
der Fahne des bürgerlichen Russlands aus dem Februar 1917. 
Die Union der Sozialistischen Sowjetrepublik hatte seinen Auf-
tritt gehabt und war im Orkus der Weltgeschichte wieder ver-
schwunden. Und zugleich stieg der Kapitalismus, den so viele 
schon totgesagt hatten, am Ende des 20. Jahrhunderts wieder 
auf – lebendiger, globaler, erfolgreicher, attraktiver, offensiver 
denn je. Der Neoliberalismus wurde zur herrschenden Ideolo-
gie. Das Gespenst des Kommunismus (vgl. Schöler 1999) wurde 
durch die Wirklichkeit einer globalen Entwicklungsweise ge-
bannt, die Marx und Engels 1848 mit den Worten charakterisiert 
hatten: »Die Bourgeoisie reißt durch die rasche Verbesserung 
aller Produktionsinstrumente, durch die unendlich erleichterte 
Kommunikation alle, auch die barbarischsten Nationen in die 
Zivilisation… Sie zwingt alle Nationen, die Produktionsweise 
der Bourgeoisie sich anzueignen, wenn sie nicht zugrunde gehen 
wollen… Mit einem Wort, sie schafft sich eine Welt nach ihrem 
eigenen Bilde.« (Marx/Engels 1848: 466) Es waren die führenden 
Vertreter der sowjetischen Nomenklatura, die den Prozess der 
Aneignung der Produktionsweise der Bourgeoisie in den Nach-
folgestaaten der Sowjetunion einleiteten. Dazu zerstörten sie die 
Kommunistische Partei der Sowjetunion, die das Rückgrat des 
Staates gebildet hatte.

Während des Bürgerkrieges, als es darum ging, die elementars-
ten Ressourcen an Getreide und Stahl zu mobilisieren, um die 
Rote Armee auszurüsten, schrieb Lenin: »Die Arbeitsproduk-
tivität ist in letzter Instanz das allerwichtigste, das ausschlagge-
bende für den Sieg der neuen Gesellschaftsordnung. Der Kapi-
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talismus hat eine Arbeitsproduktivität geschaffen, wie sie unter 
dem Feudalismus unbekannt war. Der Kapitalismus kann end-
gültig besiegt werden und wird dadurch endgültig besiegt wer-
den, dass der Sozialismus eine neue, weit höhere Arbeitsproduk-
tivität schafft.« (Lenin 1970: 416) Daran ist vielleicht nicht jeder 
Sozialismus, auf jeden Fall aber der sowjetische Staatsparteisozi-
alismus gescheitert. Seine Entwicklungsweise war der des westli-
chen Kapitalismus in zu vielen Hinsichten unterlegen. 

Die 30 Jahre später neu begonnene Sozialismusdiskussion re-
sultiert einerseits aus der Hegemoniekrise des neoliberalen Ka-
pitalismus, der Krise des Finanzmarkt-Kapitalismus und den 
Folgen eines neuen Imperialismus und seiner Kriege, der ökolo-
gischen Krise und der jüngsten pandemischen Krise der Weltge-
sellschaft. Wir sind an einem Punkt angekommen, an dem viele 
erkennen, dass »die akuten Probleme, die sie wahrnehmen, nicht 
trotz, sondern gerade wegen der etablierten Ordnung entstehen 
und nicht von ihr gelöst werden können«, wie Nancy Fraser 
schreibt. Sie fährt fort: »Erst dann, wenn eine kritische Masse zu 
dem Schluss kommt, dass diese Ordnung durch kollektives Han-
deln transformiert werden kann und muss, gewinnt eine objektive 
Blockade eine subjektive Stimme. Dann und nur dann können 
wir von einer Krise in dem umfassenderen Sinne eines bedeutsa-
men historischen Scheideweges, der eine Entscheidung verlangt, 
sprechen.« (Fraser 2019: 96f.)

Solche historischen Entscheidungen verlangen, dass relevante 
Akteure nicht nur den bisherigen Zustand überwinden wollen, 
sondern auch, dass sie konkrete Auswege sehen. An dieser Stelle 
offenbart die aktuelle Sozialismusdiskussion ihre fundamentale 
Schwäche. Ihre Stärke erwächst noch vor allem aus der Kritik 
der katastrophischen Tendenzen des gegenwärtigen Kapitalis-
mus und bisher viel weniger aus der Überzeugung, eine überle-
gene sozialistische Alternative zu vertreten. Diese Überzeugung 
eigener Überlegenheit ist gründlich erschüttert worden. Nach 
den ungeheuren Verbrechen im Namen des Sozialismus verbie-
tet sich jede, aber auch jede Apologie eines Sozialismus, der das 
Tor zur Barbarei des stalinistischen Terrors aufstieß. Zugleich 
kann man auch nicht einfach diesen Sozialismus aus der Ge-
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schichte des Sozialismus exkommunizieren, so mit Recht Uwe-
Jens Heuer (Heuer 2004: 178). 

Angesichts des schleichenden Untergangs der Sowjetunion 
an Ineffizienz und Stagnation gibt es keinen Grund für die naive 
Annahme, jede nichtkapitalistische Gesellschaft müsse mindes-
tens genauso entwicklungsfähig sein wie eine durch den libera-
len Kapitalismus geprägte Ordnung. Und mit Blick auf die vie-
len alternativen sozialistischen Experimente im 20. Jahrhundert 
sollte das Scheitern nicht nur dem »sowjetischen Modell« ange-
lastet werden. Wissend um die immer neuen und am Ende ge-
scheiterten Versuche haben sich die Hoffnungen von Marx und 
Engels, kommende Generationen würden ganz selbstverständ-
lich Lösungen für jene Probleme finden, die mit dem Aufbau des 
Sozialismus verbunden seien, nicht bestätigt. 

Immer wieder beschwört die Linke in aller Welt, dass der Ka-
pitalismus nicht das letzte Wort der Geschichte sein könne – es 
sei denn als Ende menschlicher Geschichte. Woher nimmt sie 
diese Gewissheit? Und wieso sollte der Sozialismus das nächste 
Wort sein? Vom Sozialismus ist in vielen dieser Beteuerungen fast 
nichts geblieben als der »kategorische… Imperativ, alle Verhält-
nisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein ge-
knechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist.« (Marx 
1844: 385) Sozialismus wäre dann aber nur noch ein ethisches Re-
gulativ – wenn auch eines der bedeutendsten in der Menschheits-
geschichte. Von einer gestaltenden Idee, die die Massen ergreifen 
könnte, weil sie darin eine konkrete Antwort auf ihre konkreten 
Interessen sehen würden, ist die reale Sozialismusdiskussion im 
ersten Viertel des 21. Jahrhunderts weit entfernt. Max Weber hat 
Recht behalten: »Man kann ein Glaubensbekenntnis, wie es das 
Kommunistische Manifest und die spätere Katastrophentheorie 
war, wohl entthronen, aber es ist dann schwer möglich, es durch 
ein anderes zu ersetzen.« (Weber 1995: 105) 

So wie die Diskussion zum Sozialismus vornehmlich eine po-
litische Diskussion im Kampf um Hegemonie ist, so ist auch die 
Frage nach Alternativen keine bloß theoretische Frage. Wenn 
Sozialismus keine dauerhaft lebens- und entwicklungsfähige Al-
ternative wäre, oder schlimmer noch, wenn er selbst neue unge-
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kannte Barbarei fördern würde, dann wäre es gerade der oben 
schon zitierte kategorische Imperativ, der die Linke auf Refor-
men im Kapitalismus verpflichten würde. Der Einsatz der Lin-
ken müsste dann aus der Verantwortung gerade gegenüber den 
Erniedrigten, Geknechteten, Verlassenen und Verachteten nicht 
einer »anderen Welt«, sondern einem anderen Kapitalismus gel-
ten (vgl. Dullien et al. 2009). Die Alternative wäre dann nicht 
»Sozialismus oder Barbarei«, sondern »sozial und ökologisch re-
gulierter Kapitalismus oder Barbarei!« Nicht revolutionäre Re-
alpolitik im Sinne von Rosa Luxemburg, sondern allein Reform 
des Kapitalismus im Kapitalismus stehe auf der Tagesordnung.

James Fulcher formuliert diesen Gedanken so: »Die Suche nach 
einer Alternative zum Kapitalismus ist in einer Welt, in der der Ka-
pitalismus vollkommen dominant geworden und keine endgültige 
Krise in Sicht, oder, abgesehen von irgendeiner Umweltkatastro-
phe, auch nur wirklich vorstellbar ist, verlorene Mühe. Die sozia-
listische Alternative hat ihre Glaubwürdigkeit eingebüßt; die heu-
tigen antikapitalistischen Bewegungen scheinen nirgendwohin zu 
führen, weil sie keine glaubwürdige und konstruktive Alternative 
bieten, die mit bestehenden Mustern der Produktion und Kon-
sumtion vermittelbar wäre. Wer die Welt reformieren will, sollte 
sich auf das Veränderungspotenzial innerhalb des Kapitalismus 
konzentrieren.« (Fulcher 2007: 178f.) Oder anders: »In einer Welt, 
in der es keine funktionsfähigen Alternativen zum Kapitalismus 
mehr gibt, bieten einzig die Alternativen innerhalb des Kapitalis-
mus Wahlmöglichkeiten.« (Fulcher 2007: 121)

Allzu leicht geben Linke dem Reflex nach, diesem Argument 
mit der Aufzählung einer unendlichen Zahl unabweisbarer rea-
ler Probleme zu begegnen – dem Hunger, der Armut, der Ver-
elendung, der Umweltzerstörung, dem Ressourcenverschleiß, der 
Klimakatastrophe, den alten und neuen Kriegen und der Welle 
von Hochrüstung, Fundamentalismen in der westlichen und 
nichtwestlichen Welt usw. Strittig ist aber überhaupt nicht die 
Existenz dieser Fakten und Tendenzen, strittig ist ihre Erklärung 
und strittig sind die Strategien, wie ihnen begegnet werden sollte. 

Wer über Sozialismus spricht, spricht über eine Alternative 
zum Kapitalismus. Fakt ist jedoch, dass der Kapitalismus erstens 
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bisher noch jede seiner Krisen überstanden, jeden seiner Wider-
sacher bekehrt oder niedergerungen, jede einzelne Alternative 
integriert oder verdrängt hat. Aus den kleinen Inseln oberitalie-
nischer Stadtstaaten im Ozean der vorkapitalistischen Moderne 
(vgl. Braudel 1991) ist die globale Welt des heutigen Kapitalismus 
entstanden – durch Kreditbrief und Schwert, Recht und Gewalt, 
Befreiung und Unterdrückung. Für viele ist der Aufstieg Chinas 
oder Vietnams in den letzten 40 Jahren nur eine weitere Bestäti-
gung dieser welthistorischen Tendenz. Wie ist der Aufstieg des 
Kapitalismus zu erklären, worin besteht seine Entwicklungskraft, 
die zugleich die Kraft ständiger Zerstörung und Neuschaffung 
nach eigenen Gesetzen ist?

Zweitens: Alle theoretischen Versuche der Marxisten, eine im-
manente Grenze des Kapitalismus aufzuzeigen – Gesetz der ka-
pitalistischen Akkumulation, Fall der Profitrate, Übergang von 
der Industrie- zur Wissensgesellschaft bzw. das vorausgesagte 
Ende der Arbeitsgesellschaft oder die Umstellung auf nichtfos-
sile Energie – sind bisher gescheitert. Rosa Luxemburgs These, 
dass im Augenblick der Vollendung des kapitalistischen Welt-
markts der Mehrwert nicht mehr realisierbar sein würde und 
der Kapitalismus deshalb an seiner eigenen Verallgemeinerung 
zusammenbrechen würde, bestätigt sich nur insofern, dass der 
Kapitalismus nur funktionsfähig ist, wenn er in sich nichtkapi-
talistische Alternativen zulässt, sie sogar fördert, nutzt, ausbeu-
tet und auch wieder zerstört.

Ein Diskurs, der die Notwendigkeit eines Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts direkt aus den Funktionsproblemen des heutigen 
Kapitalismus ableitet, bleibt hinter den Anforderungen zurück, 
die an einen solchen Diskurs zu stellen sind. Der ideologischen 
Falle der bloßen Verklärung eigener Identitäten kann nur entge-
hen, wer sich den Mühen der kritischen Analyse unterzieht. Ein 
so ambitioniertes Projekt wie das des Sozialismus im 21. Jahr-
hundert stellt den Anspruch auf, praktisch über den Kapitalismus 
hinauszugehen – ihn aufzuheben. Eine nachkapitalistische Ord-
nung muss die Stärken des Kapitalismus in sich bewahren und 
zugleich seinen ausbeuterischen Charakter überwinden. Dazu 
müssen aber Kriterien formuliert werden und an diesen Krite-
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rien sind dann die Alternativvorschläge ernsthaft zu prüfen. Dies 
verlangt Theorie- und Begriffsarbeit.

Vom griechischen Philosoph Diogenes von Sinope (* ca. 
391/399 v. Chr. in Sinope; † 323 v. Chr. in Korinth) wird berich-
tet, dass er mit seinen Schülern ein Paradoxon des Zenon dis-
kutierte. Dieser hatte behauptet, dass der schnellste Läufer der 
Welt, Achilles, nicht einmal eine Schildkröte überholen könne. 
Denn wenn Achilles die Schildkröte zur Hälfte eingeholt habe, 
sei diese schon wieder ein Stück Weg weiter. Würde er dann die 
Hälfte dieses neuen Weges zurücklegen, hätte die Schildkröte 
ihrerseits ein weiteres, wenn auch noch kleineres Stückchen zu-
rückgelegt. Zur Illustration ging Diogenes vor seinen Schülern 
im Kreis. Um nachzuweisen, dass Zenon Unsinn reden würde, 
stand ein Schüler auf und überholte ohne jedes Problem seinen 
Lehrer. Dieser sah ihn an, lächelte und verpasste ihm eine kräf-
tige Ohrfeige mit dem Kommentar: »Hier wird argumentiert, 
um zu begreifen, nicht gehandelt, um sich das Begreifen zu er-
sparen!« Mathematisch wurde das Zenonsche Paradoxon erst 
2000 Jahre später durch die Infinitesimalrechnung gelöst. Dies 
bedeutet auch: Ein bloßes Faktum ersetzt kein Argument, son-
dern problematisiert dieses höchstens. Wie Hegel spöttisch for-
mulierte: »Mit dem einfachen Hausmittel, auf das Gefühl das zu 
stellen, was die und zwar mehrtausendjährige Arbeit der Ver-
nunft und des Verstandes ist, ist freilich alle Mühe der von dem 
denkenden Begriffe geleiteten Vernunfteinsicht und Erkenntnis 
erspart.« (Hegel 1981: 20)

Auch die Art und Weise, wie die Diskussion zum »Sozialis-
mus des 21. Jahrhunderts« international auf die Tagesordnung 
gesetzt wurde, verstärkt die oben schon genannten Gründe, eine 
ernsthafte Reflexion einzufordern. Hugo Chavez, um nur ein 
Beispiel zu nennen, hatte in seiner erfolgreichen zweiten Kam-
pagne zur Wahl als Präsident Venezuelas die sozialistische Ori-
entierung verkündet und wollte sie dann in einer Verfassungsre-
form festschreiben. Etwas ausführlicher sei aus den Analysen des 
venezolanischen linken Intellektuellen Edgardo Lander zitiert: 

»Wenn unter dem Sozialismus des 21. Jahrhunderts ein Mo-
dell verstanden wird, das sich von dem des 20. Jahrhunderts un-
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terscheidet, ist es erforderlich, eine umfassende kritische Bilanz 
zu ziehen: Worin bestehen die Erfahrungen mit dem autoritä-
ren, bürokratischen Staatssozialismus des 20. Jahrhunderts? Was 
sind die grundlegenden Unterschiede? Was muss den neuen So-
zialismus dieses Jahrhunderts ausmachen? Er kann nur eine po-
litisch machbare, wünschenswerte und legitime Alternative zum 
Kapitalismus werden, wenn die Gesellschaft weitaus demokra-
tischer wäre als die der liberalen repräsentativen Demokratie. In 
diesem Sinne war das sowjetische Sozialismusmodell im End-
ergebnis ein glatter Fehlschlag. Gleichzeitig ist es erforderlich, 
festzustellen, dass die Errichtung einer sozialen postkapitalisti-
schen Ordnung die Notwendigkeit einer radikalen Abkehr vom 
gängigen Modell des permanenten Krieges gegen den Rest der 
Menschheit einschließt. Dieses Modell wurde in der historischen 
Erfahrung des sowjetischen Sozialismus in keiner Weise in Frage 
gestellt. Die erdölgestützte venezolanische Gesellschaft verwan-
delt diese Fragestellung in eine besonders komplexe Angelegen-
heit.« (Lander 2007)

Wer als Sozialist über die Stärken des Kapitalismus spricht, 
setzt sich unvermeidlich dem Vorwurf aus, er gäbe das Ziel ei-
ner alternativen Ordnung auf. Diesem Vorwurf sei ein doppeltes 
Argument entgegengesetzt: (1) Ein General, der seine Truppen 
in den Kampf schickt, kann dies nur dann mit einem bestimm-
ten Maß an Hoffnung auf einen Sieg tun, wenn er die Stärke des 
Gegners studiert und Strategien entwickelt hat, diesen erfolg-
reich zu begegnen. Es wäre leichtfertig und verantwortungslos, 
mit bloßem Vertrauen auf die eigene moralische Überlegenheit 
in den Kampf zu ziehen. (2) Jenseits derartiger militärischer Me-
taphern verlangt es der schon erwähnte kategorische Imperativ, 
sozialistische Strategien zu entwickeln, die das Elend, die Un-
terdrückung und Ausbeutung, den Krieg und die Barbarei wenn 
nicht beseitigen, so zumindest deutlich vermindern, auf keinen 
Fall aber erhöhen. 

Wie Wolfgang Fritz Haug feststellt: »Heute gähnt an der Stelle 
jenes geschichtsbildenden Urvertrauens (in den Sozialismus und 
sein produktives Potenzial – M.B.) eine epochale Abwesenheit. 
Sie bildet den negativen Kern der postkommunistischen Situa-
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tion. Ein Antikapitalismus, der nicht über das ›Anti‹ im Verhält-
nis zum Kapitalismus hinausgeht und zu einem ›Pro‹ gelangt, 
das jene Produktivität aus der konkurrenziellen Profitlogik des 
Kapitalismus und damit zugleich von ihrer Destruktivität zu be-
freien verspricht, kann diesem sein Daseinsrecht nicht streitig ma-
chen […]. Selbst die unterm Kapitalismus Leidenden werden in 
ihrer großen Mehrheit keinem Projekt folgen, das dahinter zu-
rückfällt. Solches kritische Maßnehmen an kapitalistischer Pro-
duktivität verklärt diese nicht, sondern spannt die eigenen Kräfte 
an im Projekt der progressiven Aufhebung des Kapitalismus in 
einer Produktion um der Menschen und der Erhaltung der Be-
wohnbarkeit unseres Planeten willen.« (Haug 2007: 20) Im glei-
chen Artikel, der dieses fundamentale Defizit des hilflosen An-
tikapitalismus beschreibt, verzichtet Wolf Haug jedoch völlig 
unerwartet auf jeden Versuch, auch nur die Konturen aufzuzei-
gen, wie dieses Defizit behoben werden könnte. 

Es sei hinzugefügt, dass auch das »Urvertrauen« in Formen 
der Rätedemokratie oder der direkten Demokratie verloren ge-
gangen ist. Immer wieder ist Marx’ Einschätzung der Pariser 
Kommune zitiert worden: »Sie war wesentlich eine Regierung 
der Arbeiterklasse, das Resultat des Kampfs der hervorbringen-
den gegen die aneignende Klasse, die endlich entdeckte politi-
sche Form, unter der die ökonomische Befreiung der Arbeit sich 
vollziehen konnte.« (Marx 1871: 342) Eine genauere historische 
Analyse der Pariser Kommune zeigt jedoch auf, dass schon sie 
in sich, trotz der gerade einmal 72 Tage ihrer Existenz, viele der 
später im Staatssozialismus aufbrechenden Widersprüche barg 
(vgl. Grams 2014: 29–45). Lenin hat sich in »Staat und Revolu-
tion« direkt auf Marx’ idealisierte Darstellung der Kommune be-
zogen und wichtige erste Schritte der Sowjetmacht folgten die-
ser »endlich entdeckten politischen Form.« Sehr bald aber wurde 
genau diese politische Form durch völlig andere, geradezu ent-
gegengesetzte Regelungen ersetzt. 

Es ist eine fundamentale Schwäche vieler heutiger sozialisti-
scher Ansätze (im breitetesten Sinne verstanden als Entwürfe von 
Gesellschaft, die über die kapitalistische Ordnung und ihre po-
litischen Systeme hinausgehen), dass sie es nicht vermögen, das 
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Pro, das mit dem Kapitalismus und der liberalen bürgerlichen De-
mokratie verbunden ist, in ein sozialistisches Projekt aufzuneh-
men. Die sozialistischen Projekte des 19. wie 20. Jahrhunderts 
sind immer wieder hinter das produktive, das fortschrittliche Pro 
des Kapitalismus und der liberalen Demokratie zurückgefallen. 
Es bedarf der wissenschaftlichen Analyse und der praktischen 
Experimente, wie im Maße der Überwindung des Kapitalismus 
dieses Pro erhalten werden kann. Es muss geprüft werden, wie 
nicht wieder solche negativen Effekte entstehen, die am Ende 
doch wieder die Waagschale zugunsten des Kapitalismus aus-
schlagen lassen. 

Roland Boer und Ping Van machen auf folgendes Problem 
aufmerksam, wenn es darum geht zu bestimmen, was ein sozi-
alistisches Wirtschaftssystem ist: »Das ›Kommunistische Mani-
fest‹ gibt bereits eine frühe Antwort: ›Das Proletariat wird seine 
politische Herrschaft dazu benutzen, der Bourgeoisie nach und 
nach alles Kapital zu entreißen, alle Produktionsinstrumente in 
den Händen des Staats, d. h. des als herrschende Klasse organi-
sierten Proletariats, zu zentralisieren und die Masse der Produk-
tionskräfte möglichst rasch zu vermehren.‹ (Marx/Engels 1848: 
481) Wir haben den letzten Teil dieses Zitats aus einem Grund 
kursiv gesetzt, da er oft vergessen wird. Für Marx und Engels gibt 
es zwei Komponenten, die eine betrifft das Eigentum, die andere 
die Befreiung der Produktivkräfte. In dieser Frage ergibt sich eine 
Zweiteilung: Für die Marxisten, die sich in einem Kontext hoch 
entwickelter Produktivkräfte befinden, besteht die Tendenz, sich 
auf die Produktionsverhältnisse, auf das Eigentum an den Pro-
duktionsmitteln zu konzentrieren. Dieser Schwerpunkt führt 
zu einem Ungleichgewicht und vernachlässigt die Befreiung der 
Produktivkräfte. In Teilen der Welt, in denen die Produktivkräfte 
unterentwickelt waren, lag der Schwerpunkt dagegen auf dieser 
Befreiung.« (Boer/Ping Van 2021: 177) Aufhebung des Kapitalis-
mus meint beides: Neue Produktionsverhältnisse und Steigerung 
der produktiven Fähigkeiten der Gesellschaft, was auch die Ent-
wicklung einer völlig anderen Art von Produktivität einschließt.

Das Problem der Erfassung der antagonistischen Fortschritt-
lichkeit des Kapitalismus spiegelt sich auch in der wissenschaft-
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lichen Reflexion wider. Bürgerlich-liberale Wissenschaft konzen-
triert sich auf das Pro des Kapitalismus und liberaler Institutionen, 
auf Wohlstandssteigerung, individuelle Freiheit, Innovation und 
Rationalität, während die verschiedenen Formen Kritischer The-
orie vor allem das Anti hervorheben: Soziale Ungleichheit, Herr-
schaftscharakter, Zerstörung der gemeinschaftlichen Grundlagen 
des Lebens und die eindimensionale Zurichtung des Menschen. 
Ein Sozialismus, der die Erfahrungen der Vergangenheit ernst 
nimmt, steht deshalb in den Traditionen beider wissenschaftli-
chen Ströme der letzten 200 Jahre. Er muss sie beide bewahren 
und zugleich negieren – sprich aufheben in einer grundsätzlich 
neuen Konzeption von Sozialismus. Ohne Verständnis von Ka-
pitalismus und seiner besonderen Leistungs- wie Zerstörungs-
fähigkeit kann kein Begriff von Sozialismus entwickelt werden.

Kapitalismus – ein neues Wort für eine 
neue Gesellschaftsordnung 
Sozialismus ist ein Kind des Kapitalismus und zugleich hat erst 
die sozialistische Bewegung dem Gesellschaftstyp, der zwischen 
dem 15. und dem frühen 19. Jahrhundert in Westeuropa entstan-
den war, seinen Namen – Kapitalismus – gegeben. Erst im Licht 
einer angestrebten sozialistischen Alternative wurde die kapitalis-
tische Gesellschaftsordnung auf ihren Begriff gebracht. Für beide 
Begriffe gilt, was Andrew Shonfield bezogen auf das Wort Ka-
pitalismus sagte: »eine Rechtfertigung für den fortgesetzten Ge-
brauch des Wortes ›Kapitalismus‹ ist, dass niemand, nicht einmal 
seine härtesten Kritiker, ein besseres Wort vorgeschlagen haben, 
das es ersetzen könnte.« (zitiert in Braudel 1983: 238) Kapitalis-
mus und Sozialismus teilen auch in dieser Hinsicht ein gemein-
sames Schicksal. Jeder begründete Anspruch, eine sozialistische 
Alternative zu formulieren, basiert auf dem Verständnis dessen, 
was abgelöst werden soll – der Kapitalismus. Für Dante führte 
der Weg zum Paradies durch die Hölle; Sozialistinnen und So-
zialisten müssen sich zumindest durch die Kapitalismustheorie 
hindurcharbeiten.

Es war der französischen Sozialist Louis Blanc (1811–1882), 
der 1850 das Wort Kapitalismus als Kennzeichnung eines Ge-
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sellschaftstyps zuerst in die breitere öffentliche Diskussion ein-
brachte und dessen Karriere auslöste (siehe ausführlich Hilger 
1982: 442–445; Braudel 1983: 232–239; Krätke 2020: 1–3). Blanc 
war der erste sozialistische Minister in einer Regierung. Nach 
der Februarrevolution 1848 war er zum Vorsitzenden des Arbei-
terparlaments und zum Arbeitsminister ernannt werden, musste 
aber nach der Niederlage des Arbeiteraufstandes vom Juni 1848 
ins Exil gehen. Die Arbeiterinnen und Arbeiter von Paris, die für 
die liberalen Kräfte den Sieg über den »Bürgerkönig« erfochten 
hatten, wollten 1848 nicht wie schon 1830 (oder wie 1832/4 in 
England) um ihren Einsatz betrogen werden. In einer Petition 
vom 25. Februar forderten sie ein »garantiertes Recht auf Ar-
beit«, »ein gesichertes Minimum für die Arbeiter und ihre Fami-
lien im Krankheitsfall« und die »Organisation der Arbeit«, eine 
Losung, die Louis Blanc populär gemacht hatte. Die provisori-
sche Regierung sicherte zu, »Arbeit für alle Bürger« zu garan-
tieren und begann mit der Einrichtung von Nationalwerkstät-
ten (siehe Rapport 2009: 192). Im Palais du Luxembourg wurde 
eine Kommission eingerichtet, die sich der Anliegen der Arbei-
ter annehmen sollte. Ihre Leitung wurde Louis Blanc und dem 
Arbeiter Alexandre Martin (als Revolutionär unter dem Namen 
Albert bekannt) übertragen.

Der Sturz der alten Regierung im Februar 1848 war aus ei-
ner Wirtschaftskrise hervorgegangen, die sich als Haushaltskrise 
bemerkbar machte. Die neue provisorische Regierung hatte die 
Schulden der alten geerbt. Sie beschloss, die Staatsschulden zu 
bedienen und das Haushaltsdefizit durch die Erhöhung der di-
rekten Steuern um 45% zu decken. Teilen der Bevölkerung, vor 
allem den Bauern und Kleinbürgern, schien es, als müsse die 
Mehrheit der arbeitenden Kleineigentümer die Kosten für die 
nationalen Werkstätten tragen, in denen Arbeiter oft unproduk-
tiv beschäftigt wurden. Die Vermögenden waren sowieso furios 
gegen das Recht auf Arbeit und staatlich unterstützte Produkti-
onsstätten, die sie in ihrer Macht über die Lohnarbeit einschränk-
ten. Angst vor einer sozialen Revolution und Sozialismus, Inter-
essen der großen Kapitaleigentümer und Ressentiments wie Nöte 
der kleinbürgerlichen und bäuerlichen Schichten verbanden sich. 
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Als die Regierung im Juni 1848 beschloss, die nationalen Werk-
stätten zu schließen und die dort beschäftigten Arbeiter für die 
Armee zu rekrutieren oder zur Zwangsarbeit in die Sümpfe zu 
schicken, kam es zum Aufstand unter der Losung »Brot oder 
Tod!« Die Ziele der Aufständischen fasste einer ihrer Führer im 
Verhör so zusammen, als er gefragt wurde, was er unter »sozialer 
Republik« verstehe: »Ich verstehe darunter eine Republik mit so-
zialen Reformen […], freie und allgemeine Bildung und die Or-
ganisation der Arbeit durch Assoziation; […] dass der Arbeiter 
das Produkt seiner Arbeit erhält, jenen Anteil, der ihm jetzt von 
dem Mann weggenommen wird, der das Kapital zur Verfügung 
stellt.« (zitiert in Rapport 2009: 204) Wie der Pariser Polizeiprä-
fekt schrieb: »Alle Bürger, die industrielle oder kommerzielle In-
teressen haben, bevorzugen die gewaltsame Konfrontation einem 
Zustand, wo die Dinge weiter so laufen würden.« (zitiert in Rap-
port 2009: 197) Die Kanonen der Regierungstruppen gaben den 
Ausschlag in einem erbitterten viertägigen Kampf, während de-
rer rote Fahnen im Zentrum von Paris wehten. 1500 Aufständi-
sche und 900 Bewaffnete der Regierung starben. Viele der Auf-
ständischen wurden deportiert (siehe die Dokumentensammlung 
zum Arbeiteraufstand von Neef 1983).

Die Erfahrungen der Revolution in Frankreich zwischen dem 
Februar und dem Juni 1848 waren für viele Sozialisten prägend: 
Die Kapitaleigentümer waren nicht bereit, die grundlegenden 
Ansprüche der Lohnarbeitenden auf Arbeit, Gesundheitsvor-
sorge, Bildung als garantierte soziale Rechte anzuerkennen. Sie 
waren zudem in der Lage, andere Teile der Bevölkerung, vor al-
lem die Kleineigentümer, zu gewinnen, weil sie eine Alternative 
aufmachten: Entweder Wahrung der Rechte der Privateigentümer 
oder Durchsetzung der Rechte der Eigentumslosen. Und sie setz-
ten die nackte Gewalt des Staates im Konfliktfall erbarmungslos 
ein. Die Kapitaleigentümer herrschten auf diese Weise über die 
Wirtschaft, die Gesellschaft und den Staat – und dies unter den 
Bedingungen eines allgemeinen (männlichen) Wahlrechts. Die-
ses hatte die Revolution eingeführt. Es waren diese Einsichten, 
die Louis Blanc 1850 dazu veranlassten, in der neunten Auflage 
seines Hauptwerks »Organisation der Arbeit« (L’organisation 
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du travail), die er im belgischen Exil herausgab, das Wort Kapi-
talismus zu verwenden, um die Gesamtprägung der Gesellschaft 
durch das Kapitalverhältnis zu kennzeichnen. Er setzte sich mit 
der Apologie des Kapitals durch den einflussreichen französi-
schen Ökonom Frédéric Bastiat (1801-1850) auseinander, der in 
der gesetzgebenden Versammlung der französischen Republik 
als entschiedener Gegner des Sozialismus auftrat. Bastiat hatte 
darauf verwiesen, dass es das Kapital sei, das es dem Arbeiter er-
laube, an einem Tag jene Leistung zu erbringen, die er ohne Ka-
pital nicht in Monaten verrichten könne. 

Blanc antwortete darauf Bastiat: 
»Sollten sie behaupten, dass man mit einem Pflug größere Re-

sultate erzielen kann als ohne Pflug, mit einer Säge als ohne Säge, 
mit einer Straße als ohne Straße, mit Vorräten als ohne Vorräte, 
dann können sie sicher sein, dass wir uns hüten werden, dem zu 
widersprechen, oder, vielmehr, dass wir diese unbestreitbaren 
Wahrheiten gegen sie richten werden. Ja, das Kapital ist fruchtbar; 
ja, das Kapital ist notwendig. Warum also einem Regime, welches 
es allen zur Verfügung stellt, ein solches bevorzugen, das es der 
Gewalt einiger weniger ausliefert? In seinem berühmten Buch 
über Die Gesetzgebung und den Getreidehandel (siehe Necker 
1775, M. B.) unterstellt Necker einige Männer, die das Mittel fin-
den, um sich die Luft anzueignen, so, wie andere sich den Boden 
angeeignet haben; dann stellt er sie dar, wie sie sich Röhren aus-
denken und Luftpumpen erfinden, die es ihnen gestatten würden, 
die Luft hier zu verknappen, um sie dort zu kondensieren…Wun-
derbar! Da verfügen sie also nun über die Atmung des Menschen-
geschlechts. Was wäre indes von ihrer Logik zu halten, wenn sie, 
um die Legitimität der durch sie auf jede Portion Atemluft er-
hobenen Zinsen zu beweisen, darauf hinwiesen, dass die Luft in 
höchstem Grade wohltuend und notwendig ist, dass man ohne 
Luft nicht atmen und ohne Atmung nicht leben würde, dass man 
also diese kostbare Fähigkeit – zu atmen, zu leben – nicht teuer 
genug bezahlen kann? Man sieht, worin der Sophismus besteht, 
der als Basis aller Räsonnements von Herrn Bastiat dient. Die-
ser Sophismus besteht darin, unaufhörlich die Nützlichkeit des 
Kapitals mit dem zu verwechseln, was ich als Kapitalismus be-
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zeichnen würde, das heißt mit der Aneignung des Kapitals durch 
die einen unter Ausschluss der anderen«. (Blanc 1850: 161 – Her-
vorheb. von mir, M. B., übersetzt durch Effi Böhlke)

Louis Blanc machte auf den Unterschied zwischen Kapital 
als stofflich-gegenständliche Produktionsmittel und Kapital als 
Eigentumsverhältnis aufmerksam. Verfügung über die Produk-
tionsmittel unter »Ausschluss der anderen« gibt den Eigentü-
mern der Produktionsmittel die Kontrolle über die Verwendung 
der Arbeitskraft der anderen. Der reformsozialistisch orientierte 
deutsche Nationalökonom Karl Rodbertus führte den Begriff Ka-
pitalismus dann 1869 in die Wissenschaft ein und Wilhelm Lieb-
knecht machte ihn 1872 zum politischen Kampfbegriff. In einer 
Festrede des Dresdner Bildungs-Verein führte er aus:

»Das Herz krampft sich uns zusammen, wenn wir die Men-
schenhekatomben betrachten, die unsere ›Zivilisation‹ von Zeit zu 
Zeit dem blutigen Kriegsgott opfert – aber was sind diese Kriegs-
hekatomben im Vergleich zu den Myriaden, die unsere Gesell-
schaft ununterbrochen Jahr aus Jahr ein, Tag für Tag auf dem Altar 
des Industrialismus und Kapitalismus dahinschlachtet, mordet? 
Ja mordet; wer ohne sein Verschulden von seinen Mitmenschen, 
die Gewalt über ihn erlangt haben, zu einer Lebensweise genö-
tigt wird, die ihm mit mathematischer Gewissheit, und für je-
den Denkfähigen voraussehbar einen frühzeitigen Tod bringen 
muss, der ist gemordet, – und, trägt nicht ein bestimmtes Indi-
viduum die Schuld, so tragen sie doch die Verhältnisse und Ein-
richtungen, die seinen Tod verursacht haben, und unzweifelhaft 
auch in ihrer Gesamtheit die Individuen, welche in ihrem Privat- 
und Klasseninteresse diese Verhältnisse und Einrichtungen ge-
schaffen haben und aufrecht erhalten …« (Liebknecht 1904: 37)

Die kapitalistische Wirtschaftsweise – 
zerstörende Schöpfung und schöpferische Zerstörung
Eine Gesellschaft kann dann als kapitalistisch bezeichnet werden, 
wenn die Kapitalverwertung die Wirtschaft dieser Gesellschaft 
und wenn diese Wirtschaft die Dynamik und Entwicklungs-
richtung der gesamten Gesellschaft prägt. Joseph A. Schumpe-
ter brachte es so auf den Punkt: »Kapitalismus ist jene Form 
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privater Eigentumswirtschaft, in der Innovationen mittels gelie-
henem Geldes durchgeführt werden, was im allgemeinen, wenn 
auch nicht mit logischer Notwendigkeit, Kreditschöpfung vor-
aussetzt.« (Schumpeter 2008: 234) Dies schließt keineswegs ein, 
dass nicht alle, ja, nicht einmal die Mehrheit der wirtschaftlichen 
Verhältnisse unmittelbar kapitalistisch organisiert ist. Auch heute 
sind Hausarbeit und viele Bereiche von Pflege sowie viele Leis-
tungen der öffentlichen Daseinsvorsorge nicht in der Hand ka-
pitalistischer Unternehmen, auch wenn dies durch Privatisie-
rung und Outsourcing zugenommen hat. Es bedeutet auch nicht, 
dass Politik und Kultur nicht ihrerseits eine kapitalistisch domi-
nierte Wirtschaft stark beeinflussen. Entscheidend ist nur, dass 
die Dynamik und Entwicklungsrichtung der Gesellschaft durch 
diese kapitalistische Wirtschaftsweise bestimmt werden. Fried-
rich Engels hat für die Prägung der Gesellschaft durch eine ka-
pitalistische Wirtschaft das Wort »in letzter Instanz« benutzt. 
Bob Jessop spricht in diesem Zusammenhang mit Verweis auf 
Niklas Luhmann von »ökologischer Dominanz« des kapitalisti-
schen Wirtschaftssystems gegenüber den anderen gesellschaftli-
chen Bereichen. Neben seiner starken inneren Dynamik sei die-
ses Wirtschaftssystem im besonderen Maße in der Lage, eigene 
Probleme auf andere Teilbereiche der Gesellschaft zu verlagern 
und diese an den eigenen Anforderungen auszurichten (vgl. Jes-
sop 2008: 163–169). Linke Regierungen stoßen nicht zufällig auf 
heftigsten Widerstand bei tiefergreifenden Reformen. Die Auslö-
sung einer Staatsschuldenkrise, Kapitalflucht, Investitionsstreik, 
Steuervermeidung und vor allem die Konkurrenz der »Standorte« 
um die besten Bedingungen der Kapitalverwertung sind nur ei-
nige der Beispiele. Die neoliberale Globalisierung hat diese »öko-
logische« Dominanz des kapitalistischen Wirtschaftssystems ge-
genüber dem fordistischen Nachkriegskapitalismus in den letzten 
Jahrzehnten deutlich erhöht.

Kommen wir zu einer Definition: Kapitalismus bezeichnet ei-
nen Typ von Gesellschaften, deren Entwicklung von der Repro-
duktion des Kapitals beherrscht wird. Er basiert auf dem Privat-
eigentum an den Produktionsmitteln, durch das die Dominanz 
der Kapitalverwertung abgesichert wird und Gemeinwohlinte-
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ressen und die Interessen der Mehrheit der Bevölkerung gegen-
über dieser Kapitalverwertung als »abgeleitete« Größe erschei-
nen. Eine solche Gesellschaft beruht auf vier Bedingungen: (1) 
Kreditfinanzierung von vornehmlich privaten Unternehmen, (2) 
marktvermittelter Zugang zu den weitgehend privaten Produkti-
ons- und Existenzmitteln, (3) institutionelle und machtpolitische 
Absicherung der privateigentümlichen Ordnung und (4) maschi-
nengestützte Produktionsweise.

Kreditfinanzierung von vornehmlich privaten Unternehmen
Kapital ist zunächst nichts anderes als das in Geld ausdrückbare 
Vermögen eines Unternehmens, das mit dem Ziel seiner profi-
tablen Vermehrung eingesetzt wird. So schrieb schon 1399 ein 
italienischer Kaufmann an einen Geschäftspartner: »Wenn Du 
Samt oder wollene Kleidung kaufst, so möchte ich, dass Du das 
Kapital (il capitale) und den Profit [der erzielt werden soll] ver-
sicherst; dann verfahre so, wie Du es für richtig hältst.« (Brau-
del 1983: 233) Marx fasst diese Ursprungsbestimmung von Kapi-
tal so zusammen: »G – G ', geldheckendes Geld – money which 
begets money – lautet die Beschreibung des Kapitals im Munde 
seiner ersten Dolmetscher«. (Marx 1890: 170) Ausgangspunkt 
der Bewegung des Kapitals ist der Kredit, d. h. die Geldauslage 
mit dem Ziel der Rückkehr des ausgelegten Geldes in vermehr-
ter Gestalt. Akteur dieser Handlung ist der Geldgeber. Es kön-
nen Banken, Versicherungen, ein beliebiger Finanzinvestor, auch 
der Staat oder eine Gemeinde, alle, die Geldvermögen anlegen, 
sein. Wie Joseph A. Schumpeter schreibt: »Soweit Kredit nicht 
aus vergangenen Unternehmungsresultaten oder überhaupt aus 
von vergangener Entwicklung geschaffenen Reservoirs von Kauf-
kraft gegeben wird, kann er nur aus ad hoc geschaffenen Kre-
ditzahlungsmitteln bestehen, die weder durch Geld im engsten 
Sinne, noch durch vorhandene Produkte – Waren – gestützt sein 
können.« (Schumpeter 2006: 212f.) Kredit ist überwiegend Geld-
schöpfung in Erwartung der in Zukunft durch die Kapitalanlage 
erzielten Gewinne. Kredit schafft neue Nachfrage. 

Kredite können an nichtkapitalistische Akteure (z. B. an Kon-
sumenten zum Kauf eines Autos oder einer Wohnung bzw. einen 
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Staat, wenn dieser Anleihen ausgibt) oder an einen Unternehmer 
vergeben werden. Werden sie an Unternehmer vergeben, so wer-
den sie unmittelbar einer kapitalistischen Verwendung zugeführt. 
Es sind Unternehmer – oft kollektive Gremien –, die die Produk-
tion eines Unternehmens ausrichten und leiten sowie die Kon-
trolle über die Verwendung des vorgeschossenen Kapitals aus-
üben. Sie müssen dies bei Strafe des Bankrotts des Unternehmens 
so tun, dass der Kredit einschließlich der Zahlung der vereinbar-
ten Zinsen bedient werden kann.

Das Besondere eines kapitalistischen Unternehmens ist, dass 
es die für die Produktion eines Gutes oder die Bereitstellung ei-
ner Dienstleistung erforderlichen Produktionsmittel bzw. Ar-
beitskräfte (soweit sie nicht frei zugänglich sind wie noch die 
Luft oder nichtpatentiertes Wissen usw.) durch Nutzung des mit 
dem Kredit vorgeschossenen Geldes (G) kaufen, pachten oder 
über Arbeitsverträge einstellen Diese Produktionsfaktoren ha-
ben Warenform (W). Ein Unternehmen behauptet sich nur dann, 
wenn es am Ende eine gegenüber dem Kredit entsprechend er-
höhte Summe an Geld (G') erwirtschaftet. Marx schlussfolgerte: 
»In der Tat also ist G – W – G' die allgemeine Formel des Ka-
pitals, wie es unmittelbar in der Zirkulationssphäre erscheint.« 
(Marx 1890: 170) Hinter »W« verbergen sich erstens Unterneh-
men, die Produktionsmittel verkaufen, Eigentümer von Immo-
bilien und andere Grundeigentümer, die diese verpachten, und 
Menschen, die ihre Arbeitskraft im Rahmen eines Arbeitsver-
trages gegen Lohn für die Unternehmenszwecke zur Verfügung 
stellen. Geldgeber, Unternehmer, Grundeigentümer und Arbei-
ter, so Schumpeter, bilden die vier Typen von Wirtschaftssubjek-
ten auf der Basis einer kapitalistischen Produktionsweise (vgl. 
Schumpeter 2006: 198).

Konkurrenzvermittelter Zugang zu den weitgehend privaten 
Produktions- und Existenzmitteln
Wie Ellen Meiksins Wood deutlich macht, basiert die kapitalis-
tische Produktionsweise auf drei Voraussetzungen, die ein Sys-
tem von Sachzwängen konstituieren: (1) Die Produktionsmit-
tel müssen auf dem Markt erworben werden. Kleinbauern, die 
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ihr Land selbst besitzen, sind keine kapitalistischen Produzen-
ten. (2) Die Verfügung über die Arbeitskraft anderer darf nicht 
auf persönlicher Herrschaft über sie (Sklaverei, Leibeigenschaft, 
Zwangsarbeit) beruhen, sondern ist durch Arbeitsverträge ver-
mittelt, die die formelle Freiheit der Vertragspartner, Vertragsver-
hältnisse einzugehen oder nicht, voraussetzen. (3) Diese formelle 
Freiheit ist aber mit einem existentiellen Zwang verbunden: Ka-
pitalismus ist ein System, »in der die Mehrheit der gesellschaftli-
chen Arbeit durch eigentumslose Arbeiter geleistet wird, die ge-
zwungen sind, ihre Arbeitskraft für Lohn zu verkaufen, um den 
Zugang zu den Mitteln des Lebens und der Arbeit selbst zu er-
halten« (Wood 1999: 3). Engels hat es 1845 so auf den Punkt ge-
bracht: »Die Konkurrenz ist der vollkommenste Ausdruck des 
in der modernen bürgerlichen Gesellschaft herrschenden Kriegs 
Aller gegen Alle. Dieser Krieg, ein Krieg um das Leben, um die 
Existenz, um alles, also auch im Notfalle ein Krieg auf Leben und 
Tod, besteht nicht nur zwischen den verschiedenen Klassen der 
Gesellschaft, sondern auch zwischen den einzelnen Mitgliedern 
dieser Klassen; jeder ist dem andern im Wege, und jeder sucht da-
her auch alle, die ihm im Wege sind, zu verdrängen und sich an 
ihre Stelle zu setzen. Die Arbeiter konkurrieren unter sich, wie 
die Bourgeois unter sich konkurrieren. Der mechanische We-
ber konkurriert gegen den Handweber, der unbeschäftigte oder 
schlecht bezahlte Handweber gegen den beschäftigten oder bes-
ser bezahlten und sucht ihn zu verdrängen. Diese Konkurrenz 
der Arbeiter gegeneinander ist aber die schlimmste Seite der jet-
zigen Verhältnisse für den Arbeiter, die schärfste Waffe gegen das 
Proletariat in den Händen der Bourgeoisie.« (Engels 1845: 306f.)

Die Freiheit der Einzelnen, von Unternehmen, Städten und 
Kommunen, ganzen Staaten besteht nicht darin, ob sie sich die-
sen Zwängen stellen, sondern nur darin, wie sie es tun und die in 
diesen Zwängen liegenden Möglichkeiten zu nutzen versuchen. 
Dies heißt keinesfalls, dass es in kapitalistischen Gesellschaften 
keine Eroberung und keine Zwangsarbeit oder auch Formen von 
Subsistenzwirtschaft gibt, sondern dass diese direkten Gewalt-
formen dem Kapitalverhältnis untergeordnet sind, das sich als 
Konkurrenz geltend macht.
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»Im Kapitalismus lebt jeder, auch der Kapitalist, unter der 
Herrschaft des Kapitals, oder, wie die meisten Menschen es wahr-
nehmen, unter dem Regime der ›Marktgesetze‹, die sich durch 
den schieren Druck der Konkurrenz aufdrängen. Indem sie sich 
diesem Druck beugen, gehorchen alle einer Kraft, die offensicht-
lich keine Naturkraft, sondern eine gesellschaftliche Kraft, wie 
das ›Gesetz des Werts‹, ist. In der kapitalistischen Epoche wird 
diese Art der Beherrschung des Handelns und Denkens der Men-
schen durch etwas, das sie selbst produziert und geformt haben 
– das Marktregime, das Geld, das Kapital –, durch die Mystifi-
kationen, die in der Religion des Alltags herrschen, die der Ka-
pitalismus hervorbringt, noch verschärft. Deshalb ist der Kapi-
talismus nicht nur die Herrschaft des Kapitals, persönlich und 
unpersönlich, sondern eine Ordnung, in der die faktischen und 
praktischen Zwänge einer Wirtschaft, die niemand kontrolliert, 
auf dem Leben und den Gedanken aller lasten, ein ›eiserner Kä-
fig‹ universeller und unpersönlicher Unfreiheit, wie Max Weber 
es genannt hätte.« (Krätke 2020: 22)

Institutionelle und machtpolitische Absicherung 
der privateigentümlichen Ordnung
Douglass C. North, Barry R. Weingast und John J. Wallis spre-
chen von einer »Open Access Order«, um das Ensemble der not-
wendigen und hinreichenden Verhältnisse zu beschreiben, auf der 
die kapitalistische Wirtschaftsweise beruht. Diese Ordnung des 
freien, sprich vor allem marktvermittelten Zugangs zu den Pro-
duktions- und Existenzmitteln stellt den Wettbewerb der Akteure 
auf den Finanz-, Produktions- und Konsumtionsmittel- und Ar-
beitsmärkten her und sichert gegen Monopolisierung, Enteig-
nung und endemische Korruption sowie Ausplünderung über die 
Sicherung von außermarktwirtschaftlichen Renten und Pfründen 
ab. North, Weingast und Wallis nennen drei wichtige Bedingun-
gen einer solchen Ordnung: »1) eine gefestigte Organisation mili-
tärischer und ziviler Kräfte steht unter Kontrolle des politischen 
Systems; 2) das politische System muss durch ein Set von Insti-
tutionen und Anreize geprägt sein, dass den illegitimen Einsatz 
von Gewalt begrenzt; und 3) damit eine politische Gruppe oder 
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Partei an der Macht bleibt, muss sie die Unterstützung ökono-
mischer und sozialer Interessen im weiten Sinne haben.« (North 
et al. 2009: 22) Es handelt sich um eine liberale Rechtsordnung 
und ihre staatliche Absicherung. North, Weingast und Wallis un-
terstellen dabei, dass die ökonomischen und sozialen Interessen 
auf den Erhalt einer kapitalistischen Ordnung gerichtet sind. Sind 
die staatlichen Akteure vor allem von solchen Interessen abhän-
gig und ist das Gewaltmonopol des Staates gegeben, kann man 
auch von einer kapitalistisch dominierten Staatsformation spre-
chen (siehe dazu Poulantzas 1978; Hirsch 1995; Jessop 2013).

Die maschinengestützte Produktionsweise 
Robert Owens Schrift »Bericht an die Grafschaft Lanark« von 
1821 kann als Gründungsdokument des britischen Sozialismus 
angesehen werden. Es war die gegensätzliche Erfahrung von der 
realen Vervielfachung der Produktivkraft gesellschaftlicher Ar-
beit durch Einführung von Maschinen einerseits und fortdau-
erndem Elend, Zerstörung, Krieg und Unfähigkeit, diese neuen 
Möglichkeiten einer potenziellen Überflussgesellschaft in reiche 
menschliche Entwicklung zu verwandeln, andererseits, die den 
Ursprungsimpuls des modernen Sozialismus ausmachte. 

»Bekanntlich hat Großbritannien vor allen anderen Ländern 
besonders im letzten halben Jahrhundert durch einen schnelle-
ren Fortschritt bei den wissenschaftlichen Verbesserungen und 
Systemen, die mehr oder weniger in allen Bereichen der produk-
tiven Industrie des gesamten Königreiches eingeführt wurden, 
seine Produktivkräfte nach und nach erhöht. Mangels korrek-
ter Angaben ist es unmöglich, den Umfang dieser neuen Pro-
duktivkraft genau zu bestimmen. Aber der Verfasser hat aus 
Tatsachen, die niemand bestreiten wird, ermittelt, dass sie un-
geheuer zugenommen hat; dass sie sich im Vergleich zur ma-
nuellen Arbeit der gesamten Bevölkerung von Großbritannien 
und Irland mindestens wie Vierzig zu Eins verhält und ohne 
Schwierigkeiten auf 100 zu Eins erhöht werden kann; und dass 
dieser Zuwachs auf andere Länder ausgedehnt werden kann; 
dass er bereits ausreicht, die ganze Welt mit Reichtum zu ver-
sorgen, und das die Reichtum schaffende Kraft veranlasst wer-
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den kann, ständig in beschleunigtem Tempo voran zu schrei-
ten.« (Owen 1989: 197)

Woher aber kommt die sprunghafte Steigerung der Produkti-
vität der gesellschaftlichen Arbeit im ausgehenden 18. und frü-
hen 19. Jahrhundert? Es lag nicht allein am Kapitalismus, son-
dern an der Verbindung von kapitalistischer Wirtschaftsweise 
und industrieller Revolution. Mit der Industrie trat die mensch-
liche Arbeitskraft aus dem unmittelbaren Bearbeitungsprozess 
von Stoffen heraus. Dies befreit diesen Prozess von der Bin-
dung an die begrenzten menschlichen Naturkräfte. Indem der 
Mensch die Führung des Arbeitsinstruments an die Maschine 
abgibt, wird der unmittelbare Fertigungsprozess von jenen Be-
schränkungen befreit, die ihm bis dahin die menschlichen Kör-
perkräfte auferlegt hatten. Nun kann alles hergestellt werden, 
was den Naturgesetzen nicht widerspricht und Erfindungen er-
möglichen. Das kapitalistische Kreditsystem löste die Bindun-
gen an vorgefundene Gemeinschaften und verinnerlichte Werte 
und die Industrie zerriss die Fesseln, die menschliche physische 
wie psychische Kräfte der Güterproduktion auferlegten. Dazu 
wurde Energie genutzt, die über viele hundert Millionen Jahren 
aufgespeichert wurde, zunächst vor allem Kohle. Die neue Tech-
nik schuf die Möglichkeiten immer neuer Inventionen. Der kapi-
talistische Kredit finanzierte ihre Anwendung. Die Konkurrenz 
erzwang ihre Verallgemeinerung. Die Kohle setzte die Ener-
gie frei und die Auflösung der Allmende und Armenfürsorge 
zwang die Arbeiterinnen und Arbeiter in die Fabrikhölle. Diese 
fünf Faktoren in ihrem Zusammenspiel, assistiert durch impe-
riale Gewalt, befeuert durch eine imperiale Produktions- und 
Lebensweise, erzeugten jene Wachstums- und Globalisierungs-
spirale, die innerhalb von 250 Jahren die Welt revolutioniert hat. 

Der Textilsektor bildete den Anfang. Die Baumwolle von den 
Sklavenhalterplantagen der USA und aus den britischen Kolo-
nien war der Rohstoff. Die sich bildenden Mittelschichten und 
die eroberten oder gewaltsam zum Handel gezwungenen tradi-
tionellen Imperien bildeten wichtige Absatzmärkte. Mit Spinn- 
und Webmaschinen, angetrieben erst durch Wasser-, dann durch 
Dampfkraft, wurde eine Produktivität erzielt, die weit über der 
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handwerklichen Fertigung lag. Moderne Sklaverei, globalisierte 
Kriegsführung und industrieller Kapitalismus verbanden sich 
und lösten die »Westernisierung der Welt« aus. Das reine Kapi-
talverhältnis, das den inneren Motor dieser Welt darstellt, wird 
in Abb. 2 veranschaulicht.

Die wichtigste Voraussetzung der kapitalistischen Wirtschafts-
weise ist es, wie Marx in »Das Kapital« zeigte, dass die Mehrheit 
der Produzenten getrennt werden von den Produktionsmitteln 
und der Bindung an vormoderne Gemeinschaften. Nur dann wer-
den die Menschen zu »Arbeitskräften«, die ihr Leben nur erhal-
ten können, wenn sie ihre Arbeitskraft Unternehmen vertraglich 
auf Zeit zur Verfügung stellen. Sie werden doppelt freie Lohnar-
beiter – frei von Produktionsmitteln und frei, vertragliche Ver-
hältnisse der zeitlich befristeten Unterstellung ihrer Arbeitskraft 
unter das Kommando der Kapitaleigentümer einzugehen. Eine 
weitere Voraussetzung ist die Umwandlung von Boden und Na-
turressourcen, aber auch Erfindungen in Waren. All dies wirft 
Naturressourcen, Arbeitskräfte und Wissen auf den Markt, wo 
Unternehmen sie unter Inanspruchnahme von Krediten erwer-
ben können. Sind in den Zentren der kapitalistischen Produk-
tion die institutionellen Rahmenbedingungen gegeben, die North 
und seine Kollegen als Open Access Order bezeichnen, gibt es 
ein Mindestmaß an Konkurrenz, dann führt die kapitalistische 
Wirtschaftsweise dazu, dass ständig neue Natur-, Arbeitskraft- 

Abb. 2: Das reine Kapitalverhältnis
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und Wissensressourcen in den Kreislauf des Kapitals aufgenom-
men werden, dass eine ständige Entwertung (sprich: Zerstörung) 
alter Produkte und Produktionsweisen erfolgt und neue einge-
führt und durchgesetzt werden. Wirtschaftliche Freiheiten und 
Sachzwänge sind auf das Engste verschmolzen. Der eiserne Kä-
fig der Konkurrenzzwänge ist zugleich ein Ort ständiger freier 
Wahl – durch nichts beschränkt als durch die Gesetze des Erfol-
ges der eigenen Vermarktung. 

Die kapitalistische Wirtschaftsweise hat es ermöglicht, die Mal-
thusianische Falle zu durchbrechen, innerhalb derer jeder Pro-
duktivitätsfortschritt durch das Bevölkerungswachstum zunichte 
gemacht wird und der große Teil der Menschheit dauerhaft zur 
Armut verurteilt ist. Die Lebenserwartung hat sich in den letz-
ten zwei Jahrhunderten mehr als verdoppelt. Es wurde im globa-
len Durchschnitt eine Produktivität erzielt, die allen Menschen 
ein materiell und kulturell auskömmliches Leben und eine um-
fassende Bereitstellung der Basisleistungen von Gesundheitsfür-
sorge, Bildung, Mobilität, Wohnung und Kultur erlauben würde. 
Die seit über fünfzig Jahren anhaltende Kritik am Wachstum ist 
Ausdruck dessen, dass die kapitalistische Wirtschaftsweise ihre 
historische »Mission« weitgehend erfüllt hat. Es ist ein ungeheu-
rer Reichtum entstanden, dem Armut, Umweltzerstörung, Ver-
marktungszwänge, Gesellschaftszerfall, Staatszerfall, Rassismus, 
neuer Faschismus, Kriege und Terror gegenüberstehen. 

Bei den Rahmengüter-Waren handelt es sich um jene Voraus-
setzungen und Bedingungen der kapitalistischen Produktions-
weise, die sie historisch außerkapitalistisch vorfindet, koloni-
alisiert, umgestaltet, sich unterordnet und systematisch immer 
wieder als »Externalitäten« ausbeutet, ausraubt oder ganz zer-
stört. Dies wird dann deutlich, wenn man wie Rosa Luxemburg 
Gesellschaft vor allem als kulturellen Organismus begreift (vgl. 
Luxemburg 1975: 10), deren Teil die Wirtschaft mit ihren kon-
kreten soziokulturellen und politischen Ausformungen ist (vgl. 
Neusüß 1985: 306; siehe zum Folgenden auch Brie 2018b: 108–
122, eine umfassendere Analyse der aktuellen Diskussion von 
Landnahme und Kolonialisierung findet sich in Brie 2016b). Für 
Luxemburg war Kapitalismus eine unmögliche Weltform, denn 
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anders als jede Produktionsweise und Gesellschaftsformation 
vor ihm müsse der Kapitalismus alle nichtkapitalistischen For-
men verdrängen und bräuchte sie doch zur eigenen Reproduk-
tion. Kapitalismus sei eine Wirtschaftsform, die »gleichzeitig mit 
der Tendenz, zur Weltform zu werden, an der inneren Unfähig-
keit zerschellt, eine Weltform der Produktion zu sein.« (Luxem-
burg 1975: 411)

Was in Kapitel 2 als große Leistung und Errungenschaft der ka-
pitalistischen Produktionsweise dargestellt worden war, erweist 
sich als historisch vergehende Durchgangsstufe. Die Unterord-
nung von der natürlichen und gesellschaftlichen Reproduktion 
unter die Kapitalakkumulation steht im fundamentalen Wider-
spruch zur Eigenlogik von Natur und Gesellschaft, wie Polanyi 
immer wieder betonte. Wäre die Kapitalverwertung völlig unab-
hängig von Naturressourcen, Arbeitskraft, Finanz- und Rechts-
system oder Wissen und deren Reproduktion, dann würde sie als 
geradezu ideale Effizienz- und Innovationsmaschine erscheinen, 
die immer neue und höhere Formen des Reichtums erzeugt, wie 
zuerst Adam Smith zu Bewusstsein brachte (vgl. Smith 1976). 
Aber diese Isolation kann nur zeitweise, um den Preis der Zerstö-
rung der wesentlichen Bedingungen dieser Reichtumsmaschine-
rie und unter Aufwendung von Gewalt aufrechterhalten werden. 
Die Gegenbewegungen, die Polanyi analysierte, sind unverzicht-
bare Begleiterscheinungen dieser Zerstörungen und erzeugen eine 
zyklische Entwicklung der kapitalistischen Formationen und ih-
rer Krisen. Jeder Versuch, diesen Krisen zu begegnen, ohne da-
bei die Dominanz der Kapitalverwertung über die Wirtschaft und 
einer solchen Wirtschaft über die Gesellschaft und ihrer natürli-
chen Lebensgrundlagen aufzuheben, bereitet neue Krisen auf all-
gemeinerer Grundlage vor, weil immer tiefere Schichten der Re-
produktion erfasst werden (siehe Abb. 3 auf der folgenden Seite).

Nancy Fraser stellt diese Tendenzen der Zerstörung der »Hin-
tergrundbedingungen« der Kapitalverwertung in ihrem Buch 
»Cannibal Capitalism« systematisch dar und definiert Kapitalis-
mus so: »Indem wir diese verleugneten Hintergrundbedingungen 
identifizierten, gelangten wir zu einer unorthodoxen Antwort auf 
unsere Ausgangsfrage: Was ist Kapitalismus? Der Kapitalismus ist 
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keine Ökonomie, sondern eine Gesellschaftsform, in der ein Be-
reich ökonomisierter Aktivitäten und Beziehungen von anderen, 
nicht-ökonomisierten Zonen abgegrenzt ist, von denen die ers-
teren abhängen, die sie aber verleugnen. Eine kapitalistische Ge-
sellschaft umfasst eine ›Ökonomie‹, die sich von einem ›Gemein-
wesen‹ oder einer politischen Ordnung unterscheidet (und davon 
abhängig ist); einen Bereich der ›wirtschaftlichen Produktion‹, 
der sich von einer Zone der ›sozialen Reproduktion‹ unterschei-
det (und davon abhängig ist); eine Reihe von Ausbeutungsverhält-
nissen, die sich von den verleugneten Enteignungsverhältnissen 
unterscheiden (und davon abhängig sind); und einen soziohisto-
rischen Bereich menschlicher Aktivität, der sich von einem ma-
teriellen Substrat der nicht-menschlichen Natur unterscheidet 
(und davon abhängig ist).« (Fraser 2022: 145) 

Beides ist ins Auge zu fassen: Die große Stärke und die in-
härente Zerstörungstendenz der kapitalistischen Produktions-
weise. In Momenten, in denen dieser Widerspruch eskaliert und 
zu einem allgemeinen Widerspruch wird, der alle Lebens- und 
Gesellschaftsbereiche sowie das Verhältnis zur irdischen Na-
tur wie der menschlichen Natur erfasst, kann auch das Fens-
ter geöffnet werden, den Kapitalismus zu überwinden. Welt-
weit könnte damit vor allem erstens die globale Ausdehnung der 
Errungenschaften der kapitalistischen Ära auf alle Menschen, 

Abb. 3: Kapitalistischer Reproduktionsprozess
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zweitens die Überwindung der ihnen zugrunde liegenden und 
zunehmend zerstörerischen Sachzwänge und drittens die Ge-
staltung eines neuen Typs von Zivilisation auf der Tagesord-
nung stehen. Dieser neuen Zivilisation würde eine andere Wirt-
schaftsweise, ein anderes Natur- und Gesellschaftsverhältnis, 
eine andere Produktions- und Lebensweise, eine andere Kultur 
zugrunde liegen. Es ist der Erfolg des Kapitalismus, der ihn in-
frage stellt – einerseits durch das Maß der dramatischen Exten-
sivierung des Stoffwechsels mit der irdischen Natur, die deren 
menschenverträgliche Stabilität und biologische Vielfalt zerstört, 
zum anderen aber auch durch die Befreiung vom Imperativ der 
materiellen Existenznot, wie Reinhard Pfriem schreibt: »[…] 
wenn seit jüngster Zeit erstmals in der Geschichte der Mensch-
heit in einer Reihe von Ländern für die große Mehrheit ihrer 
Bevölkerung keine existenziellen materiellen Versorgungspro-
bleme mehr bestehen, dann ist dieser Übergang vom Versor-
gungs- zum Überflusskapitalismus nichts weniger als ein evo-
lutorischer Test, eine Prüfung, ob die Menschen fähig sind, nicht 
nur bloßes Leben, sondern auch gutes Leben wollen zu können 
und können zu wollen.« (Pfriem 2021: 89)

Sozialismus kann nur dann eine Zukunftslosung sein, wenn er 
vor dem Hintergrund der Errungenschaften der kapitalistischen 
Ära eine dreifache Aufgabe löst: (1) Bewahrung der wirtschaftli-
chen, politischen, rechtlichen und kulturellen Errungenschaften 
der liberalen kapitalistischen Ära, (2) Überwindung ihrer Zer-
störungstendenzen und (3) Schaffung einer neuen Zivilisation, 
in der die Möglichkeiten für ein erfülltes und reiches Leben für 
jede und jeden deutlich verbessert werden. Die Menschen haben 
weit mehr zu verlieren als ihre Ketten. Sie können, wie die Ge-
schichte zeigt, auch die Freiheiten und Entwicklungsmöglich-
keiten, Potenziale der Reichtumsproduktion zerstören, die im 
Kapitalismus und der liberalen Ordnung, unter Nutzung seiner 
Möglichkeiten und teilweise im Kampf gegen die Sachzwänge 
des Kapitalismus erworben wurden.
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Kapitel 3
Marx’ Siegesgewissheit und Mises’ Verdikt 
von der Unmöglichkeit des Sozialismus 
als rationale Wirtschaftsordnung 

Überflüssige Fragen aus dem Nebelland der Zukunft?
Am 6. Januar 1881 schrieb der belgische Sozialist Ferdinand Do-
mela Nieuwenhuis an Karl Marx einen Brief, indem er erstens um 
Unterstützung für die Herausgabe einer populären Ausgabe des 
»Kapital« in holländischer Sprache bat. Diese Ausgabe erschien 
am Ende des gleichen Jahres unter dem Titel »Karl Marx. Kapitaal 
en Arbeid« und wurde 1889 noch einmal aufgelegt. Nieuwenhuis 
stellte dem Buch folgende Widmung voraus: »Karl Marx, dem 
kühnen Denker, dem edlen Streiter für die Rechte des Proletari-
ats, sei dieses Werk als Zeichen ehrerbietiger Hochachtung ge-
widmet vom Verfasser.« Zweitens stellte Nieuwenhuis an Marx 
die Frage, welche gesetzgeberischen Maßnahmen die Sozialis-
ten bei einer Machtübernahme zuerst ergreifen sollten. Er hatte 
vorgeschlagen, dieses Problem auf einem Weltkongress der So-
zialisten in der Schweiz im gleichen Jahr zu diskutieren. Nun er-
wies sich zum einen, wie Marx richtig vorhersah, dass die Zeit für 
eine neue internationale Vereinigung sozialistischer Kräfte noch 
nicht gekommen war. Auch lehnte der Kongress selbst die Dis-
kussion zu diesem Tagesordnungspunkt ab. Von bleibendem In-
teresse aber ist Marx’ Antwort.

In Marx’ Brief an Nieuwenhuis vom 22. Februar ist das Fol-
gende zu lesen: »Die ›Frage‹ des bevorstehenden Züricher Kon-
gresses, die Sie mir mitteilen, scheint mir – ein Fehlgriff. Was in 
einem bestimmten, gegebnen Zeitmoment der Zukunft zu tun 
ist, unmittelbar zu tun ist, hängt natürlich ganz und gar von den 
gegebnen historischen Umständen ab, worin zu handeln ist. Jene 
Frage aber stellt sich in Nebelland, stellt also in der Tat ein Phan-
tomproblem, worauf die einzige Antwort – die Kritik der Frage 
selbst sein muss. Wir können keine Gleichung lösen, die nicht 
die Elemente ihrer Lösung in ihren Data einschließt. Übrigens 
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sind die Verlegenheiten einer plötzlich durch einen Volkssieg ent-
standnen Regierung keineswegs etwas spezifisch ›Sozialistisches‹. 
Umgekehrt. Die siegreichen Bourgeoispolitiker fühlen sich so-
fort durch ihren ›Sieg‹ geniert, während der Sozialist wenigstens 
ungeniert eingreifen kann. Auf eins können Sie sich verlassen, 
eine sozialistische Regierung kommt nicht ans Ruder eines Lan-
des ohne so entwickelte Zustände, dass sie vor allem die nötigen 
Maßregeln ergreifen kann, um die Bourgeoismasse so ins Bocks-
horn zu jagen, dass das erste desideratum – Zeit für nachhaltige 
Aktion – gewonnen wird.« (Marx 1881: 160)

Schon 1850 hatte Marx in Auswertung der französischen Re-
volution von 1848 geschrieben: »Eine Klasse, worin sich die re-
volutionären Interessen der Gesellschaft konzentrieren, sobald 
sie sich erhoben hat, findet unmittelbar in ihrer eigenen Lage den 
Inhalt und das Material ihrer revolutionären Tätigkeit: Feinde 
niederzuschlagen, durch das Bedürfnis des Kampfes gegebene 
Maßregeln zu ergreifen; die Konsequenzen ihrer eigenen Taten 
treiben sie weiter. Sie stellt keine theoretischen Untersuchungen 
über ihre eigene Aufgabe an.« (Marx 1850: 19f.) Diese Auffor-
derung zur Theorielosigkeit für den Moment der Aktion durch 
Marx kontrastiert scharf mit seinem Insistieren auf eine wissen-
schaftliche Theorie zur Begründung der Unvermeidlichkeit eben 
dieser Aktion.

Wieso aber konnte Marx mit solcher Entschiedenheit die Frage 
nach der Agenda einer revolutionären sozialistischen Regierung 
von sich weisen? Woher die Überzeugung, dass im Moment der 
Not auch die richtigen Antworten gefunden werden? Noch ein-
mal aus seinem Brief an Nieuwenhuis: »Die doktrinäre und not-
wendig phantastische Antizipation des Aktionsprogramms einer 
Revolution der Zukunft leitet nur ab vom gegenwärtigen Kampf. 
Der Traum vom nah bevorstehenden Untergang der Welt feuerte 
die primitiven Christen an in ihrem Kampf gegen das römische 
Weltreich und gab ihnen Siegesgewissheit. Die wissenschaftli-
che Einsicht in die unvermeidbare und stetig unter unseren Au-
gen vorgehende Zersetzung der herrschenden Gesellschaftsord-
nung und die durch die alten Regierungsgespenster selbst mehr 
und mehr in Leidenschaft gegeißelten Massen, die gleichzeitig 



70

riesenhaft fortschreitende positive Entwicklung der Produkti-
onsmittel – dies reicht hin als Bürgschaft, dass mit dem Moment 
des Ausbruchs einer wirklich proletarischen Revolution auch 
die Bedingungen ihres (wenn auch sicher nicht idyllischen) un-
mittelbaren, nächsten Modus Operandi gegeben sein werden.« 
(Marx 1881: 161)

In anderen Briefen aus dieser Zeit kritisierte Marx mit gleicher 
Entschiedenheit viele konkrete Reformvorschläge vom Erbrecht 
bis hin zur Erhebung einer umfassenden Grundsteuer, um vor al-
lem die Landeigentümer zur Kasse zu bitten. All dies seien nur 
Teillösungen, die nicht an die Wurzel der kapitalistischen Produk-
tionsweise gingen. Ebenso hatte er schon früher Überlegungen 
der Proudhonisten für eine umfassende Reform des Kreditwe-
sens als unzulänglich zurückgewiesen, da damit die Kapital-Ar-
beit-Verhältnisse in den Unternehmen nicht beseitigt würden. 
Für die Genossenschaften hatte er unter den gegebenen Bedin-
gungen keine wirkliche Zukunft gesehen. Den französischen So-
zialisten empfahl er 1880 die strikte Unterscheidung zwischen 
einem demokratischen und sozialen Reformprogramm der Ge-
genwart und der umfassenden Durchsetzung eines auf Gemein-
eigentum basierenden Sozialismus nach Übernahme der Macht 
(vgl. Marx 1880: 238). Bei ihm gingen der Kampf im Hier und 
Jetzt, um eine revolutionäre Leidenschaft zu entfachen, und die 
Gewissheit, dass die Arbeiter als die zukünftigen Herrscher über 
ihr Schicksal nach dem »Hammerschlag der Revolution« (Rosa 
Luxemburg) dann auch die richtigen Schritte einleiten werden, 
Hand in Hand. Der Kampf um Reformen erschien vor allem als 
Vorbereitung der Massen auf die Revolution – durch Verbesse-
rung der Kampfbedingungen, Schulungen sowie Entwicklung 
einer sozialistischen Orientierung. Eine inhaltliche Verbindung 
der Versuche, die Widersprüche der kapitalistischen Produkti-
onsweise unter den gegebenen Bedingungen sozialer und demo-
kratischer zu lösen, mit den Aufgaben nach einer erfolgreichen 
Revolution, wurde bewusst ausgeschlagen, erschien als Ablen-
kung von einem konsequenten Antikapitalismus. Eine doppelte 
Transformation im Kapitalismus über ihn hinaus wurde ausge-
schlossen, obwohl er selbst Ansätze von einer über den Kapita-
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lismus hinausweisenden positiven Regulation der kapitalistischen 
Marktwirtschaft aufzeigte, vor allem mit Bezug auf die Länge des 
Arbeitstags. Die »Blässe des Zweifels« hätte aufsteigen, der Ver-
lust der Siegesgewissheit hätte drohen können. Diese gespaltene 
Strategie, die später den Namen »revolutionärer Absentismus« 
erhielt, prägte die sich marxistisch verstehende Sozialdemokra-
tie der II. Internationale bis 1914.

Marx hatte ein klares Zukunftsbild, das er seinen Anhänge-
rinnen und Anhängern hinterließ. In diesem fehlten zweifels-
ohne »Rezepte […] für die Garküche der Zukunft« (Marx 1890: 
25), aber es war keinesfalls inhaltsleer, sondern sehr inspirierend. 
Marx ging es um eine Lösung der Zeitprobleme, die radikal, die 
an die Wurzel geht. Dazu brach er 1843/44 mit Hegels Versuch, 
eine Vermittlung der Widersprüche zwischen der bürgerlichen 
Gesellschaft (und dem Menschen als Bourgeois) und dem Staat 
(und dem Menschen als Citoyen) zu suchen. Marx wollte die Wi-
dersprüche an ihren Wurzeln fassen, in dem er eine kommunis-
tische Politik konzipierte, die darauf zielte, die Grundlage, aus 
der diese Widersprüche hervorgingen, zu beseitigen. Das Prob-
lem der damit verbundenen Abwendung von Hegel wird deutlich, 
wenn wir uns vor Augen führen, wie Marx sich in seiner Schrift 
Zur Judenfrage auf Rousseau bezieht. Er zitiert diesen so: »Die 
Abstraktion des politischen Menschen schildert Rousseau rich-
tig also: ›Wer den Mut hat, einem Volke eine Rechtsordnung zu 
geben, muss sich fähig fühlen, sozusagen die menschliche Na-
tur zu ändern, jedes Individuum, das in sich selbst und für sich 
allein ein vollkommenes Ganzes ist, in den Teil eines größeren 
Ganzen umzuwandeln, von dem dieses Individuum in gewisser 
Weise sein Leben und Sein empfängt, an die Stelle einer physi-
schen und unabhängigen eine moralische Teilexistenz zu setzen. 
Er muss dem Menschen seine eigenen Kräfte nehmen, um ihm 
fremde dafür zu geben, die er nur mit Hilfe anderer gebrauchen 
kann‹.« (Marx 1843: 370) 

An dieses Zitat von Rousseau angefügt sind dann die berühm-
ten Sätze: »Alle Emanzipation ist Zurückführung der menschli-
chen Welt, der Verhältnisse, auf den Menschen selbst. […] Erst 
wenn der wirkliche individuelle Mensch […] in seinem empi-
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rischen Leben, in seiner individuellen Arbeit, in seinen indivi-
duellen Verhältnissen, Gattungswesen geworden ist, erst wenn 
der Mensch seine ›forces propres‹ als gesellschaftliche Kräfte er-
kannt und organisiert hat und daher die gesellschaftliche Kraft 
nicht mehr in der Gestalt der politischen Kraft von sich trennt, 
erst dann ist die menschliche Emanzipation vollbracht.« (Marx 
1843: 370) Um der radikalen Emanzipation willen wird behaup-
tet, es käme vor allem darauf an, die gesellschaftlichen Kräfte 
gesellschaftlich zu organisieren und diese dann so zu gestalten, 
dass dadurch in der Perspektive die freie Entwicklung der Ein-
zelnen möglich wird. Was aber an Kraft bleibt den Einzelnen als 
Einzelne, wenn sie wirklich alle ihre Kräfte unmittelbar gesell-
schaftlich organisieren? Es gibt doch keine ungesellschaftlichen 
Kräfte der Individuen. Besteht nicht die Gefahr, dass sie gegen-
über der Macht Aller zur eigenen individuellen Ohnmacht verur-
teilt werden? Wird ihr und ihm nicht zu viel genommen? Geben 
sie nicht zu viel her? Die Proudhonisten und Bakunisten warfen 
Marx und den Marxisten genau diese Blindheit für die Gefah-
ren vor, die in der anvisierten Diktatur des Proletariats, die alle 
gesellschaftlichen Kräfte zentral organisiert, liege. Zeitgenossen 
waren es und nicht erst die Nachgeborenen, durch die Praxis Be-
lehrten, die die Verkehrung von radikaler Emanzipation in neue 
Unterdrückung vorhersahen.

Wenn frei sich vereinigende Menschen ihre eigenen Gesetzge-
ber sind, dann geben sie sich vorher nicht vorhandene gemein-
same Kräfte, schränken aber den freien Gebrauch ihrer Kräfte als 
Einzelne zugleich ein. Sie setzen jede und jeden von ihnen zu-
gleich als »moralische Teilexistenz« einer vorher nicht vorhande-
nen Assoziation und geben sich gleichzeitig gemeinsame Kräfte, 
die sie vorher nicht hatten und auch nur gemeinsam gebrauchen 
können. Damit schaffen sie aber nolens volens die Möglichkeit, 
dass diese Macht Aller durch Wenige usurpiert werden kann – 
im Namen Aller und des Gemeinwohls. Nicht zufällig berief sich 
Lenin immer wieder auf die französischen Jakobiner, sah die Bol-
schewiki in ihrer Tradition. Durch die gesellschaftliche Vereini-
gung der Individuen verändern diese auch die Möglichkeiten des 
Gebrauchs ihrer je individuellen oder Gruppenkräfte, da sie sich 
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selbst in neue Verhältnisse gestellt haben. Jede und jeder existiert 
nun zumindest doppelt – als Individuum mit eigenen Handlungs-
möglichkeiten und Handlungsgrenzen und als Mitglieder der 
frei gegründeten Assoziation mit gemeinsamen Handlungsmög-
lichkeiten und Handlungsgrenzen. Es gibt also unter diesen de-
mokratischen Bedingungen gar keine Zurückführung auf »den« 
Menschen, sondern »nur« eine Ausprägung neuer Formen von In-
dividualität und Gesellschaftlichkeit, die ihrerseits der Vermitt-
lung bedürfen, soll nicht die unmittelbare Subsumtion des einen 
Pols unter den anderen erfolgen. Anarchisten und Kommunis-
ten sind beide die Kinder dieses Widerspruchs, so sehr sie selbst 
im Gegensatz zueinanderstehen.

Marx, so meine These, verdeckte diesen Widerspruch von In-
dividualität und Gesellschaftlichkeit. Er suggerierte ein unmög-
liches unmittelbares Ineinanderübergehen von Freiheit der Ein-
zelnen und Freiheit Aller, das jeder Vermittlung entbehren kann. 
Gerade die wachsende Freiheit, die doch das Ziel ist, muss aber 
zwangsläufig in neuer Weise die Widersprüche zwischen indivi-
dueller, kollektiver und gesellschaftlicher Reproduktion wie Ent-
wicklung erzeugen, nur dass die Formen der Austragung, so die 
Annahme, nicht mehr unter dem Primat der Kapitalakkumula-
tion stehen. Marx’ kommunistische Vision unmittelbarer Iden-
tität individueller und gesellschaftlicher Interessen war und ist 
nicht realisierbar. Realisierbar dagegen ist eine sozialistische Ge-
sellschaft, in der die freie Entwicklung der Einzelnen und die freie 
Entwicklung aller in vielfachen Vermittlungsformen immer wie-
der neu solidarisch aufeinander bezogen werden (siehe Kapitel 5).

Kommunismus ist für Marx seit 1844 eine Gesellschaft, ge-
gründet auf dem unteilbaren Gemeineigentum an Produktions-
mitteln, in der die Produzenten des gesellschaftlichen Reichtums 
und der sozialen Verhältnisse nach einem vorherbestimmten Plan 
handeln. Eigentümer kann der Einzelne nur noch werden auf der 
Basis des gemeinschaftlichen Besitzes. Als individuelles Eigentum 
soll sich diese gemeinschaftliche Basis dadurch erweisen, indem 
die Produktionsweise derart umgewälzt wird, dass die Arbeit zur 
freien Entwicklung der Einzelnen und zum ersten Lebensbedürf-
nis wird. In der »Deutschen Ideologie« heißt es zusammenfas-
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send: »Innerhalb der kommunistischen Gesellschaft, der einzi-
gen, worin die originelle und freie Entwicklung der Individuen 
keine Phrase ist, ist sie bedingt eben durch den Zusammenhang 
der Individuen, ein Zusammenhang, der teils in den ökonomi-
schen Voraussetzungen besteht, teils in der notwendigen Solida-
rität der freien Entwicklung Aller, und endlich in der universellen 
Betätigungsweise der Individuen auf der Basis der vorhandenen 
Produktivkräfte.« (Marx/Engels 1974: 424f.)

Bis in die Spätschriften wird Marx an dieser Vision einer Ge-
sellschaft, in der das Individuelle unmittelbar gesellschaftlich ist, 
weil Teil des gemeinsamen Plans, festhalten. Die Kehrseite war, 
dass damit zum einen alle Reformen, soweit sie die Institutio-
nen der bürgerlichen Gesellschaft nicht aufheben, sondern ih-
nen eine neue Richtung zu geben suchen, als Scheinreformen er-
achtet werden können. Die Überwindung der Kapitaldominanz 
wird mit der Beseitigung aller marktförmigen, rechtlichen und 
politischen Vermittlungsweisen moderner Gesellschaften in Eins 
gesetzt. Ein Sozialismus, der auch Märkte einschließt, wird aus-
geschlossen. Zum anderen aber geraten die harten Probleme ei-
ner nachkapitalistischen Gesellschaft nur insoweit in den Blick, 
als sie den Abbau der kapitalistischen Gegensätze, nicht aber die 
Entstehung von neuen Widersprüchen erfassen. Ein solches Kon-
zept von Ökonomie des Kapitalismus konnte die Entstehung und 
den Ausbau des Sozialstaates und des Sozialeigentums (vgl. Mül-
ler 2015: 4006ff.), die Entwicklung einer Mehrsektorenwirtschaft 
und »Bindestrich-Gesellschaft« (Marshall 1992) nicht antizipie-
ren. Die Suche nach transformativen Strategien über den Kapi-
talismus hinaus, die Bruch, Ausbau von Nischen und symbio-
tische Entwicklung (vgl. Wright 2017: 373ff.) verbinden, wurde 
erschwert. Die Ideologen des Staatsparteisozialismus konnten 
sich auf Elemente dieses Marxschen Ansatzes berufen. Die Kon-
zentration aller Macht in einem Zentrum, bei einer Partei und 
ihrer Führung, erschien konsequent »marxistisch«. Eine zeitge-
mäße Kritik der kapitalistisch dominierten Ökonomie muss mit 
einer veränderten Vision von nachkapitalistischen Gesellschaf-
ten sich der Frage von »Freiheit in einer komplexen Gesellschaft« 
(Polanyi 1978: 329ff.) neu stellen.
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Otto Neurath und der kurze Frühling Utopie einer 
sozialistischen Zentralverwaltungswirtschaft 
Mit den Revolutionen in Deutschland und in der österreichisch-
ungarischen Monarchie 1918/19 wurde deutlich, dass der Sozia-
lismus auch in Mitteleuropa auf die Tagesordnung rücken könnte. 
Schumpeter wurde nach der Novemberrevolution in die Sozia-
lisierungskommission in Deutschland berufen, die sich auch mit 
Unterstützung Schumpeters für die Sozialisierung der deutschen 
Kohleindustrie als erstem Industriezweig aussprach. 1919 ge-
hörte er als Staatssekretär für Finanzen der österreichischen Re-
gierung von Karl Renner an. Max Weber wirkte am Entwurf der 
Weimarer Verfassung mit und war zeitweise für die linksliberale 
Deutsche Demokratie Partei (DDP) aktiv, die auf eine Zusam-
menarbeit mit der SPD hinwirkte. Er seinerseits lehnte die Sozi-
alisierung der Großindustrie ab.

Einen wichtigen Beitrag zur wissenschaftlichen Diskussion 
leistete Otto Neurath, mit Max Weber, bei dem er habilitierte, gut 
bekannt. Neurath gilt als Begründer der Kriegswirtschaftslehre. 
Ausgehend von Analysen zu Großbritannien während der Kriege 
gegen Napoleon und zu den Nordstaaten der USA im Bürger-
krieg kam er zu der paradoxen Feststellung: »Die Kriegsführung 
kann […] gelegentlich die Lebensweise der Bevölkerung gera-
dezu verbessern.« (Neurath 1919a: 47) Und umgekehrt könne 
ein Friedensschluss wie der von 1815, nach dem Sieg über Na-
poleon, zum Ausgangspunkt einer verheerenden ökonomischen 
Krise werden. Neurath zog daraus den Schluss, dass möglicher-
weise die Fortsetzung kriegswirtschaftlicher Mittel der Nach-
fragesteuerung und Produktionsentwicklung auch in Friedens-
zeiten geboten sei.1

Neurath war von 1907 bis 1914 Lehrer der Politischen Ökono-
mie an der Neuen Wiener Handelsakademie gewesen und wurde 
im Rahmen seines Kriegsdienstes 1916 in die Wirtschaftsabtei-

1 Es sei nur am Rande darauf hingewiesen, dass die Wendung Robert 
Owens hin zu kommunistischen Positionen unmittelbar durch den ökono-
mischen Schock und die anhaltenden Wirtschaftskrise am Ende der Napo-
leonischen Kriege ausgelöst wurde.
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lung des k.u.k. Kriegsministeriums berufen. In dieser Zeit habi-
litierte er sich an der Universität Heidelberg zum Thema »Die 
Kriegswirtschaftslehre und ihre Bedeutung für die Zukunft« und 
wurde Privatdozent bei Max Weber. Rainer Hegselmann stellt 
in der Einführung zu Schriften Neuraths fest: »Als der bis da-
hin größte Krieg der Menschheitsgeschichte 1918 zu Ende ging, 
war Neurath […] Sozialist. Zugleich war aus einem Theoreti-
ker der Kriegswirtschaftslehre ein Wirtschaftswissenschaftler ge-
worden, dessen zentrales Anliegen nun die Ausarbeitung funk-
tionstüchtiger Modelle einer für den Friedensbedarf planmäßig 
produzierenden Wirtschaft war.« (Hegselmann 1979: 23) Wäh-
rend der Bayerischen Räterepublik wurde Neurath Präsident des 
Zentralwirtschaftsamts der Republik und versuchte, eine geld-
lose Wirtschaft zu installieren. Nach dem Sieg über die Rätere-
publik wurde er verhaftet unter dem Vorwurf der Beihilfe zum 
Hochverrat, zu anderthalb Jahren Festungshaft verurteilt (güns-
tige Aussagen von Max Weber sollen das Urteil abgemildert ha-
ben) und später nach Österreich ausgeliefert. Allein zwischen 
1919 und 1922 publizierte Neurath rund 30 Arbeiten zu Fragen 
der Sozialisierung (vgl. Hegselmann 1979: 24). 

Im Geleitwort seiner gesammelten Aufsätze unter dem Ti-
tel »Durch die Kriegswirtschaft zur Naturalwirtschaft« schrieb 
Neurath im April 1919: »Das Zaudern und Schwanken der zum 
Handeln berufenen, der Rat meiner Freunde und manche Zufälle 
veranlassten mich, endlich nach langem Bedenken das Leben der 
Beschaulichkeit abzuschließen und das der Tat zu beginnen, um 
eine beglückende Verwaltungswirtschaft heraufführen zu helfen. 
Nach manchen Zwischenfällen wurde ich als Präsident des Zent-
ralwirtschaftsamtes mit der Sozialisierung Bayerns betraut. Was 
ich bisher als Zukunft ersehnte, kann ich nun selbst mitgestalten 
im Dienste eines freien Volkes, hoffentlich bald im Dienste ei-
ner freien Welt.« (Neurath 1919b: VII) Neurath hatte schon vor 
1914 aus seiner Analyse von Kriegswirtschaften den Schluss ge-
zogen, dass die naturwirtschaftliche Organisation von Volks-
wirtschaften große produktive Potenziale freisetzen könnte, die 
auch in Friedenszeiten sichern würden, Krisen zu vermeiden 
und die Bedürfnisse der Bevölkerung auf deutlich höherem Ni-
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veau zu sichern (vgl. Neurath 1919a).2 Er ging davon aus, dass 
auch Mischformen von Markt- und Naturalwirtschaft möglich 
sind, wie er sie im Kriege erlebt hatte (vgl. Neurath 1919c: 150) 
und betonte die Rolle von Kartellen mit staatlicher Beteiligung 
oder Staatsunternehmen (vgl. Neurath 1919d). Für den Übergang 
hielt er auch ein »System von Verbänden« (Neurath 1919e: 162) 
auf Kartellbasis für möglich. Die Perspektive schien für Neurath 
schon 1917 klar: »Im großen und ganzen sieht man eine Abkehr 
von der geldwirtschaftlich orientierten Verkehrswirtschaft zur 
naturalwirtschaftlich aufgebauten Verwaltungswirtschaft, wel-
che grundsätzlich die Naturalrechnung eines Wirtschaftsplans al-
len Maßnahmen zu Grunde liegen sucht.« (Neurath 1919e: 170)

1919 schien nun die Stunde gekommen, diese Überlegungen 
in der Praxis umzusetzen. Neurath ging von einer Übergangszeit 
von rund fünf Jahren aus, um von der Mischung aus Kriegswirt-
schaft des Ersten Weltkriegs und der Verkehrs-, sprich Markt-
wirtschaft zu einer »Großnaturalwirtschaft« überzugehen. Das 
Angebot der Räteregierung in Bayern schien Neurath als Chance, 
Utopien »als gesellschaftstechnische Konstruktionen« (Neurath 
1979a: 235) umzusetzen, die »unsere ganze Gesellschaft, vor al-
lem unsere Wirtschaft, ähnlich wie einen riesigen Betrieb« (Neu-
rath 1979a: 236) behandeln. In einem Vortrag über »Wesen und 
Weg der Sozialisierung« vor dem Münchener Arbeiterrat am 
25. Januar 1919 betonte er, dass sich die Absicht der Sozialisie-
rung »einerseits durch die Unwirtschaftlichkeit der überlieferten 
Ordnung mit ihren Krisen, ihrer zeitweiligen Massenarbeitslo-
sigkeit und ihren Depressionen bedingt« sei, »die vor allem auf 
die ›Anarchie und Regellosigkeit des Marktes und der Produk-
tion‹ zurückzuführen sind, andererseits durch die unbegründete 
und nicht begründbare Verteilung der Einkommen« (Neurath 
1979b: 242). Sein Konzept sah vor, »Genossenschaften, Kartelle, 
Banken, Gemischte Werke, Gewerkschaften, Konsumentenver-

2 Es gibt keinesfalls zufällig große Gemeinsamkeiten zwischen der Posi-
tion Neuraths und der von Lenin und anderer Bolschewiki mit Blick auf die 
Organisation der Wirtschaft, die diese 1917/18 entwickelten (Lenin 1960b, 
1974).
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bände, Handelskammern, Landwirtschaftskammern und andere 
Großorganisationen die neben dem Staat als Diener der Sozia-
lisierung zu verwenden« (Neurath 1979b: 244). Er fügt hinzu: 
»Dies hätte unter der Leitung und nach der Anweisung einer 
machtvollen Volksregierung zu geschehen, welche durch Kom-
missare und besondere, neu einzurichtende staatliche Stellen diese 
Wirtschaftsmaßnahmen dem Staatsbetrieb einzugliedern hätte.« 
(Neurath 1979b: 245) In seinen Darlegungen gewinnt eine so-
zialistisch orientierte Zentralverwaltungswirtschaft klare Kon-
turen: »Die Wirtschaftspläne müssten von einer eigenen Stelle 
entworfen werden, welche die gesamte Volkswirtschaft wie ei-
nen riesigen Betrieb anzusehen hätte. Die Geldpreise würden für 
ihre Übersichten keine Rolle spielen, werden sie doch im Rah-
men einer Verwaltungswirtschaft, solange das Geld überhaupt 
noch besteht, wesentlich willkürlich durch Verbände, durch den 
Staat oder andere leitende Instanzen festgesetzt, während sie ehe-
dem automatische Ergebnisse des Wettbewerbs waren.« (Neurath 
1979b: 248) Marx’ Vision einer Gesellschaft mit völlig durchsich-
tigen Verhältnissen, die von den Gesellschaftsgliedern gemein-
sam beherrscht werden (vgl. Neurath 1979b: 249), wird, angerei-
chert durch die Erfahrungen der Kriegswirtschaft, durch Neurath 
ausgearbeitet. Sie ist als »Großnaturalwirtschaft« konzipiert, in 
der »das Geld keine treibende Kraft mehr« (Neurath 1979b: 252) 
darstellt. Dies wird eine »größere Mannigfaltigkeit der Lebens-
weise« (Neurath 1979b: 252) ermöglichen als in der Marktwirt-
schaft, obwohl, wie er auch später immer wieder betonte, die 
»sozialistische Wirtschaftswirklichkeit« »völlig zentralistisch« 
(Neurath 1979c: 280) sein müsse.

Otto Neurath beendete seine Ausführungen mit den folgen-
den Sätzen: »Zum Schluss sei eine kurze Zusammenfassung ge-
stattet: Die innenpolitische Lage drängt zur Sozialisierung. Die 
gesellschaftstechnisch vollkommenste Form ihrer Durchführung 
bestünde in Heranziehung der überlieferten Großorganisationen, 
Kartelle, Genossenschaften usw. unter gleichzeitiger Ausdehnung 
der staatlichen Verwaltungswirtschaft. Die politischen Verhält-
nisse können aber andere Gestaltungen begünstigen. Sozialisiert 
kann mit Erfolg nur im ganzen und von oben her werden. Wenn 
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man überhaupt sozialisieren will, dann müsste es sofort und rasch 
geschehen, weil Verzögerung und Unsicherheit lähmen. Der au-
genblickliche Zeitpunkt ist zur Sozialisierung besonders geeig-
net, weil die Kriegsorganisationen noch bestehen, die Not nach 
einer planmäßigen Verwaltung aller Kräfte geradezu schreit und 
die Unterbrechung der internationalen Beziehungen die selbst-
ständige Inangriffnahme mit der Sozialisierung erleichtert. Vor-
aussetzung der Sozialisierung ist Festsetzung eines umfassenden 
Wirtschaftsplanes und Schaffung einer alles regelnden wirtschaft-
lichen Zentralstelle.« (Neurath 1979b: 260f.)

Zweieinhalb Monate später war Otto Neurath Präsident die-
ser wirtschaftlichen Zentralstelle. Aber schon einen Monat später 
war die bayerische Räterepublik besiegt und er wurde verhaftet.3

Neurath hatte sich in seinen Schriften vor 1919 die Frage ge-
stellt, wie unter den Bedingungen einer Großnaturalwirtschaft 
rationale Entscheidungen über Produktion und Konsum gefällt 
werden können. Letztlich strebte er eine Zentralverwaltungs-
wirtschaft an, in der durch ein oberstes Organ die erforderlichen 
Beschlüsse gefasst werden. Ausgangspunkt ist das utilitaristische 
Prinzip des Vergleichs von Zuständen größerer oder kleinerer 
Lust bzw. Unlust durch Individuen und Gruppen. Schon auf die-
ser Ebene wird deutlich, dass die Wahrnehmung von Lust bzw. 
Unlust als »Sensationen« »nur vergleichbare, nicht auch mess-
bare Größen« (Neurath 1919f: 140) ergeben. Bewusst bezieht sich 
Neurath auf die Wirtschaftsregulierung vor der Durchsetzung des 

3 Max Weber schrieb in dieser Zeit an Neurath: »Mit Ihnen bin ich der 
Ansicht, dass die bisheriger Art der freien Wirtschaft (wahrscheinlich – ab-
solut Sicheres lässt sich m. E. noch nicht sagen) nicht wiederkehrt, oder doch 
sehr stark modifiziert aus valutarischen und Finanzgründen, nicht: aus ande-
ren. Eine Träne weine ich ihr nicht nach, wenn es so kommt. Aber ich beur-
teile die Sache ähnlich wie Eulenburg (Gutachten des Vereins für Sozialpo-
litik) und halte die ›Planwirtschafts‹-Pläne für einen dilettantischen, objektiv 
absolut verantwortungslosen Leichtsinn sondergleichen, der den ›Sozialis-
mus‹ für hundert Jahre diskreditieren kann und alles, was jetzt etwa wer-
den könnte, in den Abgrund einer stupiden Reaktion reißen wird. Die sehe 
ich leider kommen, und da liegt der Unterschied zwischen uns.« (Zitiert in 
Münkler 1995: 37)
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modernen Liberalismus: »Wir sehen, wie sich heute auf demokra-
tischer Basis mehr im Rahmen kriegswirtschaftlicher Diktaturen 
eine Geistesrichtung entfaltet, welche mit jener des aufgeklärten 
Absolutismus in mehr als eine Richtung verwandt ist. Der auf-
geklärte Absolutismus kannte in der Erforschung der Lebensver-
hältnisse seiner Untertanen keine Schranken, war er doch bereit, 
überall beglückend einzugreifen.« (Neurath 1919f: 143) Die Be-
stimmung des Reichtums durch »Geldrechnung« sei ein keines-
wegs notwendiger »Umweg« (Neurath 1919f: 144). In den Jahren 
nach 1919 hat Neurath versucht, die damit verbundenen Prob-
leme zu bearbeiten und der im Folgenden dargestellten Heraus-
forderung durch Ludwig von Mises zu begegnen. Dabei griff er 
vor auf viele Fragen, die im Zusammenhang mit den Indikatoren 
für Wohlstand, ein gutes Leben, menschliche Entwicklung seit 
den 1960er Jahren diskutiert wurden. Im Zentrum stand für ihn 
die Frage, welche wirtschaftliche Entwicklung in welcher Weise 
die Lebenslagen verschiedener sozialer Gruppen und ihre »Le-
bensstimmung« beeinflusst (siehe Hegselmann 1979: 25).

Ludwig von Mises’ Verdikt von der Unmöglichkeit 
einer sozialistischen Wirtschaftsordnung 
Während nach 1917 in Sowjetrussland erstmals versucht wurde, 
eine sozialistische Ordnung (bzw. das, was man dafür hielt) zu 
verwirklichen, wurde nach den gescheiterten sozialistischen An-
sätzen von 1918/19 in Mitteleuropa und Westeuropa darüber auf 
höchstem theoretischem Niveau diskutiert. Die Sowjetregierung 
experimentierte in der Hochphase des Bürgerkriegs von 1919/20 
mit dem Typ der »proletarischen militarisierten Produktion«, die 
Nikolai Bucharin folgendermaßen beschrieb: »[…] höchste Ge-
nauigkeit, unbedingter und widerspruchsloser Gehorsam bei der 
Ausführung, Schnelligkeit der Entscheidungen, Einheit des Wil-
lens und darum Minimum an Diskussion und des Schwatzens, 
Minimum an Kollegien, Maximum an Einzelleitung« (Bucha-
rin 1989: 146). Eine Volkswirtschaft, in der auf der Basis zentra-
lisierter Entscheidungen die Verteilung der Produktionsmittel, 
der Arbeitskräfte und der Konsumtionsmittel, die konkrete Ge-
stalt von Investitionen und der Ausrichtung einzelner Betriebe 
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erfolgt, sollte nicht mehr nur eine kriegsbedingte vorübergehende 
Notwendigkeit sein, sondern eine umfassende Entwicklung der 
Produktivkräfte und eine schnelle Hebung des Lebensstandards 
ermöglichen. 

Wie Johanna Bockman deutlich macht, gingen auch neoklassi-
sche Ökonomen Ende des 19. Jahrhunderts zunächst davon aus, 
dass die Funktionen des Marktes bei der Regulation der Vertei-
lung der Arbeit zwischen den Produktionszweigen durch ein Mo-
nosubjekt und einen zentralen Planer sowie auf der Basis des Ge-
meineigentums übernommen werden könne. Sie kamen zu dem 
Schluss, »dass die wettbewerbsorientierte Marktwirtschaft ma-
thematisch mit der zentral geplanten Wirtschaft« (Bockman 2013: 
7) identisch sei. Sie verweist dabei u. a. auf Léon Walras (der sich 
selbst einen Sozialisten nannte), Friedrich von Wieser und Vil-
fredo Pareto (und sein »Ministerium für Produktion« [ebd.: 21–
25]). Es fehlte ein Verständnis von Entwicklung, das über die ein-
fache Reproduktion des Gleichen hinausgeht. Wie Rainer Land 
immer wieder betont: »Reproduktion auf gleicher Stufenleiter 
kann man zentral planen [im Sinne der genauen Vorwegnahme 
der notwendigen Ressourcen im Einzelnen], muss dann aber Ent-
wicklung ausschließen. Entwicklung setzt Selektion, also Versu-
che, und eine Ex-Post-Selektion voraus.« 

Die neoklassische Annahme, dass eine Wirtschaft mitein-
ander konkurrierender privater Unternehmen und eine zentral 
geplante Wirtschaft zu gleichen Optima tendieren und gleich-
wertige Effizienz hervorbringen könnten, wurde erstmals wir-
kungsvoll durch Ludwig von Mises in Frage gestellt. Einen Ar-
tikel für The Economist im November 1920 leitete Mises mit 
den Sätzen ein: »Einer Kopenhagener Nachricht zufolge soll die 
Sow jetregierung das Geld abgeschafft haben. Die Auszahlungen 
sollen in Hinkunft nicht mehr in Rubeln, sondern in Zahlungs-
anweisungen erfolgen, welche die staatlichen Warenabgabestel-
len honorieren sollen.« (Mises 1920b) Neben den konkreten Pro-
blemen der Geldentwertung und der Sicherung der Versorgung 
der Städte durch die Bauern, so Mises, ginge es aber um etwas 
weit Grundsätzlicheres: »Das Problem, an das die Sowjetregie-
rung mit der Durchführung der Vollsozialisierung herangetre-
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ten ist, ist viel tiefer und viel schwerer zu lösen, als die Mehrheit 
ihrer Anhänger und Freunde, unter denen sich neben Verbre-
chern viele edle und gutgläubige Idealisten befinden, meinen. 
Es ist die Frage, ob es überhaupt möglich ist, in einem rein so-
zialistischen Gemeinwesen wirtschaftliche Kalkulation zu be-
treiben.« (Mises 1920b) In diesem Zusammenhang stellte Mises 
die These auf: »Werden keine Geldpreise der Produktionsmit-
tel gebildet, dann ist eine Wirtschaftsrechnung, ohne welche 
die Kalkulation nicht möglich ist, ausgeschlossen; ohne Wirt-
schaftsrechnung aber gibt es kein Wirtschaften.« (Mises 1920b)

Schon vorher hatte Mises in einem längeren Artikel für das Ar-
chiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik nachzuweisen ver-
sucht, wieso Wirtschaftsrechnung in einer auf dem gemeinsamen 
Eigentum an allen Produktionsmitteln beruhenden Wirtschafts-
ordnung und der Zentralisierung aller wesentlichen Investitions-
entscheidungen rationales Wirtschaften prinzipiell unmöglich sei. 
Mises unterschied zwei unterschiedliche Typen von Gütern: Gü-
ter erster Ordnung wären jene, die unmittelbar in die Konsum-
tion eintreten. Werturteile über den Nutzen dieser Güter könne 
der Einzelne relativ leicht fällen. Deutlich schwieriger würde es, 
wenn es um Güter ginge, die als Mittel der Erzeugung der Kon-
sumgüter eingesetzt werden. Dies seien Güter höherer Ordnun-
gen. Umso vermittelter der Zusammenhang mit dem endgültigen 
Konsumgut ist, umso höher ist die Ordnung. In einer komple-
xen arbeitsteiligen Gesellschaft, so Mises, müsse immer gefragt 
werden, welches Gut für welchen Zweck eingesetzt wird. Mi-
ses wirft den Sozialisten vor, dass sie genau diese Komplexität 
nicht berücksichtigen. Ihre Annahmen über eine sozialistische 
Gemeinwirtschaft könnten höchstens im Rahmen einer sehr be-
grenzten bäuerlichen Familienwirtschaft ohne Austausch mit an-
deren Wirtschaften Geltung beanspruchen. 

In einer komplexen Wirtschaft werde sichtbar, dass ein und 
dieselben Güter oder Güter mit ein und demselben »Wert« für 
den Endkunden mit jeweils unterschiedlichen Gütern höherer 
Ordnungen erzeugt werden könnten. Sie sind austauschbar. Um 
die Frage des Einsatzes dieses oder jenes substituierbaren Gutes 
zu entscheiden, bedürfe es der quantitativen Vergleichbarkeit, um 
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eine rationale Entscheidung zu treffen, welches Gut zu nutzen 
sei. In diesem Falle nütze der »subjektive Gebrauchswert« der 
Güter nicht. Dieser könne nicht quantifiziert werden. Deswegen 
könne man mit diesem auch nicht »rechnen« (Mises 1920a: 93f.). 
Um eine rationale Wirtschaftsrechnung zu ermöglichen, müssten 
viele verschiedene Wirtschaftsakteure auf der Basis der autono-
men Verfügung über die Ressourcen ihres Unternehmens eigen-
verantwortliche Entscheidungen treffen, die erzeugten Güter auf 
der Basis von Verträgen verkaufen und die Folgen ihrer Entschei-
dungen im Wettbewerb mit anderen Unternehmen zu tragen ha-
ben. Nur mit dem dabei entstehenden »objektiven Tauschwert«, 
der sich in Preisen ausdrücke, sei eine rationale Wirtschaftsrech-
nung möglich. Diese sei folgerichtig an die Existenz einer »Ver-
kehrswirtschaft« gebunden: »In der Verkehrswirtschaft tritt der 
objektive Tauschwert der Güter als Einheit der Wirtschaftsrech-
nung in Erscheinung. Das bringt dreifachen Vorteil. Einmal er-
möglicht es, die Rechnung auf der Wertung aller am Verkehr teil-
nehmenden Wirte aufzubauen. Der subjektive Gebrauchswert 
des einzelnen ist als rein individuelle Erscheinung unmittelbar 
mit dem subjektiven Gebrauchswert anderer Menschen nicht ver-
gleichbar. Er wird es erst im Tauschwert, der aus dem Zusammen-
spiel der subjektiven Wertschätzung aller am Tauschverkehr teil-
nehmenden Wirte entsteht. Dann aber bringt die Rechnung nach 
Tauschwert eine Kontrolle über die zweckmäßige Verwendung 
der Güter. Wer einen komplizierten Produktionsprozess kalku-
lieren will, merkt es gleich, ob er wirtschaftlicher als die anderen 
arbeitet oder nicht; kann er im Hinblick auf die auf dem Markte 
herrschenden Austauschverhältnisse die Produktion nicht ren-
tabel durchführen, so liegt darin der Hinweis darauf, dass andere 
die fraglichen Güter höherer Ordnung besser zu verwerten ver-
stehen. Endlich aber ermöglicht die Rechnung nach Tauschwert 
die Zurückführung der Werte auf eine Einheit. Dafür kann, da 
die Güter untereinander nach der Austauschrelation des Marktes 
substituierbar sind, jedes beliebige Gut gewählt werden. In der 
Geldwirtschaft wird hier das Geld gewählt.« (Mises 1920a: 94f.) 

Indem die Sozialisten bisher die Frage nach einer rationalen 
Güterabwägung in einer sozialistischen Gemeinwirtschaft nur 
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bezogen auf die zur Konsumtion gedachten Endprodukte be-
zogen hatten, also nur auf die Güter erster Ordnung, haben sie 
nach Mises die Komplexität moderner Produktionsformen völlig 
verkannt. Auch in den großen kapitalistischen Unternehmen sei 
eine rationale Wirtschaftsrechnung nur möglich, weil es den Be-
zugspunkt auf die im Verkehr von autonomen Unternehmen mit-
einander und den Kunden gebildete objektive Tauschwerte gäbe. 
Mises Schlussfolgerungen sind eindeutig: »Die Naturalrechnung 
kann in der verkehrslosen Wirtschaft immer nur die genussreifen 
Güter erfassen, sie versagt vollkommen bei allen Gütern höhe-
rer Ordnung. Sobald man die freie Geldpreisbildung der Güter 
höherer Ordnung aufgibt, hat man rationelle Produktion, über-
haupt unmöglich gemacht. Jeder Schritt, der uns vom Sonderei-
gentum an den Produktionsmitteln und vom Geldgebrauch weg-
führt, führt uns auch von der rationellen Wirtschaft weg.« (Mises 
1920a: 99) Nur unter der Annahme völliger Veränderungslosig-
keit bedürfe es keiner rationalen Wirtschaftsrechnung, da jeder 
Akteur in ständig gleicher Weise agiere. Dies aber sei völlig un-
realistisch und auch nicht wünschenswert: »Jede wirtschaftliche 
Veränderung wird so im sozialistischen Gemeinwesen zu einem 
Unternehmen, dessen Erfolg weder im vorhinein abgeschätzt 
noch auch später rückschauend festgestellt werden kann. Alles 
tappt hier im Dunkeln. Sozialismus ist Aufhebung der Rationa-
lität der Wirtschaft.« (Mises 1920a: 104) Würde man versuchen, 
dass Problem dadurch zu umgehen, dass man den Wirtschafts-
einheiten in einer sozialistischen Wirtschaftsordnung autonome 
Entscheidungsrechte einräume (z. B. allen jenen, die Stahl produ-
zieren, im Verhältnis zu allen denen, die Kohle erzeugen), dann 
wäre das »keine Sozialisierung, sondern Arbeiterkapitalismus 
und Syndikalismus.« (Mises 1920a: 105)

Am Ende seines Artikels kam Mises zu folgendem Schluss: 
»Die Erkenntnis der Tatsache, dass im sozialistischen Gemein-
wesen rationelle Wirtschaft nicht möglich ist, kann natürlich we-
der für noch gegen den Sozialismus sprechen. Wer aus ethischen 
Gründen für den Sozialismus selbst unter der Voraussetzung ein-
zutreten bereit ist, dass durch das Gemeineigentum an den Pro-
duktionsgütern die Versorgung der Menschen mit wirtschaft-
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lichen Gütern erster Ordnung verringert wird, oder wer von 
asketischen Idealen geleitet den Sozialismus will, wird sich da-
durch in seinem Bestreben nicht beeinflussen lassen. Noch we-
niger wird das jene Kultursozialisten abschrecken können, die 
wie Muckle vom Sozialismus in erster Reihe ‚Erlösung von der 
fürchterlichsten aller Barbareien: dem kapitalistischen Rationalis-
mus‘

 
erwarten. Doch wer vom Sozialismus rationelle Wirtschaft 

erhofft, wird genötigt sein, seine Anschauungen einer Überprü-
fung zu unterziehen.« (Mises 1920a: 120f.)

1922 erschien Mises Schrift »Gemeinwirtschaft. Untersuchun-
gen über den Sozialismus«. Hier wurden die Argumente detail-
liert ausgeführt und mit einer umfassenden Kritik von Sozialis-
mus und Marxismus verbunden, die er schon vorher formuliert 
hatte. Einerseits ging Mises davon aus, dass Sozialismus die »Lo-
sung« der Gegenwart sei: »seit mehr als einem Menschenalter ist 
die Politik der Kulturvölker auf nichts anderes gerichtet als auf die 
schrittweise Verwirklichung des Sozialismus« (Mises 1932: 1) Er 
attestierte der Idee des Sozialismus Größe (vgl. Mises 1932: 27). 
Andererseits hielt er sein Verdikt von 1920 aufrecht und führte 
es systematisch aus. Im Abschluss seiner Fundamentalkritik einer 
sozialistischen Gemeinwirtschaft kommt Ludwig Mises zu dem 
Schluss: »Es ist nicht einzusehen, wieso man das Urteil abzuge-
ben vermag, der Sozialismus sei in irgendeiner Hinsicht besser 
als der Kapitalismus, wenn man nicht zu behaupten vermag, dass 
er als Gesellschaftssystem besser fungiere als der Kapitalismus. 
Man könnte mit demselben Rechte etwa behaupten, eine Ma-
schinenkonstruktion, die auf dem Perpetuum mobile aufgebaut 
sei, sei zwar besser als eine, die mit den gegebenen Gesetzen der 
Mechanik rechne, sie wäre nur bedauerlicherweise unausführbar. 
Wenn in der Vorstellung des sozialistischen Gesellschaftssystems 
ein Fehler enthalten ist, der das System nicht leisten lässt, was 
es leisten soll, dann ist der Sozialismus mit dem System des Ka-
pitalismus, das sich als wirkendes bewährt hat, überhaupt nicht 
vergleichbar; dann kann man ihn auch weder als edler, noch als 
schöner oder gerechter bezeichnen.« (Mises 1932: 474) Hatten 
die Sozialisten bis dahin dem Kapitalismus vorgeworfen, dass 
dieser eine bewusste planmäßige rationale Gestaltung der Wirt-
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schaft ausschließe (vgl. Engels 1880: 226), so behauptete Mises 
dies bezogen auf den Sozialismus. Dies aber stellt für jedes so-
zialistische Denken eine tödliche Herausforderung dar: Denn 
wenn Sozialismus nicht einen höheren Grad an bewusster ra-
tionaler Gesellschaftsgestaltung bedeutet, wie kann er dann ein 
Fortschritt zu mehr Freiheit sein?
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Kapitel 4
Freiheit in einer komplexen Gesellschaft – 
die Suchprozesse Karl Polanyis

Kann Freiheit in einer komplexen Gesellschaft 
verantwortet werden? 
Auch schon vor Mises gab es viele Kritiken an sozialistischen Vor-
stellungen. Einen charakteristischen Überblick gab Max Weber 
1918 in seinen Reden vor Offizieren des k.u.k. Heeres. Wie Mises 
ging Weber davon aus, dass es sich bei Sozialismus um Gemein-
wirtschaft handele und die Anarchie, sprich Konkurrenz zwi-
schen verschiedenen selbständigen Unternehmen verschwunden 
sei (vgl. Weber 1995: 89). Am Schicksal der Arbeiter würde sich 
nichts ändern, nur könnten sie nicht mehr streiken; ihre Macht-
position sei also geschwächt. In der Folge sei »die Abhängigkeit 
des Arbeiters bei dieser Art von Staatssozialismus ganz wesent-
lich gesteigert« (Weber 1995: 91). Zudem würde die Beamten-
schaft von Staat und Wirtschaft vereinigt werden und sei »gar 
nicht mehr zu kontrollieren« (Weber 1995: 92). Was Weber hier 
vorhersagt, ist, dass ein solcher Sozialismus einen weiteren unge-
heuren Bürokratisierungs- und Rationalisierungsschub nach sich 
ziehen würde, zugleich aber die gegenwirkenden Potenziale von 
Unternehmertum, relativer Trennung von politischer und wirt-
schaftlicher Macht, autonomer Organisationsfähigkeit der Ar-
beiter zerstört werden würden. Was er nicht vorher sagt, ist, dass 
eine solche Ordnung selbst nicht rational sei und nicht bewusst 
gestaltet werden könne. Es ist aber genau dieser Einwand, den 
Ludwig von Mises auf der Basis der neoklassischen Ökonomie 
vorbringt. Während die Sozialisten meinten, dass sie den Einwän-
den, wie sie auch von Weber vorgebracht wurden, durch umfas-
sende Demokratisierung gegensteuern könnten, war die Kritik 
von Mises deutlich fundamentaler, wie gezeigt wurde. 

Es war der ungarische Sozialphilosoph Karl Polanyi, der sich 
der Herausforderung durch Mises in einer Weise stellte, die vor 
allem über sein Werk »The Great Transformation« bis heute nach-
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wirkt. Karl Polanyi war 1919 aus Ungarn geflohen und ins »Rote 
Wien« übergesiedelt. Wien war zwischen 1919 und 1933/34 ein 
Labor der durch linke Politik inspirierten Moderne. Bei 1,9 Mio. 
Bewohnerinnen und Bewohnern Wiens waren 1930 400.000 (!) 
Mitglieder der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei. Sie konnte 
bei Wahlen 60% der Stimmen auf sich vereinigen. Wie die Her-
ausgeber des Dokumentenbandes »Das Rote Wien« schreiben: 
»Als politisches Projekt verband das Rote Wien aufklärerische 
Modelle mit diskursiven Strategien, die auf die Formierung einer 
politischen Massenbewegung durch politische Gefühle und po-
litisch-kulturelle Ästhetik setzen […] und in ihrer Artikulation 
politischer Antagonismen auch linkspopulistische Züge trugen.« 
(McFarland et al. 2020: 6) Hier schien die 1918 gescheiterte sozi-
alistische Revolution doch noch am Werke. Dies war ein Antrieb 
für die intellektuellen Gegner wie Befürworter des Sozialismus. 
Zu Ersteren gehörte Ludwig von Mises, zu Letzteren Karl Pola-
nyi. Dieser nahm einerseits die im zweiten Kapitel dargestellten 
Stärken des Kapitalismus theoretisch ernst, wie sie Mises ins Zen-
trum gerückt hatte, und versuchte andererseits auf dieser Grund-
lage Sozialismus konzeptionell neu zu fassen.

Karl Polanyi hatte schon vor dem Ersten Weltkrieg begon-
nen, ein Verständnis von Freiheit zu entwickeln, das Freiheit 
an soziale Verantwortung bindet und die »Realität der Gesell-
schaft« in ihrer Komplexität als unentrinnbares Faktum akzep-
tiert (vgl. Brie 2019: 97–100). Die Erfahrungen des Roten Wien 
und die Herausforderung durch Mises schufen jenes Umfeld, in 
dem Polanyi die zentrale Forschungsfrage seines Lebens fand: 
Wie ist Freiheit in einer komplexen Gesellschaft möglich? (vgl. 
Cangiani/Thomasberger 2002; vgl. Brie 2019) Keinesfalls zufäl-
lig läuft genau auf diesen Punkt auch sein Hauptwerk von 1944 
zu. Das Schlusskapitel ist mit »Freiheit in einer komplexen Ge-
sellschaft« überschrieben. Auch das Spätwerk der 1950er-Jahre 
kreiste immer wieder um diese eine Frage und suchte die metho-
dologischen und empirischen Voraussetzungen zu ihrer Beant-
wortung weiter auszuarbeiten.

Polanyis Reflexionen zur Freiheit als zentraler Leitfrage aus 
den Wiener Jahren kulminierten in einer Vorlesung unter dem Ti-
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tel »Über die Freiheit« von 1927. Es ist eine Schrift im Übergang 
und sie bringt Polanyis gereiftes Grundverständnis von Freiheit 
auf den Punkt, dass seinerseits zum Ausgangspunkt der weite-
ren Forschungen wurde. Die existenzielle Dimension, die Frei-
heit für Polanyi hat, machte er am »Philosophem vom ermorde-
ten Chinesen« (zu den Details dieses Philosophems siehe Brie 
2015: 40f.) deutlich:

»Sie haben wohl schon alle von dem Philosophem vom um-
gebrachten Chinesen gehört. Würde uns, so lautet es, durch ein 
Wunder die Gabe erteilt, durch einfaches Drücken auf einen 
Knopf jeden Wunsch, den wir hierbei äußern, sofort erfüllt zu 
sehen, jedoch um den Preis, dass bei jedem Niederdrücken des 
Knopfes im fernen China einer der 400 Mio. Chinesen stirbt, – 
wie viele Menschen würden sich wohl enthalten, auf den magi-
schen Knopf zu drücken? […] Dieses skurrile Philosophem bietet 
uns das wahre Sinnbild jener Lage, in welcher sich selbst der beste 
Mensch seinen Mitbürgern gegenüber heute befindet. Ein jeder, 
der auf dem Markt einen entsprechenden Preis zu bieten vermag, 
kann unverzüglich alles hervorzaubern, was die Menschheit leis-
ten kann. Die Folgen dieses Kunsttricks, die fallen ins Marktjen-
seits. Von ihnen weiß er nichts, er kann von ihnen nichts wissen. 
Die ganze Menschheit besteht heute für jeden einzelnen dieser 
Menschen aus namenlosen Chinesen, deren Leben er, ohne mit 
der Wimper zu zucken, für die Erfüllung seiner Wünsche augen-
blicklich auszulöschen bereit ist und tatsächlich auslöscht.« (Po-
lanyi 2005a: 153)

Polanyis Position ist eindeutig: Die Freiheit in einer bür-
gerlichen, auf sog. »freien Märkten« gegründeten Gesellschaft 
ist zwangsläufig verantwortungslos. Die »Segnungen« wie die 
»Schrecken« der Marktgesellschaft seien das nichtintendierte Re-
sultat einer Freiheit, bei der jede und jeder, in der Verfolgung der 
Eigeninteressen, die Folgen weder im Blick haben noch sinnvoll 
verantworten kann. Adam Smith’ unsichtbare Hand ist tödlich 
– oder kann es zumindest sein, nur können wir den Zusammen-
hang unseres eigenen Tuns und dessen Folgen nicht im Detail 
überschauen. Jede »Kohle, die wir soeben in den Ofen geworfen 
haben, das Licht, bei welchem wir uns jetzt sehen«, so Polanyi, 
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kann durch einen gewerblichen Unfall »mit einem Anteil an ei-
nem Menschenleben behaftet« sein (ebd.: 154). Heute ist dieser 
Zusammenhang noch offensichtlicher: Die Lebensweise jeder und 
jedes Einzelnen ist untrennbar von ökologischer Zerstörung und 
sozialer Spaltung. Aus dem Handeln der Einzelnen, basierend 
auf den freien Entscheidungen als Marktteilnehmer, Käufer und 
Verkäufer, Lohnarbeitender und Kapitalist, Kreditgeber und Kre-
ditnehmer, geregelt durch Recht, bewacht durch den Staat, gehen 
verdinglichte Verhältnisse hervor. Der Freiheit der Einzelnen als 
egoistisches Individuum, abhängig von ihrer Marktmacht, steht 
ihre Unfähigkeit gegenüber, als Mitglied eines Gemeinwesens die 
selbst hervorgebrachten Vergesellschaftungszusammenhänge be-
wusst zu gestalten. Als Einzelne nehmen sie an deren Hervorbrin-
gung teil, die sie gemeinsam mit anderen nicht zu kontrollieren 
vermögen, sondern die unter der Dominanz von Kapitaloligar-
chien stehen (vgl. Dellheim 2014). Die »freie« Lebensweise der eta-
blierten Mittelschichten der Weltgesellschaft ist imperial, ausbeu-
terisch und zerstörerisch (s. dazu prägnant Brand/Wissen 2017). 

Polanyi ging es um eine nichtkapitalistische und nichtbürger-
liche Gesellschaft, in der jede und jeder Verantwortung über-
nehmen kann und muss für das, was aus ihren und seinen freien 
Handlungen für das Leben anderer resultiert: »Frei sein heißt 
hier darum nicht mehr, wie in der typischen Ideologie des Bür-
gers frei von Pflicht und Verantwortung sein, sondern frei durch 
Pflicht und Verantwortung sein.« (Polanyi 2005a: 147)

Während das Werk von Mises eine intellektuelle Herausfor-
derung für Sozialismus darstellte, war der Aufstieg des Faschis-
mus eine politische Herausforderung. Dieser Aufstieg war mit 
den Krisenprozessen nach dem Ersten Weltkrieg verbunden. Sie 
spitzten sich mit der großen Weltwirtschaftskrise, die 1929 be-
gann, zu. Diese legte die strukturellen Probleme offen, die das 
wirtschaftlich-politische und internationale System nach dem 
Ersten Weltkrieg prägten. Aus der Analyse dieser Krise gewann 
Karl Polanyi zentrale Einsichten, die dann in »The Great Trans-
formation« eingingen. Sie berührten unmittelbar auch die Frage 
der Freiheit. In seinen Artikeln für den »Österreichischen Volks-
wirt« konnte Polanyi früh zeigen, wie demokratische Anliegen 
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der Verteidigung und des Ausbaus sozialer Rechte durch sozial-
demokratische Regierungen und die Zwänge der ökonomischen 
Stabilisierung und Rationalisierung unter den gegebenen Bedin-
gungen auseinandergingen. Die Doppelbewegung von Vermarkt-
lichung von Wirtschaft und Gesellschaft einerseits und Schutz der 
Gesellschaft andererseits nahm Formen an, die die liberale Zivi-
lisation insgesamt in Frage stellten. 1932 schrieb Polanyi in dem 
Artikel »Wirtschaft und Demokratie«: »Zwischen Wirtschaft und 
Politik ist eine Kluft aufgerissen. Das ist in dürren Worten die Di-
agnose der Zeit. Wirtschaft und Politik, diese beiden Lebensäu-
ßerungen der Gesellschaft, haben sich selbständig gemacht und 
führen miteinander dauernd Krieg; sie sind zu Losungen gewor-
den, unter denen politische Parteien, wirtschaftliche Klassen ihre 
gegensätzlichen Interessen austragen. Es ist so weit gekommen, 
dass die Rechte und die Linke im Namen von Wirtschaft und De-
mokratie einander befehden, als könnten die zwei Grundfunk-
tionen der Gesellschaft in zwei verschiedenen Parteien im Staat 
verkörpert sein. Hinter den Parolen aber steckt grausame Wirk-
lichkeit. Die Linke ist in der Demokratie verankert, die Rechte 
ist es in der Wirtschaft. […] Es gibt kein zeitgenössisches Pro-
blem, welches der Aufmerksamkeit aller Wohlgesinnten würdi-
ger wäre als dieses. Eine Gesellschaft, deren politisches und wirt-
schaftliches System einander widerstritten, wäre unfehlbar dem 
Untergang – oder dem Umsturz geweiht.« (Polanyi 2002a: 149)

Der Umsturz kam wenig später mit der Übertragung der 
Regierungsmacht an die Nationalsozialisten im Januar 1933 in 
Deutschland. Aus dieser Entwicklung zog Polanyi den Schluss, 
dass es nur eine Alternative gäbe: Faschismus oder Sozialismus. 
Beide seien revolutionäre Antworten auf die Krise der liberalen 
Zivilisation, nur wiesen die Antworten in zwei gegensätzliche 
Richtungen: »Der Faschismus stellt jene Form der revolutionä-
ren Lösung dar, die den Kapitalismus unberührt lässt. […] Of-
fensichtlich gibt es auch eine andere Lösung. Sie bedeutet den 
Erhalt der Demokratie und die Überwindung des Kapitalismus. 
Das ist die sozialistische Lösung.« (Polanyi 2005b: 236) An die 
Stelle einer kapitalistischen Marktgesellschaft müsse eine demo-
kratische Wirtschaftsordnung treten.
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Von hier aus stellte Polanyi sich der Frage einer nachkapita-
listischen Gesellschaft: »Die Idee, unseren persönlichen Anteil 
an dem Leben der ›anderen‹, an den sozialen Wirklichkeiten zu 
verantworten und ihn damit dem Reiche der Freiheit einzuver-
leiben, ist in der bürgerlichen Welt unvollziehbar. Ebenso un-
vollziehbar ist es aber auch, dieser Idee zu entsagen und unsere 
Verantwortung, damit unsere Freiheit willkürlich zu begrenzen. 
Die Freiheits- und Verantwortlichkeitsidee der bürgerlichen Ge-
sellschaft weist über die Grenzen dieser Welt hinaus« (Polanyi 
2005l: 146). Die bürgerliche Idee der Freiheit sei in einer bürger-
lich verfassten Gesellschaft nicht einlösbar. Aber auch der Staats-
sozialismus bilde keine Alternative. Hier sei alle Verantwortung 
an den Staat »als allgemeinen Sündenbock« (ebd.: 154) delegiert, 
der nur scheinbar von den Gesellschaftsmitgliedern abhinge. Aus 
einem solchen Gesellschaftsverständnis erwächst einerseits die 
Forderung nach einer tiefgreifenden Umgestaltung der Verhält-
nisse, damit überhaupt persönliche Verantwortung für die Fol-
gen eigenen Tuns übernommen werden kann, andererseits stellt 
sich genau dann auch die Forderung, dies im vollen Maße zu tun. 
Hamlets berühmte Frage nach Sein und Nichtsein paraphrasie-
rend, schreibt er: »Je organisierter […] die Gesellschaft wird, in 
je kleineren Kreisen die Zusammengehörigkeit in Produktion, 
Konsum und Gemeindeleben die einzelnen solidarisch werden 
lässt, umso näher rückt die Stunde, in der man nur mehr die Wahl 
hat: Entweder feige die Augen zu schließen vor dem wahren Zu-
sammenhang zwischen Menschenleben und Menschenleben und 
der Freiheit zu Gunsten irgendwelcher selbsterrichteter Mächte 
zu entsagen, oder aber kühn der Wirklichkeit in die Augen zu 
sehen, um mit der neuen Verantwortung auch die neue Freiheit 
endgültig zu erringen. Wer im Sozialismus mehr als eine Magen-
frage, mehr als eine bloße Gerechtigkeitsforderung, wer in ihr 
das endgültige Programm der Emanzipation der Menschheit be-
grüßt, der kann und darf vor dieser höchsten Freiheit nicht zu-
rückschrecken!« (Polanyi 2005b: 154)

Ausgehend von diesem Freiheitsverständnis ist Sozialismus für 
Polanyi vor allem eine Gesellschaft, in der die Menschen die Fol-
gen ihres Handelns unmittelbar und direkt persönlich verantwor-
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ten können und folglich auch müssen. Deshalb dürfe eine solche 
Gesellschaft nicht durch eine »unsichtbare Hand« gelenkt wer-
den, sondern müsse weitgehend übersichtlich sein, damit die Zu-
sammenhänge der Taten der Einzelnen und deren gesellschaftli-
che Konsequenzen überschaut werden können und folglich auch 
verantwortet werden müssen. Polanyi fügt seinen Vortrag ab-
schließend hinzu: »Der Sozialismus als Sprung in die Freiheit 
darf aber nicht im historischen, sondern im logischen Sinne ge-
nommen werden. Jenseits der Gerechtigkeitsforderung in der 
klassenlosen Gesellschaft eröffnet sich erst dem Menschenge-
schlecht seine wahre Bestimmung: Es ist das die Verwirklichung 
der höchsten gesellschaftlichen und persönlichen Freiheit durch 
die konkrete Erfassung der Solidarität von Mensch und Mensch.« 
(ebd.: 164)

Für Polanyi war Sozialismus die einzige mögliche Verwirk-
lichungsweise von Individualität und Freiheit, die sichert, dass 
diese Freiheit im Verhältnis zur Natur und zu den Mitmenschen 
auch ethisch verantwortet werden kann. Die liberale Vorstellung, 
dass die Verfolgung eigener Interessen autonomer Akteure aus 
sich heraus Dynamiken auslöst, die eine freie Gesellschaft her-
vorbringen und reproduzieren, hielt Polanyi für eine gefährli-
che Illusion, aus der genau jene Tendenzen erwachsen, die zum 
Faschismus führen. Dessen Nährboden sei die natur und gesell-
schaftszerstörende Kraft einer Marktgesellschaft. Der Faschis-
mus sei eine Antwort auf diese Zerstörung. Darin läge auch seine 
große Durchsetzungskraft. Wenn, so Polanyi, die liberale Uto-
pie einer sich selbst regulierenden Möglichkeit zwangsläufig in 
den Faschismus führe, dann müsse die Marktgesellschaft trans-
formatorisch überwunden werden. 

Polanyis Lösungsansätze für die Widersprüche seiner Zeit 
in einer neuen Großen Transformation
Karl Polanyi hat es vermieden, einen Gesamtentwurf einer idea-
len Gesellschaft zu zeichnen. Er hatte Mises’ Lektion gelernt. Er 
sah sich auf der Suche und hoffte, große Kräfte seiner Zeit seien 
auf seiner Seite. Im Spannungsfeld von individueller Freiheit und 
menschlicher Würde einerseits sowie der Komplexität moderner 
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Gesellschaften andererseits suchte er die Verwirklichungsbedin-
gungen einer Emanzipation zu definieren, die nicht die Bedingun-
gen ihrer eigenen Ermöglichung negiert. Polanyi folgt dem Ges-
tus belehrter Unwissenheit, wie ihn zuerst Nikolaus von Kues 
prägte (vgl. Kues 2002) und definiert Sozialismus vor allem durch 
eine positive Negation. Diese Definition möglicher Alternativen 
durch Negation ist dreifach: Erstens kritisiert Polanyi die liberale 
Idee einer freien Marktwirtschaft als Dystopie, die die Grund-
lagen der Zivilisation – Arbeit, Natur und Geld – zerstört. Der 
Gesamtwille könne sich nicht auf die bloße Absicherung privater 
Freiheiten reduzieren, ohne dabei die Freiheit selbst zu gefähr-
den. Zweitens erteilt er dem Faschismus eine Absage, da dieser 
die Freiheit selbst beseitige. Und drittens wendet er sich gegen 
die Reduktion moderner Gesellschaften auf freie Gemeinschafts-
beziehungen. Spätestens seit der Industrialisierung sei die Kom-
plexität der Gesellschaft irreversibel. Man könnte auch von drei 
historischen Apriori (siehe Foucault 1981: 184 f.) der emanzipa-
torischen Vision Polanyis sprechen, die er aus seiner Analyse der 
Krisen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts gewinnt.

Es ist zugleich merkwürdig und erschreckend, dass in der Re-
zeption von »The Great Transformation« die »bange Frage« des 
Autors völlig übersehen wird, die dem Werk zugrunde liegt und 
seine eigentliche Originalität ausmacht: »[…] ist Freiheit ein leeres 
Wort, eine Versuchung, die den Menschen und seine Werke zer-
stören muss [wie im Liberalismus – M. B.], oder kann der Mensch 
angesichts dieser Erkenntnis [der Realität komplexer Gesellschaf-
ten – M. B.] seine Freiheit wieder geltend machen und nach ihrer 
Verwirklichung in der Gesellschaft streben, ohne in einen ethi-
schen Illusionismus zu verfallen?« (Polanyi 1978: 342) Polanyi 
hatte gehofft, dass »Geist und Inhalt der vorliegenden Untersu-
chung [seiner »The Great Transformation« – M.B.] […] Hinweise 
auf eine mögliche Antwort« (Polanyi 1978: 342) geben möge.

An der Notwendigkeit und Unvermeidlichkeit eines Endes 
des liberalen Zeitalters konnte es für Polanyi keinen Zweifel ge-
ben. Und im Faschismus und Sozialismus sah er zwei realhisto-
rische Anwärter auf ein Dahinter-Zurück oder Darüber-Hinaus. 
Die Richtung dieser ideologischen Strömungen hätte in seinen 
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Augen gegensätzlicher nicht sein können. Der Faschismus zieht 
Polanyi zufolge aus der gesellschaftszerstörenden Tendenz des 
Liberalismus die Schlussfolgerung, dass die Freiheit, die Einzig-
artigkeit des Individuums und die Einheit der Menschheit zer-
stört werden müsse (ebd.: 342 f.), um die Stabilität der Gesell-
schaft und des kapitalistischen Wirtschaftssystems zu erhalten.4 
Der Sozialismus dagegen würde der »Forderung des Menschen 
nach Freiheit« (ebd.: 343) in einer komplexen Gesellschaft zur 
Durchsetzung verhelfen. Im New Deal sah Polanyi vor allem ei-
nen Versuch, den Kapitalismus durch Anpassung zu bewahren. 
Den Visionär Keynes und sein Verständnis von liberalem Sozia-
lismus nahm er nicht zur Kenntnis.

Ausgehend von einer Analyse der Rede Adolf Hitlers im Ja-
nuar 1932 in Düsseldorf vor deutschen Industriellen und Kon-
zernführern kam Polanyi zu dem Schluss, dass der Faschismus 
»die Politik abschaffen, die Wirtschaft absolutieren, von ihr aus 
den Staat ergreifen« (Polanyi 2005e: 219) wolle. Seine Schlussfol-
gerung ist: »Das Eingreifen des Faschismus in diesem Sinne bedeu-
tet demnach praktisch die Rettung des Kapitalismus, und zwar mit 
Hilfe revolutionärer Umgestaltungen des gesamten Staats- und 
Gesellschaftssystems. Es ist nicht eine Rückkehr zum liberalen 
›Laissez-faire‹ geplant, sondern eine Planwirtschaft, die jedoch 
nicht von einem den Unternehmern feindlich gegenüberstehen-
den demokratischen Staat, sondern von den die ›Wirtschafts-
stände‹ regierenden Kapitalisten selbst geleitet wird.« (ebd.)

Sozialismus wie Faschismus ist nach Polanyi »ein aufs ›Totale‹ 
gerichteter Zug gemeinsam« (Polanyi 2005d: 219). Doch diese 
Ähnlichkeit könne nicht den »Glaubenskrieg« (ebd.: 221) zwi-
schen Faschismus und Sozialismus verdecken. Der Bruch mit dem 
»primitiven, halbbewussten und unintegrierten gegenwärtigen 

4 »Der staatspolitische Inhalt des Faschismus ist […] nichts anderes als 
die Ausrottung des demokratischen Gedankens, demokratischer Einrich-
tungen, der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Formen de-
mokratischer Gesittung. Der Gedanke der gesellschaftlichen Gleichheit und 
deren Einrichtungen, der Gedanke der staatsbürgerlichen Freiheit und ihre 
Einrichtungen, der Gedanke menschlicher Solidarität und ihre Einrichtun-
gen sollen […] ausgemerzt werden« (Polanyi 2002b: 191).
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Zustand« (Polanyi 2005j: 227) sei zwangsläufig: »Die schmerz-
hafte Wiedergeburt bricht unabhängig vom menschlichen Wil-
len über uns herein. Aber was tatsächlich von uns, und von uns 
alleine abhängt, ist, ob uns diese Transformation die Gesellschaft 
auf ein höheres oder niedrigeres Existenzniveau als das gegenwär-
tige bringt. Ob sie mehr menschliche Freiheit und Gleichheit in 
einer Gemeinschaft bringen wird, in der die sozialistische Öko-
nomie nur den Rahmen einer ungleich wahrhaftigeren und um-
fassenderen Demokratie als der derzeitigen darstellt, oder ob es 
das Ende westlicher und christlicher Ideale in der menschlichen 
Zuchtfarm eines eugenisch verbesserten Kapitalismus unter ei-
ner faschistischen Schutzherrschaft bedeuten wird.« (ebd.: 228)

Demokratie und Kapitalismus seien unvereinbar, so Polanyis 
Lehre aus den Krisen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Und 
auf diese Unvereinbarkeit gäbe es nur zwei Antworten. Der Fa-
schismus beseitige die Demokratie und lasse den Kapitalismus 
unberührt (vgl. Polanyi 2005f: 236), aber es gäbe auch eine an-
dere Lösung: »Sie bedeutet den Erhalt der Demokratie und die 
Überwindung des Kapitalismus. Dies ist die sozialistische Lö-
sung. Denn genauso wie der Kapitalismus einer faschistischen 
Politik als seiner Ergänzung bedarf, so benötigt die Demokratie 
den Sozialismus als ihre Erweiterung. Sozialismus ist demokra-
tisch, oder es gibt keinen Sozialismus.« (Polanyi 2005c: 236) Für 
Polanyi ist Sozialismus »in der Demokratie präformiert.« (Pola-
nyi 1979: 96) Er sei »jenes ökonomische System, unter dem allein 
die Substanz des Individualismus in der modernen Welt erhalten 
werden kann.« (ebd.: 97) Von einem solchen System erhofft sich 
Polanyi die Annäherung an den »höchsten Idealzustand der ge-
sellschaftlichen Freiheit«, in dem auch erst die »Persönlichkeit 
frei« sein kann, nämlich: (1) »Beherrschung der notwendigen Fol-
gen der Vergesellschaftung«, (2) die »universelle Zielsetzung der 
Menschheit« auf einen »Menschheitsstaat«, eine »Menschheits-
wirtschaft« hin, sowie (3) »die endgültige Verantwortlichkeit für 
alle sozialen Auswirkungen unseres Daseins.« (Polanyi 2005l: 151)

Ausgehend von den genannten drei historischen Apriori jeder 
solidarischem Emanzipation, die er formulierte, versuchte Karl 
Polanyi mit großer Vorsicht Prinzipien abzuleiten, denen die 
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Politik seiner Überzeugung nach folgen müsse, damit jene Ur-
sachen, die in die Katastrophe geführt hätten, überwunden wer-
den. Entscheidend sei es, den »Vorrang der Gesellschaft« vor dem 
Wirtschaftssystem zu sichern, dies dürfe nicht mehr »selbstregu-
lierend« sein (vgl. Polanyi 1978: 332). In »Masterplan of the Com-
mon Man«, einem Exposé von 1943 für ein Buch, das er nach Ab-
schluss der »The Great Transformation« schreiben wollte, fasste 
er einige Vorschläge so zusammen:

»Regulierte Märkte bedeuten Märkte, für die es keine ergän-
zenden Märkte für Arbeit, Land und Geld gibt. | Sicherheit ist 
nur möglich in einer Gesellschaft, die reich genug ist, die Not 
zu bannen, ohne auch nur die Frage nach dem Motiv zu arbei-
ten überhaupt zu stellen. | Die Freiheit der willkürlichen Verwei-
gerung von Erwerbsarbeit muss beschränkt sein. | Die Freiheit 
der willkürlichen Entlassung muss beschränkt sein. | Die Frei-
heit unbegrenzter Profite muss beschränkt sein. | Die unbegrenz-
ten Rechte des Privateigentums müssen beschränkt sein. | Die am 
Gemeinwohl orientierten Formen von Unternehmen müssen ge-
fördert werden. | Die plastische [gestaltbare – M. B.] Gesellschaft 
erreicht. Die hilflose Gesellschaft überwunden. | Das Konzept 
von Freiheit reformiert. Das Christentum transzendiert. | Die 
Philosophie des einfachen Mannes etabliert.« (Polanyi 2015: 127)

Man könnte auch von drei Korridoren sprechen, innerhalb de-
rer Polanyi zufolge konkrete Projekte zu entwickeln seien, um 
von einer Marktwirtschaft zu einer solidarischen Gesellschaft der 
Freiheit überzugehen: (1) Herausnahme der »fiktiven Waren« aus 
den Märkten und damit Überwindung der Marktgesellschaft; (2) 
Deglobalisierung und Kooperation großer Wirtschaftsräume; (3) 
Schutz der Freiheit der Individuen durch demokratische Planung 
und Kontrolle der Wirtschaft. Es sind Suchprozesse in einer or-
ganischen Krise (Candeias 2014).

Herausnahme der »fiktiven Waren« aus den Märkten 
und Überwindung der Marktgesellschaft
Am bekanntesten ist die von Polanyi in den 1940er-Jahren stets 
wiederholte Forderung, die »fiktiven Waren« aus dem Markt he-
rauszunehmen (zusammenfassend Polanyi 1978: 332 f.). In einem 
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Referat aus der zweiten Hälfte der 1920er-Jahre, das Karl Pola-
nyi in Wien hielt, heißt es unter der Überschrift »Zur Sozialisie-
rungsfrage/Zur Planwirtschaft«: »Die Möglichkeit der Soziali-
sierung gründet sich auf die zunehmende Übersichtlichkeit der 
Wirtschaft. Sie hat sich deshalb auf jene Elemente der Wirtschaft 
zu erstrecken, die infolge ihrer Übersichtlichkeit erfassbar gewor-
den sind. Die Sozialisierung schafft auf diese Weise einen Rah-
men der sozialisierten Wirtschaftselemente [Wirtschaftsrahmen, 
Rechenhaftigkeit], innerhalb welcher sich der Wirtschaftsprozess 
abspielt. Dieser Rahmen ist erst dann geschlossen, wenn er die 
Arbeitskräfte und die Rohstoffe umf[asst]. Infolge der Festset-
zung der Löhne und der Rohstoffpreise [bestimmt so] das Ge-
meinwesen die entscheidenden Produktionsverhältnisse und da-
mit die Grundlagen der Wirtschaft.« (Polanyi 2005f: 126) Damit 
wurde dezidiert Abschied genommen von jeder Vorstellung der 
zentralverwaltungswirtschaftlichen Planung oder auch von So-
zialismus als reiner Naturalwirtschaft. In das Zentrum rückte die 
Bestimmung der Bedingungen der Nutzung der wirtschaftlichen 
Grundgüter des Lebens (von Polanyi Rahmengüter genannt).

Polanyi setzte in seinem genannten Referat der Vermarkt-
lichung und Durchkapitalisierung der Gesellschaften ganz im 
Geiste des »Roten Wiens« (vgl. Jahn 2015) einerseits die schon 
genannte gesellschaftliche Kontrolle über die »Rahmengüter« 
und andererseits den Ausbau von Genossenschaften in Land-
wirtschaft, Handel und Handwerk, die Sozialisierung von Teilen 
des Großhandels und wichtiger Großindustrien, der Energieer-
zeugung sowie von Verkehr usw. entgegen und entwickelte dar-
aus eine zusammenhängende Vision von Wirtschaftsdemokratie:

»Der Lohn- und Rohstoffrahmen zusammen mit der Soziali-
sierung der Massenbedürfnisse gewisser Handels- und Produk-
tionszweige [Funktionswandel: das Schicksal des Marktes] führt 
zur: 1. Einengung des Marktes, in dem diesem die Rahmengüter 
einerseits, die lebenswichtigen Güter andererseits entzogen wer-
den (Die Rahmenrohstoffe kommen mit Umgehung des Marktes 
zu direkter Aufteilung, teils auf die organisierten Konsumenten, 
teils an die organisierten verarbeitenden Industrien. Die lebens-
wichtigen Güter, wie Wohnungen, Lebensmittel werden über-
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wiegend gemeinwirtschaftlich bewirtschaftet und mit der Umge-
hung des Marktes an den organisierten Konsum herangebracht.), 
2. zielbewussten Beherrschung des so eingeengten Marktes durch 
gemeinwirtschaftliches Angebot und eben solche Nachfrage in 
den marktgängig gebliebenen Gütern.« (Polanyi 2005f: 128)

In »The Great Transformation« nannte Polanyi die Rahmen-
güter »fiktive Waren«. Dies sind für ihn Arbeit, Land und Geld. 
Sie seien im Unterschied zu realen Waren nicht für den Verkauf 
erzeugt. Auch Kultur wäre als eine weitere »fiktive Ware« zu 
nennen. Die zu seiner Zeit schon vorhandenen Ansätze der Ein-
schränkung des Warencharakters dieser Güter will er radikali-
sieren. Zum Faktor Arbeit fordert er, dass die Existenzsicherheit 
von Menschen und ihre grundsätzlichen Entwicklungsbedin-
gungen den Schwankungen der Märkte entzogen werden sollen: 
»Nicht nur die Arbeitsbedingungen in den Fabriken, die Arbeits-
zeit und die Vertragsbedingungen, sondern der Grundlohn selbst 
werden außerhalb des Marktes festgesetzt.« (Polanyi 1978: 332) 
Heute müsste der ganze Bereich von Sozialstaat und Reproduk-
tionsökonomie hinzukommen. Grundlage wäre eine care revo-
lution (vgl. Chorus 2013;vgl. Madörin 2006; vgl. Winker 2012). 
Es wären die Bedingungen der Überwindung einer erwerbsar-
beitszentrierten Gesellschaft und Lebensweise zu nennen. Beim 
Boden seien die »wesentlichen Aspekte« aus dem Markt heraus-
zunehmen; dies gelte auch für Grundnahrungsmittel und zent-
rale Rohstoffe. Angesichts der ökologischen Folgen von Indus-
trialisierung, Urbanisierung und Globalisierung muss die Frage 
heute natürlich viel grundsätzlicher gestellt werden, als dies vor 
siebzig Jahren geschah. Die Reproduktion der natürlich-techno-
logischen Bedingungen menschlichen Lebens auf der Erde muss 
die Bedingungen der Nutzung und Verwertung ihrer Ressourcen 
und ihrer Wiederzuführung zum irdischen Kreislauf dominieren. 

Polanyi ist sich dabei bewusst: »Das Wesen des Eigentums 
erfährt natürlich als Folge dieser Maßnahmen eine tiefgreifende 
Veränderung, da dann keine Notwendigkeit mehr bestehen wird, 
Einkommen aus Besitzrechten unbegrenzt wachsen zu lassen, nur 
um Beschäftigung, Produktion und die Nutzung der Ressourcen 
in der Gesellschaft zu sichern.« (Polanyi 1978: 333) Hier wird das 
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Endes des Wachstumszwangs mitgedacht (vgl. Ax/Hinterberger 
2013; Klingholz 2014; Mahnkopf 2013; Paech 2011). Die »He-
rausnahme der Kontrolle des Geldes aus dem Markt« (Polanyi 
1978: 333) sieht er in den 1930er und 1940er-Jahren schon überall 
betrieben. Es sei der Übergang zu einer »funktionellen Finanzie-
rung« zu beobachten. »Investitionslenkung« und »Regulierung 
der Sparrate« seien »zu Aufgaben der Regierungen geworden.« 
(Polanyi 1978: 333) Vieles davon wurde mit dem Übergang zum 
Finanzmarkt-Kapitalismus zurückgenommen. Spätestens mit der 
Krise von 2008 ist deutlich geworden, dass neue, sehr tiefgrei-
fende Umgestaltungen der Finanz- und Steuersphäre anstehen 
(vgl. Flassbeck et al. 2013; vgl. u. a. Krugman 2008; Troost 2010). 
Es handelt sich um eine Transformation im Kapitalismus, die über 
diesen hinausweisen kann (siehe mit unterschiedlichen Schwer-
punkten Land 2009; Demirovic 2012; Klein 2013). 

Die Herauslösung der »fiktiven Waren« aus dem Markt be-
deutete für Polanyi nicht, Märkte abzuschaffen, sondern wurde 
als Teil eines Prozesses gedacht, den er schon im 19. Jahrhundert 
am Wirken sah: »Die Gesellschaftsgeschichte des 19. Jahrhun-
derts war somit das Ergebnis einer Doppelbewegung. Während 
sich die Marktorganisation in Bezug auf echte Waren auswei-
tete, wurde sie in Bezug auf fiktive Waren eingeschränkt.« (Po-
lanyi 1978: 112) Damit ist ein Widerspruch konzipiert, der in der 
»Great Transformation« nicht weiter ausgeführt wird: Die Regu-
lation von Arbeit, Natur, Geld und Wissen muss, folgt man die-
sen Überlegungen, so erfolgen, dass Stabilität und Sicherheit der 
grundlegenden natürlichen, sozialen und kulturellen Bedingun-
gen von Freiheit und Gerechtigkeit immer neu hergestellt werden, 
und sie muss zugleich natürliche, soziale und kulturelle Ressour-
cen innerhalb des gesellschaftlichen Rahmens, d. h. eingebettet, 
für wirtschaftliches und außerwirtschaftliches Handeln zur Ver-
fügung stellen. Märkte, so Polanyi in deutlichem Bezug auf seine 
Beschäftigung mit der Position von Mises, würden weiter beste-
hen, »um die Freiheit der Konsumenten zu gewährleisten, die 
Nachfrageveränderungen aufzuzeigen, die Produzenteneinkom-
men zu beeinflussen und um als Instrument der volkswirtschaft-
lichen Rechnungsführung zu dienen.« (ebd.: 333) Die Fragen un-



101

ternehmerischer Dynamik und der ständigen Rekombination der 
Ressourcen, auf die Schumpeter so nachdrücklich verwiesen hat 
(vgl. Schumpeter 2013), wurden nicht behandelt.

Deglobalisierung und Kooperation großer Wirtschaftsräume
Während Polanyis Position zu den »fiktiven Waren« und ihrer 
Herauslösung aus den Märkten stark rezipiert wurde, werden 
seine Überlegungen zu einer Politik der Pluralisierung der Ge-
sellschaftsformen und weltwirtschaftlichen Heterogenisierung 
kaum beachtet. Er hatte schon in den Jahrzehnten vor dem Zwei-
ten Weltkrieg Überlegungen zu einer Regionalisierung vor al-
lem in Mitteleuropa unterbreitet (siehe u. a. Polanyi 2002c). 1943 
schlägt er in der bereits genannten Ideenskizze »Common Man’s 
Masterplan« als eine von zehn zu ergreifenden Maßnahmen vor, 
»dass der größte einzelne Schritt in Richtung auf Arbeitsteilung 
und der Ausdehnung von Friedensgebieten durch wesentlich au-
tarke und wesentlich friedliche Imperien repräsentiert wird, de-
ren Kooperation institutionell abgesichert wird, Imperien wie 
die USA, Lateinamerika, Großbritannien, die UdSSR und eine 
gleichfalls friedliche Föderation eines deutschen Mitteleuropas 
[er hat den Sieg Hitlerdeutschlands über Frankreich, Polen usw. 
vor Augen – M. B.], Chinas, Indiens und einiger anderer Regi-
onen.« (Polanyi 2015: 124) Nach dem Krieg sieht er zwei Ten-
denzen am Wirken: zum einen den Versuch der USA, unter ih-
rer Hegemonie zu einem neuen System einer vereinheitlichten 
Weltwirtschaft zurückzukehren, wie es bis 1914 bestanden hatte, 
wenn auch mit etwas veränderten Spielregeln. Der Dollar sollte 
das Gold als Weltgeld ablösen. Entsprechende Vereinbarungen 
waren in Bretton Woods getroffen worden. Es gab andere An-
sätze. Keynes Vorschläge einer viel weiter gehenden Regulierung, 
die deutlich mehr Raum für Eigenständigkeit gelassen und ext-
remen Ungleichgewichten vorgebeugt hätten, wurden ignoriert 
(vgl. Cesarano 2006: 160ff.). Polanyi schreibt in diesem Zusam-
menhang: »Die Alternative zur reaktionären Utopie der Wall 
Street ist die bewusste Entwicklung neuer Instrumente und Or-
gane des Außenhandels, des internationalen Kredit- und Zah-
lungsverkehrs, welche die Essenz regionaler Planung darstellen.« 
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(Polanyi 2003: 346) »Das neue, andauernde Muster der Welter-
eignisse«, so hofft er, sei »eines von regionalen Systemen, die ne-
beneinander bestehen.« (ebd.: 340) Solche großen regionalen Sys-
teme könnten Polanyis Ansicht nach einerseits die globalisierte 
Marktgesellschaft mit ihren zerstörerischen Tendenzen hinter 
sich lassen und andererseits dazu beitragen, deren »Nebenpro-
dukte«, »drei endemische politische Krankheiten – intoleranter 
Nationalismus, ein geringes Maß an Souveränität und ökonomi-
sche Nichtzusammenarbeit« (ebd.: 344) – zu überwinden, wie er 
sie vor allem mit Blick auf den Balkan studiert hatte.

Polanyi wollte die »institutionelle Gleichschaltung« der Staa-
ten (wie sie für ihn mit dem Freihandel und Goldstandard ver-
bunden war) beenden, bei der nur wenige Staaten wirklich sou-
verän sind und viele nur über eine Quasisouveränität verfügen, 
die den Boden für einen rechten Nationalismus und den Faschis-
mus bereitet – auch dies eine aktuelle Erfahrung. Eine Auflösung 
der vereinheitlichten globalen Marktwirtschaft, so Polanyi, sei 
die Grundlage für Föderationen über Nationalstaaten hinweg, so 
dass das »Ende der Marktwirtschaft (als Marktgesellschaft M. B.) 
sehr wohl wirksame Zusammenarbeit plus innenpolitische Frei-
heit bedeuten« (Polanyi 1978: 335) könne. Die schon Ende der 
1990er-Jahre deutlich werdende Krise der Globalisierung und 
US-Hegemonie, der Aufstieg von China, Indien und weiteren 
Staaten und Regionen in der Weltwirtschaft sowie auch die Er-
schütterungen in der EU verweisen darauf, dass es neuer Ansätze 
der Verbindung von globaler Kooperation, transnationalen Ferti-
gungsketten und stabilen weltwirtschaftlichen Arrangements ei-
nerseits und hoher Eigenständigkeit von Staaten und vor allem 
Großregionen bei der Verfolgung sozialer, wirtschaftlicher, öko-
logischer und politischer sowie nicht zuletzt kultureller Ziele an-
dererseits bedarf. Es geht also um ein plurales System der Welt-
wirtschaft, das der Pluralität der Gesellschaften (lokal, regional, 
national und supranational) entspricht, wie es unter dem Stich-
wort der De-Globalisierung seit Ende der 1990er-Jahre u. a. von 
Walden Bello entwickelt wurde (vgl. Bello 2005; siehe auch die 
neueren Ansätze von Novy 2017).
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Schutz der Freiheit der Individuen durch demokratische Planung 
und Kontrolle der Wirtschaft 
Die Gesamtheit der Intentionen Polanyis kann man auch mit der 
Vorstellung zusammenfassen, die Wirtschaft und alle gesellschaft-
lichen Verhältnisse freiheits- und demokratiefähig zu machen, 
den dafür notwendigen gesellschaftlichen Zusammenhalt und die 
natürlichen Lebensbedingungen zu erhalten und dafür die organi-
sierte staatliche Macht gezielt einzusetzen. Seine Grunderfahrung 
der 1930er-Jahre ist: »Die Hartnäckigkeit, mit der die Anhänger 
des Wirtschaftsliberalismus in einem kritischen Jahrzehnt autori-
täre Interventionen im Dienst einer Deflationspolitik unterstützt 
hatten, führte […] zu einer entscheidenden Schwächung der de-
mokratischen Kräfte, die ansonsten vielleicht die faschistische 
Katastrophe hätten abwenden können. Großbritannien und die 
Vereinigten Staaten – Herren und nicht Diener ihrer Währungen 
– gingen rechtzeitig vom Goldstandard ab, um dieser Gefahr zu 
entgehen.« (Polanyi 1978: 311) Innerhalb einer Marktgesellschaft 
stehen ihm zufolge wirtschaftliche und soziale Interessen, Unter-
nehmertum und Arbeiter, internationale Kooperation und nati-
onale Souveränität in einem antagonistischen Konflikt zueinan-
der (vgl. dazu Polanyi 1979; Polanyi 2005c; Polanyi 1978: 312f.). 
Autoritäre Versuche der Bewahrung der globalisierten Markt-
gesellschaft und des Kapitalismus einerseits und die demokrati-
sche Verteidigung sozialer Mehrheitsinteressen andererseits, oft 
auch kurzfristig und unter Absehung von der Wettbewerbsfä-
higkeit und ökonomischen Stabilität vorgenommen, hätten die 
Zivilisationskrise befördert, aus der heraus sich dann in Mittel- 
und Südeuropa der Faschismus siegreich durchsetzte. Der Fa-
schismus sei ein Produkt der Marktgesellschaft. Die fehlende Be-
reitschaft, in die wirtschaftlichen Verhältnisse durch »Planung, 
Regelung und Kontrolle« einzugreifen, habe den Faschismus er-
möglicht. Der Liberalismus habe sich auf diese Weise selbst zer-
stört: »Die völlige Vernichtung der Freiheit durch den Faschis-
mus ist in der Tat das unausweichliche Ergebnis der liberalen 
Philosophie.« (ebd.: 340)

Polanyi verband ein Bekenntnis zur Freiheit mit der Forde-
rung, die organisierte staatliche Macht demokratisch einzusetzen, 
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um die Kontrolle über das Wirtschaftsleben zu erlangen, und die 
Erzeugung der wirtschaftlichen Gebrauchswerte am Abbau von 
Ungerechtigkeiten und Unfreiheiten auszurichten. Dem Libera-
lismus warf er vor, die Freiheit nur als Privileg weniger zu ver-
treten, nämlich jener, die über die Möglichkeiten verfügen, sich 
gegen die Risiken der Marktwirtschaft abzusichern: »Die insti-
tutionelle Trennung von Politik und Wirtschaft […] brachte fast 
automatisch Freiheit auf Kosten von Gerechtigkeit und Sicherheit 
hervor.« (Ebd.: 336 f.) Zugleich seien in dieser bornierten Form 
Freiheiten entstanden, »die zu bewahren von höchster Wich-
tigkeit« (ebd.: 336) ist, die um ihrer selbst zu schätzen sind. Er 
wollte institutionelle Barrieren schaffen, die das »Recht auf Non-
konformismus« (Polanyi 1978: 337) schützen, soziale Sicherheit 
gewährleisten und die eigenständige Lebensgestaltung ermögli-
chen. Man brauche »Bereiche unumschränkter Freiheit […], die 
durch eiserne Regeln geschützt sind«. (Ebd.: 338) Dies bedeutete 
für ihn auch: »Die persönliche Freiheit muss um jeden Preis be-
wahrt werden, auch um den Preis der Effizienz in der Produk-
tion, der Wirtschaftlichkeit in der Konsumtion oder der Zweck-
mäßigkeit in der Verwaltung. Eine Industriegesellschaft kann es 
sich leisten, frei zu sein.« (Ebd.: 339) Er forderte die Ausdehnung 
der Bürgerrechte auf soziale Rechte, wobei das »Recht des ein-
zelnen auf Arbeit unter akzeptablen Bedingungen« (ebd.: 338) 
an der Spitze stehen müsse. Unter diesen Bedingungen könnten 
dann Regelung und Kontrolle »Freiheit nicht nur für die weni-
gen, sondern für alle verwirklichen«. (Ebd.: 339)

***
Karl Polanyi hat mit seinen Ausführungen zur »Freiheit einer 
komplexen Gesellschaft« in »The Great Transformation« keine 
fertigen Lösungen unterbreitet, sondern Richtungsvorschläge 
vorgelegt, die über die Marktgesellschaft hinausweisen und im 
völligen Gegensatz zum Faschismus stehen. Sein sehr beson-
deres Freiheitsverständnis, seine Überlegungen, der Komplexi-
tät moderner Wirtschaften Rechnung zu tragen und gleichzei-
tig die Unterwerfung der gesellschaftlichen Reproduktion unter 
Markt- und Verwertungszwänge zu überwinden, sind bleibende 
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Herausforderungen. Er sah dies untrennbar mit einer sozialisti-
schen Perspektive verbunden, denn: »Sozialismus ist dem Wesen 
nach die einer industriellen Zivilisation innewohnende Tendenz, 
über den selbstregulierenden Markt hinauszugehen, indem man 
ihn bewusst einer demokratischen Gesellschaft unterordnet.« 
(Ebd.: 311) Für ihn war Sozialismus praktizierte Freiheit. Das 
aber ist nun wahrlich eine unvollendete, vielleicht sogar weitge-
hend unverstandene Aufgabe.
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Kapitel 5
Sozialismus als solidarische Austragung des  
Widerspruchs freier Entwicklung der Einzelnen  
und freier Entwicklung Aller 

Im linken Diskurs wird der Terminus Sozialismus für Gesell-
schaften benutzt, die durch eine emanzipatorische und solidari-
sche Aufhebung des Kapitalismus entstehen (siehe zum Problem 
der Verwendung des Terminus Sozialismus Dörre 2021: 27–36; 
zur Begriffsgeschichte siehe Schieder 2004). Zuerst wurde das 
Wort Sozialisten als Selbstbezeichnung durch die Anhänger Ro-
bert Owens benutzt (Grünberg 1912; Müller 1967: 66). Er hatte 
Sozialismus als soziales System der Kooperation begründet, in 
dem Menschen sich frei und solidarisch entfalten können. Es ist 
deshalb auch nicht zufällig, dass für den Terminus Sozialismus oft 
auch der Begriff solidarische Gesellschaft (Altvater/Sekler 2006; 
Duchrow et al. 2006; Elsen 2011; Institut Solidarische Moderne 
2011; Huber 2013; Pfriem 2021) verwendet wird. Zur weiteren 
Präzisierung von Sozialismus werden auch Adjektive wie femi-
nistischer, ökologischer, grüner, demokratischer, solidarischer 
Rätesozialismus benutzt. Schon diese Inflation von Adjektiven 
verweist auf das Problem einer möglichen inhaltlichen Unterbe-
stimmtheit oder sogar Leere des Sozialismusbegriffs. Peter Hudis 
hat m. E. völlig recht: »Heute stehen wir vor einer ernsten Krise. 
Mit ›wir‹ meine ich diejenigen, die den Kapitalismus herausfor-
dern und überwinden wollen. Mit ›Krise‹ meine ich nicht nur den 
heutigen schweren politischen und wirtschaftlichen Rückschritt, 
sondern auch das Fehlen einer adäquaten Konzeption unseres 
Ziels – einer nichtkapitalistischen Gesellschaft –, die dem Han-
deln eine Richtung geben kann. […] Gerade dann, wenn wir eine 
Alternative, die die Massen ansprechen kann, am meisten brau-
chen, besitzen wir sie am wenigsten.« (Hudis 2021: 3, 4)

Lange herrschte die Überzeugung vor, dass Sozialismus eine 
Gesellschaft des gesamtgesellschaftlichen Eigentums ist, das de-
mokratisch durch die Gesamtheit der Mitglieder dieser Gesell-
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schaft zu eigenen Zwecken gemeinsam verwaltet wird. Damit war 
die Erwartung verbunden, dass unter den Bedingungen der Über-
führung aller Produktionsmittel in die Hände der Gesellschaft der 
Widerspruch zwischen den Interessen der Einzelnen, der Kollek-
tive und der Gesamtgesellschaft, wenn nicht sofort verschwin-
det, so doch schnell abstirbt. Während der klassische Liberalis-
mus annahm, dass das größtmögliche Gemeinwohl aller dadurch 
erreicht wird, dass jeder Einzelne vor allem seine eigenen Inter-
essen verfolgt, ging der klassische Kommunismus davon aus, dass 
der freien Entwicklung der Individuen vor allem dadurch am bes-
ten gedient ist, wenn die Wirtschaft auf der Grundlage eines um-
fassenden Gemeineigentums zentral organisiert wird. Die histo-
rische Erfahrung hat aber gezeigt, dass schon im Ausgangspunkt 
fundamentale Widersprüche begraben sind. Sie haben sich in der 
Geschichte des Sozialismus hinter dem Rücken der Sozialistin-
nen und Sozialisten zur Geltung gebracht und diese überwältigt. 
In der Folge werden Menschen genau durch jene Verhältnisse 
beherrscht, die sie mit besten Absichten hervorgebracht haben.

Viele Versuche, eine sozialistische Vision zu entwickeln, fol-
gen auch heute noch einer falschen Utopie der Widerspruchs-
freiheit. Sozialismus wird diesem Verständnis nach nicht durch 
eigene grundlegende Widersprüche konstituiert, sondern basiert 
auf widerspruchsfreier Identität. Was aber keine Widersprüche in 
sich enthält, ist nicht lebensfähig. Ich versuche im Weiteren deut-
lich zu machen, dass Sozialismus gerade deshalb gebraucht wird, 
um die unaufhebbaren Widersprüche komplexer Gesellschaften 
anders als der Kapitalismus auszutragen. Der an Sozialismus zu 
stellende Anspruch ist es aus meiner Sicht, nicht den vergebli-
chen Versuch zu unternehmen, die Widersprüche der modernen 
komplexen Gesellschaften zum ›Absterben‹ zu bringen, sondern 
sie sozial, ökologisch, demokratisch und friedlich auszutragen. 

Wenn eine sozialistische Gesellschaft und die Bewegung zu 
ihr nicht in der ihr eigenen Widersprüchlichkeit begriffen wird, 
ist die Gefahr groß, dass entweder einer falschen Utopie der Wi-
derspruchsfreiheit hinterhergejagt wird, die in einer Katastrophe 
mündet, oder aber sozialistische Politik bestenfalls bei einer blo-
ßen Reform im Rahmen des Kapitalismus selbst verbleibt und 
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Sozialismus zu einem leeren Wort verkommt. Vor allem aber 
verstrickt sich eine sozialistische Bewegung, die ihre eigenen Wi-
dersprüche nicht anerkennt und reflektiert, in falschen Gegen-
sätzen, zerfällt in feindliche Lage und geht an den eigenen, nicht 
solidarisch bearbeiteten Widersprüchen zugrunde. Die in vor-
hergehenden Kapiteln dargestellten Versuche der Neubegrün-
dung von Sozialismus artikulieren implizit oder auch explizit 
eine Reihe von Widersprüchen einer angestrebten sozialistischen 
Ordnung. Sie vermeiden es aber, diese Widersprüchlichkeit im 
Begriff des Sozialismus selbst zu verorten. Vor allem in dieser 
Frage unterscheidet sich das weitere Herangehen dieses Buches. 

Das Folgende ist ein Gedankenexperiment, man könnte auch 
sagen, eine Kopfgeburt. Nur sollte dies nicht so verstanden wer-
den, dass solche Experimente bedeutungslos sind. Im Gegenteil: 
Sie eröffnen Denkräume, die zu Handlungsräumen werden kön-
nen, wenn Akteure sich ihrer bemächtigen. Es sei auf John Lo-
ckes Gedankenexperiment von der Begründung einer bürgerli-
chen Gesellschaft aus dem Handeln autonomer Privateigentümer 
verwiesen (vgl. Locke 1980) oder auf Adam Smith’ Vision einer 
immer reicheren Gesellschaft, die auf sich stets entfaltender Ar-
beitsteilung und dem ungehinderten Wirken der unsichtbaren 
Hand des Marktes beruht (vgl. Smith 1976). Auch die Visionen 
von Marx oder Lenin waren geschichtlich folgenreich. 

Ausgangspunkt der weiteren Überlegungen sind jene Wider-
sprüche, die in realen demokratischen und emanzipatorischen 
Bewegungen ständig auftauchen. Es sind die Widersprüche zwi-
schen gesellschaftlicher und individueller Entwicklung, zwi-
schen Freiheit der Einzelnen und der gemeinsamen Freiheit Al-
ler, zwischen Gemeinschaftlichkeit und sachlichen Beziehungen 
der Gesellschaftlichkeit, zwischen Leben mit und in der Natur 
und Nutzung ihrer Ressourcen, zwischen Solidarität im engeren 
und Solidarität im weiteren Sinne, zwischen Heimat und offener 
Gesellschaft, zwischen Markt und Plan, individuellem und ge-
sellschaftlichen Eigentum und der Pluralität von Besitzformen, 
direkter und repräsentativer Demokratie, Veränderung von un-
ten und mittels des Staates von oben, zwischen Spontaneität und 
Bewusstheit, Massenbewegung und Avantgardismus. 
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Die Liste der Widersprüche ließe sich lange fortsetzen. Die 
weiteren Überlegungen sind der Versuch, sie aus einem spezifi-
schen Verständnis von Sozialismus zu begründen und nicht als 
bloßes Nebeneinander abzuhandeln. Nur die offene Diskussion 
kann zeigen, was für oder auch gegen diesen Versuch spricht.

Die zwei Formen des Reichtums 
Ich beginne mit der Suche nach den Widersprüchen des Sozialis-
mus und habe mir die Frage gestellt, ob es möglich ist, eine »all-
gemeine Formel« des Sozialismus zu bestimmen. Dabei habe ich 
mich von Marx’ Werk »Das Kapital« inspirieren lassen. Bei Marx 
definiert die »allgemeine Formel des Kapitals« das abstrakte all-
gemeinste Bewegungsgesetz einer kapitalistischen Produktions-
weise, das Ziel, dem die Bewegung aller Menschen und Güter in 
einer solchen Produktionsweise letztlich untergeordnet ist. Ich 
werde also nicht an den vielen Überlegungen zu einer nachkapi-
talistischen Gesellschaft anknüpfen, die Marx im »Kapital« ent-
wickelt hat (siehe Wygodski 1978; siehe Brie 2009b), sondern fra-
gen, ob Marx’ Weise, sich der Bestimmung der kapitalistischen 
Produktionsweise zu stellen, hilfreich sein kann, Grundmerkmale 
einer anderen, einer sozialistischen Produktionsweise zu skizzie-
ren. Ich gehe dabei davon aus, dass Marx in seiner Analyse der 
kapitalistischen Produktionsweise sich zugleich methodologi-
sche Fragen gestellt hat, die bei der Analyse jeder Produktions-
weise zu beachten sind. Eine solche methodologische Frage ist: 
Womit beginnen? (Vgl. dazu Haug 1974) Ich werde versuchen, 
auf diese Weise das allgemeine, das abstrakteste Bewegungsge-
setz einer sozialistischen Gesellschaft zu finden.

Marx begann sein Hauptwerk mit dem folgenden Satz: »Der 
Reichtum der Gesellschaften, in welchen kapitalistische Produk-
tionsweise herrscht, erscheint als eine ›ungeheure Warensamm-
lung‹, die einzelne Ware als seine Elementarform.« (Marx 1890: 
49) Dieser Satz enthält eine Reihe von Begriffen, die jeweils eine 
besondere Bedeutung haben. Ausgehend von einem solchen He-
rangehen könnte man sagen, dass jede Gesellschaft einen ihr eige-
nen Typ von Reichtum hat, den sie hervorbringt und in dem sich 
ihr Wesen ausdrückt. Es wird angenommen, dass dieser Reich-
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tum in jeder besonderen Gesellschaftsformation eine »Elemen-
tarform« hat. So bewertet eine kapitalistische Gesellschaft bis 
heute ihre Leistungskraft vor allem am Bruttosozialprodukt, d. 
h. am Gesamtpreis aller erzeugten Waren. 

Wenn es die Masse der Waren ist, durch die sich der Reich-
tum einer kapitalistischen Gesellschaft misst, worin misst sich der 
»Reichtum einer guten Gesellschaft« jenseits des Kapitalismus? 
Wie erscheint er? Im ersten Teil war schon auf eine Umfrage un-
ter Menschen eingegangen, die gleichermaßen die DDR wie die 
Bundesrepublik erlebt haben. Die Antworten waren klar: eine 
gute Gesellschaft ist eine, die hohe persönliche Gestaltungsfrei-
heit mit politischer Meinungs- und Gestaltungsfreiheit verbindet 
und zugleich reiche zwischenmenschliche Beziehungen, Freiheit 
von sozialer Unsicherheit, Schutz vor Arbeitslosigkeit garantiert, 
allen den freien Zugang zu guter Arbeit, Bildung, Gesundheit, 
Wohnen und Verkehr in einer intakten Umwelt sichert. Es wird 
ein Beitrag zur globalen Solidarität gefordert. An anderer Stelle 
haben Dieter Klein und ich gemeinsam mit Kolleginnen und Kol-
legen im Umfeld der Rosa-Luxemburg-Stiftung das Konzept der 
Freiheitsgüter als Maßstab sozialistischen Reichtums entwickelt 
(vgl. Klein 2003). Der Reichtum einer »guten Gesellschaft« hat 
im Alltagsverständnis der Mehrheit der Bürgerinnen und Bür-
gern, folgt man diesen Umfragen, nicht einen, sondern zwei (!) 
Bezugspunkte – es sind erstens die Freiheitsmöglichkeiten und 
unmittelbaren Lebensbeziehungen der Einzelnen und zweitens 
die gemeinschaftlichen Güter, die ein gutes Leben in Solidarität 
möglich machen. Wollte man solche Auffassungen in einen Satz 
bringen, der sich auf eine sozialistische Produktionsweise bezieht 
und dem ersten Satz von Marx’ »Das Kapital« analog ist, dann 
könnte dieser Satz so heißen: Der Reichtum der Gesellschaften, 
in welchen sozialistische Produktionsweise herrscht, erscheint ei-
nerseits als Reichtum an Möglichkeiten freier Entfaltung der In-
dividuen in den zwischenmenschlichen Beziehungen und ande-
rerseits als Reichtum der natürlichen, sozialen und kulturellen 
Gemeingüter, die allen gemeinsam zur Verfügung stehen.

Anstelle der einen abstrakt-gemeinsamen Erscheinungsform 
des Reichtums in kapitalistischen Gesellschaften – Reichtum der 
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Waren – hat der Reichtum in einer sozialistischen Gesellschaft, 
folgt man dem hier gewählten Ansatz, eine doppelte Erschei-
nungsweise und zwei Elementarformen. Er erscheint einerseits 
als Reichtum individueller Entfaltungsmöglichkeiten und ande-
rerseits als Reichtum gemeinschaftlicher Güter des Gesellschafts-
körpers. Insofern hat John Stuart Mill unrecht, wenn er schreibt: 
»Der Wert eines Staates ist auf lange Sicht der Wert der Indivi-
duen, die ihn bilden.« (Mill 1974: 157) Nur in einer Gesellschaft 
mit entwicklungsbegünstigenden Institutionen und einem Reich-
tum der Gemeingüter können sich Menschen als Einzelne um-
fassend entwickeln. Es ist ein Wechselverhältnis. Die Institutio-
nen und Gemeingüter haben einen eigenen Wert, ohne den die 
Individuen bitterarm sind.

Dieter Klein formuliert den Reichtumsbegriff einer sozialis-
tischen Gesellschaft so: »Persönlichkeitsentfaltung einer und ei-
nes jeden in Einklang mit der universellen Erhaltung der Natur 
anstelle höchstmöglichen Profits, das kann als der archimedi-
sche Punkt einer gerechten solidarischen Gesellschaft, eines de-
mokratischen grünen Sozialismus, und des Weges dahin betrach-
tet werden.« (Klein 2013: 65) Es sei ergänzt: es sind eigentlich 
zwei archimedische Punkte, die verbunden werden müssen. Beim 
Reichtum der individuellen Persönlichkeitsentwicklung einer-
seits und dem Reichtum der Natur und anderer gemeinschaftli-
cher Fundamente menschlichen Lebens andererseits handelt es 
sich um deutlich voneinander unterschiedene, aber aufeinander 
bezogene, untrennbar voneinander abhängige Pole des Reich-
tums. Der eine Pol befindet sich aufseiten der Individuen, der 
andere aufseiten der Gesellschaft als Ganzer. Der Hebel, die ka-
pitalistische Welt sozialistisch zu transformieren, muss an beiden 
Punkten zugleich angesetzt werden.

Folgt man dieser Position, so wird klar, dass ein modernes So-
zialismusverständnis weder allein aus dem Begriff der individuel-
len Freiheit noch aus dem der freien Gemeinschaftlichkeit heraus 
entwickelt werden kann. Beide Versuche sind historisch geschei-
tert. Sozialismus ist nicht einfach zu haben, sondern nur dialek-
tisch. Wenn Sozialismus entsteht, dann als solidarische Vermitt-
lung der Widersprüche zwischen individueller Freiheit und freier 
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Gemeinschaftlichkeit komplexer Gesellschaften in einer pluralen 
Welt, eingebettet in vielfältigste Naturzusammenhänge. Die Pole 
des Individuellen wie des Gemeinschaftlichen sind jeder dem an-
deren ein »wesensnotwendiger Gegenspieler« (Plessner 2003a: 
48) und können sich selbst nur in dieser Wechselseitigkeit erhal-
ten. Dem muss in der Suche nach einer allgemeinen Formel des 
Sozialismus Rechnung getragen werden.

Die These, dass der Reichtum einer »guten« oder eben sozi-
alistischen Gesellschaft zwei grundsätzlich voneinander unter-
schiedene elementare Erscheinungsformen hat, ist keinesfalls eine 
Selbstverständlichkeit. Die liberale westliche Tradition stellt die 
Freiheit der Individuen ins Zentrum. Diese individuelle Frei-
heit gilt als absoluter Wert. Individuelle Freiheit dürfe nur ein-
geschränkt werden, wenn die Freiheit anderer Individuen be-
einträchtigt wird. Die Maximierung der Freiheit der Einzelnen 
wird als das letztlich entscheidende gesellschaftliche Ziel ange-
sehen. Liberalismus beruht auf der Annahme, dass diese indivi-
duelle Freiheit in der letzten Konsequenz auch die Freiheit aller 
hervorbringt. Entscheidende Bedingung dieser Freiheit sei das 
Privateigentum. Die kommunistische Grundströmung der Mo-
derne hat im Gegensatz zum Liberalismus immer den Schutz und 
die Entwicklung der gemeinschaftlichen Grundlagen des Lebens 
und ihre Kontrolle durch die vereinigten Gesellschaftsmitglieder 
ins Zentrum gerückt. Insofern die Freiheit Einzelner dieser Ge-
meinschaftlichkeit widersprach, sollte sie keine Entfaltungsmög-
lichkeiten bekommen. Es wurde davon ausgegangen, dass durch 
die Gestaltung der gemeinschaftlichen Bedingungen und des da-
mit verbundenen gemeinschaftlichen Reichtums sich in der Per-
spektive auch jede und jeder Einzelne frei würde entfalten kön-
nen. Hier erscheint die Freiheit Aller als Bedingung der Freiheit 
jeder und jedes Einzelnen. Als wesentliche Grundlage wurde das 
Gemeineigentum angesehen. 

Marx hatte seine eigenen Vorstellungen vom Reichtum in ei-
ner kommunistischen Gesellschaft in den Vorarbeiten zum »Ka-
pital« so formuliert: »In fact aber, wenn die bornierte bürgerliche 
Form ab gestreift wird, was ist der Reichtum anders, als die im 
universellen Austausch erzeugte Universalität der Bedürfnisse, 
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Fähigkeiten, Genüsse, Produktivkräfte etc. der Individuen?« 
(Marx 1983: 395f.) Und zugleich wusste er auch um einen ande-
ren Reichtum, wenn er fast zeitgleich an anderer Stelle schrieb: 
»Selbst eine ganze Gesellschaft, eine Nation, ja alle gleichzeitigen 
Gesellschaften zusammengenommen, sind nicht Eigentümer der 
Erde. Sie sind nur ihre Besitzer, ihre Nutznießer, und haben sie 
als boni patres familias den nachfolgenden Generationen verbes-
sert zu hinterlassen.« (Marx 1894: 784) So sind sie mit der Ver-
gangenheit und Zukunft jener Gemeinschaften verbunden, in 
denen sie leben. Der »wahre« Reichtum hat für Marx nicht nur 
zwei Pole – reiche Entwicklung der gesellschaftlichen Individu-
alität sowie reiche, natürliche und gesellschaftliche Gemeingüter 
– sondern auch zwei Quellen: Die Tätigkeit der jetzt lebenden, 
in gesellschaftlichen Zusammenhängen wirkenden Individuen 
und das überkommene natürliche und gesellschaftliche Erbe. Er 
hat es 1875 so ausgedrückt: »Die Arbeit ist nicht die Quelle alles 
Reichtums. Die Natur ist ebensosehr die Quelle der Gebrauchs-
werte«. (Marx 1987: 15)

Nicht eine, sondern zwei allgemeine Formeln 
des Sozialistischen
Marx entwickelte im »Kapital« ausgehend von dem schon zitier-
ten ersten Satz über die Ware als Elementarform des Reichtums 
in kapitalistischen Gesellschaften eine Theorie der Ableitung des 
Geldes aus dem Austausch von Waren. In der Geldform wür-
den sich die Werte der Waren als ihrem allgemeinen Äquivalent 
ausdrücken und in selbständiger Form erscheinen. Geld ist für 
Marx so zunächst vor allem Mittel, den Austausch von Waren 
zu vermitteln. Er drückte dies so aus: Ware (W) → Geld (G) → 
Ware (W). Wer im Resultat dieses Prozesses über Geld verfügt, 
kann, so Marx, aber auch einen anderen Prozess auslösen. Es ist 
der Einsatz von Geld, um mehr Geld herauszuschlagen. Dies 
mache aber für den Geldbesitzer nur Sinn, wenn er ein Mehr an 
Wert, sprich Geld, herausschlagen kann. Es werden Waren ge- 
und verkauft, um das für den Kauf vorgeschossene Geld zu ver-
größern. So wird Geld zu Kapital. Marx schrieb: »Die vollstän-
dige Form dieses Prozesses ist daher G – W – G', wo G' = G + 
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∆G, d.h. gleich der ursprünglich vorgeschossenen Geldsumme 
plus einem Inkrement. Dieses Inkrement oder den Überschuss 
über den ursprünglichen Wert nenne ich – Mehrwert (surplus 
value).« (Marx 1890: 165) 

Ausgehend davon stellte Marx folgende These auf, die bis heute 
ein wesentlicher Teil jeder Definition dessen ist, was unter Kapi-
tal verstanden wird: »Der Wert wird also prozessierender Wert, 
prozessierendes Geld und als solches Kapital. Er kommt aus der 
Zirkulation her, geht wieder in sie ein, erhält und vervielfältigt 
sich in ihr, kehrt vergrößert aus ihr zurück und beginnt densel-
ben Kreislauf stets wieder von neuem. […] In der Tat also ist G – 
W – G' die allgemeine Formel des Kapitals, wie es unmittelbar in 
der Zirkulationssphäre erscheint.« (Marx 1890: 170) Diese allge-
meine Formel drückt das Ziel jedes kapitalistischen Reprodukti-
onszusammenhangs aus: Es geht im Kapitalismus immer um die 
Selbstverwertung, sprich: die erweiterte Reproduktion des vor-
geschossenen Kapitals. Wenn dieses Ziel die Wirtschaft einer Ge-
sellschaft beherrscht, herrscht in ihr die kapitalistische Produk-
tionsweise. Und wenn diese Produktionsweise die Gesellschaft 
dominiert, spricht man von Kapitalismus.

Ausgehend von dieser allgemeinen Formel des Kapitals ver-
suchte Marx im Weiteren das Problem zu lösen, wie ohne Ver-
letzung der immanenten Gesetze des Warenaustauschs, die den 
Austausch von Äquivalenten, also von Gleichem, verlangen, die 
Entstehung von Mehrwert möglich ist. Marx versuchte nachzu-
weisen, wie aus der Freiheit und Gleichheit von Eigentümern 
von Waren die Klassenverhältnisse einer kapitalistischen Gesell-
schaft, das Verhältnis von Kapitaleigentümern und Lohnarbei-
tern, entsteht und die gesamte Wirtschaft wie die Gesellschaft 
letztlich der Kapitalverwertung unterworfen wird. Was anfangs 
nur als Vermittler von Warenverhältnissen erscheint, das Geld als 
dienstbares Mittel, wird zu Kapital, und der Vermittler wird zum 
Beherrscher des Gesamtprozesses, so seine These.

Per Definition sollte Sozialismus nicht durch eine derartige 
Verkehrung der Ausgangsverhältnisse in ihr Gegenteil gekenn-
zeichnet sein. Auch sollte sich nicht die Situation der staatssozi-
alistischen Länder wiederholen, in der es dazu kam, dass sich die 
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Bürgerinnen und Bürgern durch jene parteistaatlichen Organe 
unterwarfen sahen, die sie doch nur vertreten sollten. Eine Ur-
sache dieser Verkehrung war die kommunistisch inspirierte Ver-
absolutierung des gemeinschaftlichen und die Negierung des in-
dividuellen Ausgangspunkts des Sozialismus. Es sollte sich aber 
auch nicht eine Situation wiederholen, in der die sozialen und 
demokratischen Errungenschaften sozialdemokratischer Politik 
durch eine neue Welle der Verabsolutierung des Liberalen (in den 
1980er Jahren und danach als Neoliberalismus) zurückgenommen 
werden können. Auch hier kam es zur Verkehrung, die in dem 
Konzept von New Labour oder der Agenda 2010 gipfelte. An-
ders ausgedrückt: Die Formen, in denen der Widerspruch zwi-
schen dem individuellen und dem gemeinschaftlichen Ausgangs-
punkt des Sozialismus vermittelt wird, sollen den entstehenden 
Gesamtzusammenhang nicht ins Gegenteil verkehren. Die histo-
rischen Erfahrungen zeigen, dass dafür die Bewahrung und Stär-
kung beider Fixpunkte sozialistischen Reichtums und ihre eman-
zipatorische und solidarische Vermittlung entscheidend sind.

Marx entwickelte im »Kapital« die Gesamtheit der kapitalis-
tischen Produktionsverhältnisse ausgehend von der Analyse der 
Verhältnisse, die aus dem Austausch von unterschiedlichen Wa-
ren nach dem Prinzip der Äquivalenz der in ihnen enthaltenen 
abstrakten Arbeit, sprich: des Werts, entstehen. Eine sozialistische 
Gesellschaft ihrerseits geht nicht vom Austausch von Äquivalen-
ten aus. Die elementare Grundform der Verhältnisse einer sozi-
alistischen Gesellschaft ist die Solidarität. Solidarität ist dann ge-
geben, wenn im Austausch eine wechselseitige Bereicherung der 
Partner der Kooperation stattfindet und vor allem die Lage der am 
schlechtesten gestellten Gesellschaftsmitglieder verbessert wird. 

Ich war davon ausgegangen, dass der Reichtum von Gesell-
schaften, in denen eine sozialistische Produktionsweise herrscht, 
in zwei elementaren Grundformen erscheint: als Reichtum indivi-
dueller Entwicklung und als Reichtum der natürlichen wie kultu-
rellen Gemeingüter. Wie aber kann die Reproduktion dieser zwei 
Gestalten von Reichtum so in Formeln ausgedrückt werden, dass 
dabei deutlich wird, dass beide Reichtumsformen gleichzeitig ge-
fördert werden? Im Sozialismus, so die Annahme, steht die Ent-
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wicklung beider elementaren Reichtumsformen in keinem anta-
gonistischen Verhältnis zueinander. Es ist nicht so, dass sich die 
eine Seite auf Kosten der anderen Seite entwickelt. Sozialistisch 
ist ihr Verhältnis nur, wenn es eine solidarische Beziehung posi-
tiver Wechselseitigkeit oder des Füreinander ist. Jede der beiden 
elementaren Reichtumsformen kann sich im Sozialismus diesem 
Verständnis nach nur dadurch weiterentwickeln, dass sie die an-
dere entwickelt. 

Versucht man das Gesagte auf Formeln zu bringen, so wird 
deutlich, dass es nicht nur eine, sondern zwei allgemeine For-
meln des Sozialistischen geben muss, will man das Wechselver-
hältnis der beiden Pole des Reichtums in einer sozialistischen Ge-
sellschaft erfassen. Zum einen ist es das Ziel einer sozialistischen 
Gesellschaft, die Gemeingüter einer solchen Gesellschaft (als Gg 
ausgedrückt) erweitert zu reproduzieren, so dass sich G + ∆Gg 
= Gg' ergibt. Sozialistisch wäre eine Gesellschaft also dann zu 
nennen, wenn die Reproduktion und Entwicklung der Gemein-
güter sich durch die freie Entwicklung der gesellschaftlichen In-
dividualität der Gesellschaftsmitglieder (ausgedrückt als I) voll-
zieht. Im Maße der erweiterten Reproduktion der Gemeingüter 
vollzieht sich dann zugleich ein Zuwachs an Reichtum der In-
dividualität (IG + ∆I = IG'). In einer Formel ausgedrückt: Gg → I 
+ ∆I → Gg'; oder: Gg → I' → Gg'. Dies wäre die erste allgemeine 
Formel des Sozialismus. Zum anderen ist es gleichfalls das Ziel 
einer sozialistischen Gesellschaft, die gesellschaftliche Individua-
lität jedes ihrer Mitglieder dadurch zu entwickeln, dass diese zur 
Entwicklung der Gemeingüter beitragen. Es würde also auch gel-
ten: I → Gg + ∆Gg → I'; oder: I → Gg' → I'. Das stellt die zweite 
allgemeine Formel des Sozialistischen dar.

Anstelle einer allgemeinen Formel einer sozialistischen Ge-
sellschaftsordnung gibt es also zwei Formeln einer sozialisti-
schen Gesellschaft. Die eine allgemeine Formel formuliert die 
Entwicklung des Gemeinschaftlichen als Ziel und betrachtet die 
Entwicklung der Individuen als Mittel der Entwicklung des Ge-
meinschaftlichen. Dies ist die allgemeine kommunistische For-
mel des Sozialismus. Die andere Formel fokussiert sich auf die 
Entwicklung der Individuen als Ziel und betrachtet den Reich-
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tum der Gemeingüter als Mittel derselben. Es ist dies die all-
gemeine libertäre Formel von Sozialismus, wie sie sich u.a. bei 
Noam Chomsky findet (Chomsky 2008). Die Geschichte des 
Sozialismus ist dadurch geprägt, dass sich seine unterschiedli-
chen Flügel teils vor allem auf die kommunistische oder vor al-
lem auf die libertäre Formel des Sozialismus bezogen haben. Die 
historischen wie auch aktuellen Gegensätze in der sozialistischen 
Grundströmung der Moderne sind deshalb kein immer wieder-
kehrender Unfall der Geschichte, sondern konstitutiv für diese 
Grundströmung. Es kann nur darum gehen, darauf Einfluss zu 
nehmen, wie die Gegensätze, die diese beiden Formeln ausdrü-
cken, ausgetragen werden.

Marx und Engels mussten sich dem eigenen Verständnis nach 
nicht der Differenz der beiden Formeln des Sozialismus stellen, 
weil sie davon ausgingen, dass in einer reifen kommunistischen 
Gesellschaft die Entwicklung der Individuen und die Entwick-
lung des gesellschaftlichen Reichtums Aller unmittelbar zusam-
menfallen würden. Jede Entwicklung der Einzelnen würde un-
ter solchen Bedingungen direkt die Entwicklung Aller befördern 
und umgekehrt. Deshalb brauchten sie sich auch nicht der Frage 
zu stellen, welche institutionellen Vermittlungsformen eine sol-
che Gesellschaft braucht, um solidarische Verhältnisse durchzu-
setzen. Die These vom »Absterben« des Staates, des Rechts, der 
Märkte usw. ist nur der Ausdruck der Annahme, dass es keine 
wesentlichen sozialen Widersprüche mehr geben würde, vor al-
lem keine zwischen den Individuen als Einzelne und als Gesell-
schaftsmitglieder. 

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit parteikommunis-
tischen Bewegungen machte der Schriftsteller Stephan Herm-
lin (1915–1997) in seinem 1979 in der DDR erschienenen Buch 
»Abendlicht« deutlich, was es bedeutet, den zitierten Satz aus 
dem »Manifest« so oder auch anders zu lesen:

»Unter den Sätzen [aus dem »Manifest« – M.B.], die für mich 
seit langem selbstverständlich geworden waren, befand sich einer, 
der folgendermaßen lautete: ›An die Stelle der alten bürgerlichen 
Gesellschaft mit ihren Klassen und Klassengegensätzen tritt eine 
Assoziation, worin die freie Entwicklung aller die Bedingung für 
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die freie Entwicklung eines jeden ist.‹ Ich weiß nicht, wann ich 
begonnen hatte, den Satz so zu lesen, wie er hier steht. Ich las ihn 
so, er lautet für mich so, weil er meinem damaligen Weltverständ-
nis auf diese Weise entsprach. Wie groß war mein Erstaunen, ja 
mein Entsetzen, als ich nach vielen Jahren fand, dass der Satz in 
Wirklichkeit gerade das Gegenteil besagt: ›... worin die freie Ent-
wicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung al-
ler ist.‹ Mir war klar, dass ich auch hier gewissermaßen in einem 
Text einen anderen Text gelesen hatte, meine eigene Unreife; dass 
aber, was dort erlaubt, ja geboten sein konnte, weil das Wort auf 
andere Worte, auf Unausgesprochenes hinwies, hier absurd war, 
weil in meinem Kopf eine Erkenntnis, eine Prophetie auf dem 
Kopf stand. Dennoch mischte sich in mein Entsetzen Erleichte-
rung. Plötzlich war eine Schrift vor meinem Auge erschienen, die 
ich lang erwartet, auf die ich gehofft hatte.« (Hermlin 1979: 22f.)

Die Komplexität sozialistischer Verhältnisse 
Eine sozialistische Gesellschaft muss ihren doppelten Reichtum, 
freie Individualitätsentwicklung und die Gemeingüter, produ-
zieren und reproduzieren. Dies wird in den zwei genannten 
allgemeinen Formeln des Sozialistischen ausgedrückt. Erst im 
Reproduktionsprozess erweist sich, ob die Formeln einer Ge-
sellschaftsformation substanzielle Macht entfalten oder leere Ab-
sicht bleiben. Aber wie kann die Produktion von neuem sozia-
listischem Reichtum in seiner doppelten Gestalt erklärt werden? 
Welche Bedingungen müssen dafür gegeben sein und im Pro-
duktionsprozess dieses Reichtums ständig erweitert reprodu-
ziert werden? 

Eine sozialistische Wirtschaftsweise ist eine komplexe Wirt-
schaftsweise, in der eine sehr hohe Anzahl von relativ selbstän-
digen wirtschaftlichen Akteuren miteinander arbeitsteilig ko-
operieren und zugleich ständig die zur Verfügung stehenden 
Produktionsfaktoren (Naturressourcen, Maschinerie, Arbeits-
kräfte, Wissen) unter Nutzung der materiellen, sozialen, kultu-
rellen wie digitalen Infrastruktur immer wieder neu und verän-
dert kombinieren. Dies hat sie mit kapitalistischen Gesellschaften 
gemeinsam. Sozialismus ist nur als komplexe Gesellschaft mög-
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lich. Dies bedeutet, dass Sozialismus auf der Basis einer komple-
xen Produktionsweise drei Typen von Akteuren zu vermitteln 
hat: (1) die Individuen als Mitglieder des »Vereins freier Men-
schen«, (2) die sozialistischen Unternehmen als zentrale Akteure 
der Erbringung von Leistungen und Erzeugung von Produkten 
und (3) die Gesamtgesellschaft (d. h. die Individuen, die sich als 
Gesellschaftsglieder zu einem gemeinsamen Subjekt konstitu-
iert haben). Durch den Aspekt der Regionalisierung und Veror-
tung in Kommunen oder die zwingend erforderliche Einbezie-
hung einer globalen Dimension wird das Bild noch komplexer. 

Im Folgenden will ich Vorschläge machen, wie an die Suche 
nach sozialistischen Bearbeitungsformen für die Komplexität mo-
derner Gesellschaften herangegangen werden kann. Bisher wa-
ren erstens die zwei Pole des Reichtums und zweitens die beiden 
allgemeinen Formeln des Sozialismus entwickelt worden. Drit-
tens ist zu beachten, dass Sozialismus eine komplexe Gesellschaft 
ist, die auf einem hohen Maß an gesellschaftlicher Arbeitsteilung 
und Kooperation beruht, ohne die die Nutzung moderner Pro-
duktivkräfte unmöglich ist. In einer sozialistischen Wirtschafts-
weise müssen Akteure die produktiven Faktoren kombinieren 
und die Ergebnisse ihrer Produktion miteinander austauschen, 
soweit sie diese nicht selbst herstellen. Ausgehend von dem Ge-
sagten kann das Problem, das die beiden allgemeinen Formeln des 
Sozialistischen aufwerfen, so formuliert werden: Unter welchen 
Bedingungen können in einer komplexen Gesellschaft die wirt-
schaftlichen Faktoren (Arbeitskraft, Naturressourcen und Pro-
duktionsmittel, Infrastruktur, Wissen und Kultur) so kombiniert 
werden, dass eine sich wechselseitig befördernde Entwicklung der 
gesellschaftlichen Individualität der Gesellschaftsmitglieder und 
der Gemeingüter der Gesellschaft erfolgen kann, die vor allem 
die Lage der am schlechtesten Gestellten verbessert? Dies wirft 
zudem die Frage auf, wie das politische Gemeinwesen gestaltet 
sein muss, um einen solchen sozialistischen Reproduktionszu-
sammenhang herzustellen und zu bewahren.

Die Durchsetzung eines sozialistischen Reproduktionspro-
zesses ist eine doppelte Transformation in dem Sinne, dass ei-
nerseits der kapitalistische Akkumulationsprozess aufgelöst wer-
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den soll, der der wesentliche Treiber der Krisen ist, mit denen 
wir gegenwärtig konfrontiert sind (vgl. Fraser 2021: 75). Dies ist 
ein multidimensionaler Prozess (vgl. Harvey 2010: 13). Ande-
rerseits kommt es darauf an, entlang eben dieser Dimensionen 
einen sozialistischen Reproduktionsprozess zu konstituieren. 
Es ist Entwicklung in kapitalistisch beherrschten Gesellschaften 
über sie hinaus (vgl. Klein 2014, 2018). Im Folgenden sollen sie-
ben Felder aufgezeigt werden, die berücksichtigt werden müssen, 
wenn man die Komplexität moderner Gesellschaften, wie sie in 
der Abb. 3 skizziert ist, sozialistisch zu gestalten sucht. Ziel ist 
es, jedem Versuch entgegenzuwirken, Lösungen vorzuschlagen 
und voranzutreiben, die für diese Widersprüche blind und des-
halb zum Scheitern verurteilt sind. Die Zahlen in der Abb. 4 ver-
weisen auf die folgenden Unterabschnitte, in denen die einzelnen 
Vorschläge näher ausgeführt sind. Alleiniges Ziel dieser Darstel-
lung ist es, eine Vorstellung zu vermitteln, welchen Widersprü-
chen sich Sozialistinnen und Sozialisten stellen müssen – und 
dies nicht irgendwann, sondern schon heute in jedem konkreten 
Einstiegsprojekt in eine sozialökologische Transformation, in je-

Abb. 4: Sozialistischer Reproduktionsprozess
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dem Ansatz, die Kräfteverhältnisse zu verändern, in jedem Ver-
such, Gesellschaft mit dem Ansatz transformatorischer Realpo-
litik grundlegend umzugestalten.

Die Darstellung dieser Widersprüche hat ausschließlich einen 
heuristischen Wert. Man könnte sie auch als Prüfsteine verste-
hen, um Vorschläge für Einstiegsprojekte in eine sozialistische 
Transformation zu bewerten. Es geht darum, sich der Wider-
sprüchlichkeit solcher Einstiegsprojekte bewusst zu werden, eine 
Widersprüchlichkeit, die man aushalten und bearbeiten muss – 
emanzipatorisch wie solidarisch. 

Die zwei Eigentümer im Sozialismus – 
Individuen und Gesellschaft 
Erstens muss die Frage nach den Eigentumsverhältnissen einer 
sozialistischen Gesellschaft gestellt werden. Während der klas-
sische Liberalismus vom Einzelnen ausgeht, der in Trennung 
von allen anderen seine Interessen verfolgt, strebt der klassische 
Kommunismus danach, die Gemeinschaft zum alleinigen Aus-
gangspunkt zu machen. Beides ist falsch. Menschen sind mehr 
als alle anderen Lebewesen auf der Erde zugleich hyperindivi-
duell und ultrasozial. Die biologische Evolution erweist sich ih-
rer Tendenz nach gleichzeitig als Erfindung von immer differen-
zierterer Individualität und immer komplexerer Sozialität (siehe 
Wieser 1998). Von »Natur« aus sind Menschen weder zu Ego-
ismus noch zu Altruismus angelegt, sondern zu »Mutualismus« 
(siehe Tomasello 2010: 50), zu einer gemeinschaftlichen Koope-
ration, bei der »wir alle von unseren gemeinsamen Handlungen 
profitieren«, veranlagt – unmittelbar durch die Kooperation und 
mittelbar durch die Ergebnisse der Kooperation. Von Natur aus 
sind wir in unseren unmittelbaren zwischenmenschlichen Bezie-
hungen zu freier Gemeinschaftlichkeit disponiert. Es hängt von 
der Gesellschaft, ihrer Kultur, unserem Umfeld und wesentlich 
auch von uns persönlich ab, ob daraus Mit-Menschlichkeit wird 
oder nicht. Diese Mit-Menschlichkeit ist aber nicht mit dem Auf-
gehen des Individuums in einer Gemeinschaft zu verwechseln. 
Menschliche Empathie ist gefiltert und gebrochen, sie löscht den 
Einzelnen in seiner Beziehung zu einem Anderen nicht aus, son-
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dern konstituiert ihn geradezu als nicht mit dem Anderen iden-
tisch (vgl. Breithaupt 2009: 12). Wie Helmuth Plessner schrieb: 
»Dass ein jeder ist, aber sich nicht hat; genauer gesagt, sich nur 
im Umweg über andere und anders als ein Jemand hat, gibt der 
menschlichen Existenz ihren institutionellen Charakter.« (Pless-
ner 2003b: 194) Die Anderen haben, wie Emanuel Lévinas, deut-
lich macht, Vorrang: »Wohlverstandene Gerechtigkeit beginnt 
beim Anderen.« (Lévinas 1983: 200)

Joachim Baum bringt die neueren einzelwissenschaftlichen Er-
kenntnisse so auf den Punkt: »Das natürliche Ziel der (mensch-
lichen – M. B.) Motivationssysteme sind soziale Gemeinschaft 
und gelingende Beziehungen mit anderen Individuen […]. Für 
den Menschen bedeutet dies: Kern aller Motivation ist es, zwi-
schenmenschliche Anerkennung, Wertschätzung, Zuwendung 
oder Zuneigung zu finden und zu geben. Wir sind – aus neuro-
biologische Sicht – auf soziale Resonanz und Kooperation ange-
legte Wesen.« (Bauer 2008: 36) 

Menschen sind heute zugleich durch ein hohes Maß von Auto-
nomie ihrer eigenen Lebenswelten gekennzeichnet und in vielfäl-
tigen gesellschaftlichen Zusammenhängen verortet. Ein und die-
selbe Situation trägt immer ein Doppelgesicht. Sozialismus muss 
diesem Doppelgesicht auf eine welthistorisch neue Weise gerecht 
zu werden suchen. Sozialismus ist, wenn er seinen eigenen An-
sprüchen gerecht würde, eine offene soziale Form, die den aus 
Anthropo- und Soziogenese gewordenen menschlichen Anlagen 
zu ausgeprägter Individualität und komplexer Gesellschaftlich-
keit entspricht und ihre umfassende Entfaltung in vielen Formen 
freier Gemeinschaftlichkeit ermöglichen kann. 

Ein solcher Ansatz hat wesentliche Folgen für das Verständ-
nis der Eigentumsordnung und der Besitzformen einer sozialis-
tischen Gesellschaft. Während das Eigentumsverhältnis das Ziel 
des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses definiert, erfas-
sen die konkreten Besitzformen jene Verfügungsrechte, die die 
Durchsetzung dieses Ziels ermöglichen. Ziel und Mittel müssen 
auch in diesem Falle unterschieden werden. Diese Unterschei-
dung ist schon bei Marx zu finden. In den »Grundrissen« von 
1858/59 schrieb er: Für die »orientalische Form« des Gemein-



123

wesens gilt, dass das »Gemeindemitglied als solches Mitbesitzer 
des gemeinschaftlichen Eigentums« sei. Er fügte hinzu: »[W]o 
das Eigentum nur als Gemeineigentum existiert, ist das einzelne 
Glied als solches nur Besitzer eines besonderen Teils, […] da jede 
Fraktion des Eigentums keinem Glied gehört für sich, sondern als 
unmittelbarem Glied der Gemeinde […] Dieser einzelne ist also 
nur Besitzer. Es existiert nur gemeinschaftliches Eigentum und 
nur Privatbesitz.« (Marx 1983: 389) Zehn Jahre später kam Marx 
auf diese Unterscheidung von Eigentum und Besitz zurück und 
wendete sie nun auf den Kommunismus an. An jener Stelle, wo 
er die Möglichkeit der Negation der kapitalistischen Produkti-
onsweise im »Kapital« beschreibt, heißt es in direkter Umkeh-
rung des Verhältnisses von Eigentum und Besitz, Individuum 
und Gemeinschaft orientalischer Gesellschaft, wie sie sich Marx 
in den 1850er-Jahren darstellten: »[D]ie kapitalistische Produk-
tion erzeugt mit der Notwendigkeit eines Naturprozesses ihre 
eigene Negation. Es ist die Negation der Negation. Diese stellt 
nicht das Privateigentum wieder her, wohl aber das individuelle 
Eigentum auf der Grundlage der Errungenschaft der kapitalis-
tischen Ära: der Kooperation und des Gemeinbesitzes der Erde 
und der durch die Arbeit selbst produzierten Produktionsmit-
tel.« (Marx 1890: 791, siehe auch 1871: 342f.) Das individuelle Ei-
gentum, das auf der Basis des gemeinschaftlichen Besitzes Wirk-
lichkeit werden würde, unterstellt, folgt man Marx’ Ansatz, dass 
die Entwicklung der Individuen zum Zweck der gesellschaftli-
chen Produktion wird.

Marx kennt in der zitierten kommunistischen Vision aus dem 
»Kapital« für eine nachkapitalistische Gesellschaft nur einen Ei-
gentümer – die Individuen – und nur eine Besitzform, nämlich 
die »des Gemeinbesitzes der Erde und der durch die Arbeit selbst 
produzierten Produktionsmittel«. Dies war Marx’ Weise, den 
Widerspruch zwischen der libertären und der kommunistischen 
Zielrichtung des Sozialismus aufzulösen. Für ihn ist im Kommu-
nismus die Entwicklung der Individuen der Zweck. Folglich sind 
die Individuen die Eigentümer, die dieses individuelle Eigentum 
aber nur unter der Bedingung des gemeinschaftlichen Besitzes 
aller gemeinsam an allen Produktionsmitteln realisieren können. 
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Ausgehend von den schon entwickelten Positionen hat eine 
sozialistische Gesellschaft nicht nur einen, sondern zwei Zwe-
cke. Es geht um die Entwicklung gesellschaftlicher Individuali-
tät und um die bereicherte Reproduktion der Gemeingüter und 
damit des in die irdische Natur eingebetteten Gesellschaftskör-
pers. Folgt man einer solchen Auffassung, dann steht weder nur 
die freie Entwicklung der Einzelnen noch die solidarischer Ent-
wicklung aller für sich genommen im Mittelpunkt, sondern die 
solidarische Verbindung beider Ziele. Dies bedeutet folgerich-
tig, dass davon ausgegangen werden muss, dass es im Sozialismus 
nicht einen Eigentümer, sondern zwei aufeinander bezogene und 
nicht aufeinander reduzierbare Eigentümer gibt. Zum einen sind 
dies die assoziierten Individuen als Individuen, die sich zu den 
gemeinschaftlichen Reproduktionsbedingungen als ihrem »orga-
nischen Leib« verhalten, durch den sie sich als freie Individuen 
erhalten und entwickeln. Zum anderen sind auch die assoziier-
ten Individuen als Gesellschaftsglieder Eigentümer, die die Re-
produktion des Gesellschaftskörpers mit dem Ziel der Entwick-
lung der natürlichen und gesellschaftlichen Gemeingüter eines 
reichen Lebens organisieren und genau dadurch die Bedingun-
gen der freien Entwicklung ihrer Mitglieder sichern. Deshalb sind 
grundsätzlich alle anarchistischen Versuche zum Scheitern verur-
teilt, die eine sozialistische Gesellschaft ausschließlich ausgehend 
von den Individuen und ihrer freien Entwicklung her konzipie-
ren wollen. Und umgekehrt ist es auch nicht möglich, dies auf 
kommunistische Weise ausgehend allein von der Gemeinschaft 
oder Gesamtgesellschaft her zu leisten. Der Widerspruch zwi-
schen den Individuen einerseits als individuelle Eigentümer und 
andererseits als gesellschaftliche Eigentümer muss ausgetragen 
werden. Und dies kann nur geschehen über eine große Plurali-
tät von Besitzformen, in deren Mittelpunkt sozialistische Wirt-
schaftsunternehmen stehen.5

5 In meiner Habilitation von 1995 unter dem Titel »Entwicklungsstu-
fen des sozialistischen Eigentums« habe ich diese Position formuliert und 
davon gesprochen, dass die Individuen, die Kollektive (Betriebe, Regionen 
usw.) und die Gesamtgesellschaft jeweils Teileigentümer sind, die ihre kom-
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Die Grundvoraussetzungen des Reproduktionsprozesses und 
ihre sozialistische Einbettung
Ein zweiter Aspekt, der bei Frage der sozialistischen Vermittlung 
der Widersprüche komplexer Gesellschaft beantwortet werden 
muss, ist die Bedeutung der Voraussetzungen jeder Reproduktion 
– Natur, Arbeitskraft, Finanzen, Wissen. Dasjenige, was die Öko-
nomen prosaisch als Ressourcen bezeichnen, die für unternehme-
risches wirtschaftliches Handeln unverzichtbar sind – die Roh-
stoffe und Energie, die Arbeitskräfte, der Kredit, das Wissen –, 
werden nicht oder nur zu einem bestimmten Teil im Wirtschafts-
system im engen Sinne hervorgebracht. Energie und natürliche 
Ressourcen werden der Gaiasphäre der Erde entnommen, jener 
dünnen Schicht über und unter der Erdoberfläche, die Habitat 
für Menschen und alle anderen Lebewesen der Erde ist. Die Ar-
beitskräfte sind eingebettet in die individuell-gemeinschaftlichen 
Lebenswelten, in die Menschen hineingeboren werden, aus denen 
sie den Sinn und die Ziele ihres Lebens entnehmen. Das Geld, um 
das sich im Kapitalismus alles dreht, ist letztlich Produkt staat-
lichen Handelns und hat seinen Anker in dem Vertrauen, dass 
die das Geld nutzenden Akteure dem staatlichen Gemeinwesen 
entgegenbringen. Es bedarf eines entsprechenden Rechtssystems 
und der staatlichen Organe, es zur Geltung zu bringen. Große 
Teile des Wissens entstehen in öffentlichen Einrichtungen des 
Bildungswesens, der akademischen Forschung oder zunehmend 
in vielen zivilgesellschaftlichen Strukturen. Alle diese vier Typen 
von Gütern werden im Resultat des Wirtschaftens und der Er-
zeugung von Gütern und Dienstleistungen auch wieder dorthin 
zurückgegeben (Abb. 4) (siehe ausführlicher Brie 2014: 209–224). 
Aufgabe eines sozialistischen Akkumulationsprozesses ist es zu 
sichern, dass dies zu individueller wie gesellschaftlicher Entwick-
lung in einer reichen sozialen wie natürlichen lebensfreundlichen 
Umwelt führt und das Doppelziel sozialistischer Akkumulation 
erreicht wird. Dies ist aber nur möglich, wenn die Grundgüter 
eines Lebens in Freiheit und Solidarität nicht den Gesetzen der 

plexe Reproduktion im Verhältnis zueinander solidarisch organisieren müs-
sen (Brie 1985).
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Warenwirtschaft und der kapitalistischen Akkumulation unter-
worfen sind, sondern den beiden allgemeinen Formeln des Sozi-
alismus und den Interessen der beiden Eigentümerpole unterge-
ordnet werden. Oft wird dies als Wiedereinbettung der Wirtschaft 
in die Gesellschaft bezeichnet (vgl. Beckert 2009; vgl. Dale 2010; 
vgl. Bockman et al. 2016; vgl. Lacher 2019).

Wenn man die heutigen Vorschläge einer großen Transfor-
mation von Wirtschaft und Gesellschaft analysiert, kann man 
feststellen, dass viele von ihnen darauf zielen, die Reproduk-
tion der vier Grundvoraussetzungen gesellschaftliche und indi-
vidueller Reproduktion von der Dominanz der Kapitalverwer-
tung zu befreien (Abb. 5). Es geht darum, dass die Grundgüter 
eines freien solidarischen Lebens der Herrschaft der kapitalis-
tischen Märkte entzogen und der Kontrolle von Gesellschaft, 
Gemeinschaften und Individuen unterworfen werden. Das be-
deutet nicht, sie einem einzigen Eigentümer zu unterwerfen und 
in eine einzige Besitzform zu bringen. Das zu lösende Problem 
ist, die genannte Kontrolle durch verschiedene Besitzer mit der 
freien Kombination dieser Ressourcen ausgehend von den ge-
sellschaftlichen Zielstellungen, Normen, rechtlichen Regelun-
gen zu ermöglichen. Verantwortungsvolle Kontrolle über die 
Nutzung dieser Ressourcen und Freiheit bei der Nutzung bilden 
einen Widerspruch, dem nicht ausgewichen werden kann. Die 
unternehmerische Eigenverantwortung einer Vielfalt wirtschaf-
tender Akteure, die Möglichkeiten der Kombination der Pro-

Abb. 5: Gesellschaftlicher Reproduktionsprozess
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duktionsfaktoren unter den Gesichtspunkten von Effizienz und 
Innovation, die Bildung von Preisen der erzeugten Produkte auf 
Märkten werden vom Standpunkt der hier entwickelten Sozia-
lismuskonzeption nicht aufgehoben, sondern in gesellschaftlich 
bewusst gestaltete Zusammenhänge eingebettet. Es geht um das 
reflexive Verhältnis zu dem, was man auch den evolutionsorien-
tierten wirtschaftlichen Motor komplexer Gesellschaften nennen 
kann (siehe dazu ausführlich Land 2021). Es geht um die solida-
rische Bearbeitung dieses Widerspruchs von unternehmerischer 
Freiheit einer Vielfalt von wirtschaftenden Akteuren und der Re-
alisierung gesellschaftlicher Zielstellungen gemäß der doppelten 
Formel des Sozialismus.

Die Vielfalt der Güter sozialistischer Produktion 
Bisher wurde deutlich gemacht, dass es im Sozialismus zwei ra-
dikal unterschiedliche Eigentümer gibt – die freien Individuen 
und ihre freie Assoziation. Es wurde weiter darauf hingewie-
sen, dass die vier Grundvoraussetzungen von Reproduktion ei-
nerseits gesellschaftlich kontrolliert werden und andererseits in 
diesem Rahmen frei verfügbar sein müssen, um Innovation und 
Entwicklung möglich zu machen. Dies wirft die Frage auf, wie 
die Besitzformen aussehen können, die dieser Widersprüchlich-
keit entsprechen. 

Die konkrete Form von Besitz, die dem doppelten Eigen-
tümerzweck einer sozialistischen Gesellschaft gerecht werden 
könnte, ist zunächst einmal davon abhängig, um welchen Typ 
von Gütern es sich handelt. Dies ist eine dritte Dimension, die 
bei einem zeitgemäßen Sozialismusverständnis beachtet werden 
muss. Nicht jeder Typ von wirtschaftlichen Akteuren ist in glei-
cher Weise geeignet, bestimmte Güter herzustellen und verfüg-
bar zu machen. Die Vorstellung, dass nur private oder nur staatli-
che bzw. nur genossenschaftliche Wirtschaftsakteure in der Lage 
sind, Güter effizient zu erzeugen und entsprechend den individu-
ellen, kollektiven und gesellschaftlichen Bedürfnissen bereitzu-
stellen, ist historisch widerlegt. Welcher Wirtschaftsakteur welche 
Güter besser bereitstellen kann, ist nicht zuletzt vom Charak-
ter der Güter und der technologischen Produktionsweise, durch 
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die sie hervorgebracht werden, bzw. den Kulturen einer Gesell-
schaft abhängig. 

Die Grundlage für die folgende Klassifikation von Gütern ist 
die Annahme, dass es unter dem Gesichtspunkt der Nutzung 
vier Grundtypen von Gütern gibt, die unter zwei Aspekten un-
terschieden werden können – (1) der Höhe der sozialen Kosten, 
die dadurch entstehen, dass andere aus der Nutzung der jeweili-
gen Güter ausgeschlossen werden (Exklusionskosten) und (2) der 
Höhe des sozialen Nutzens, die bei Beteiligung anderer an der 
Nutzung der Güter erzielt werden können (Inklusionsgewinne). 
Was Kosten sind und was Nutzen, ist natürlich seinerseits von 
den verfolgten Zielen der Eigentumsordnung abhängig. Für die 
hier betrachtete sozialistische Wirtschaftsweise sind die Maß-
stäbe durch die zwei genannten Formeln des Sozialismus vorge-
geben – es geht um Individualitätsentwicklung jeder und jedes 
Einzelnen und um die erweiterte Reproduktion der Gemeingü-
ter. Eine solche Klassifikation erlaubt es, von der Existenz von 
vier Gütertypen auszugehen: (1) öffentliche Güter, (2) gemein-
schaftliche Güter, (3) individuelle Güter und schließlich (4) frei 
kombinierbare Güter. Natürlich wird mit dieser Klassifikation 
nichts anderes als ein sozialer Raum erfasst und die Übergänge 
zwischen den jeweiligen Typen sind fließend.

Als öffentliche Güter seien jene Güter bezeichnet, von deren 
Nutzung andere nur mit hohen Kosten ausgeschlossen werden 
können (hohe Exklusionskosten) und deren offene gesellschaft-
liche Nutzung den Wert des Gutes erhöht (hoher Inklusionsnut-
zen). Das klassische Beispiel für ein öffentliches Gut ist Wissen. 
Der Verfasser der US-amerikanischen Unabhängigkeitserklärung 
und 3. Präsident der USA, Thomas Jefferson, hat dies so auf den 
Punkt gebracht: »Wenn die Natur irgendetwas weniger als alles 
andere zum ausschließlichen Eigentum gemacht hat, so ist es die 
Tätigkeit der Denkkraft, die Idee genannt wird, die ein Einzel-
ner exklusiv besitzen kann, solange er sie für sich behält; aber in 
dem Moment, in dem sie verbreitet wird, drängt sie sich in den 
Besitz eines jeden, und der Empfänger kann sich ihrer nicht ent-
ledigen […]. Wer eine Idee von mir empfängt, empfängt dadurch 
Kenntnisse, ohne die meinen zu mindern, so wie derjenige, der 
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seine Kerze an meiner anzündet, Licht empfängt, ohne mich im 
Dunkeln zurückzulassen.« (Jefferson 1999: 580) Bei Wissensgü-
tern steigert die Nutzung durch Viele ihren Nutzen und unter 
den Bedingungen der Digitalisierung sind die Kosten ihrer öf-
fentlichen Bereitstellung (aber natürlich nicht die ihrer Herstel-
lung) relativ gering. In vielen Fällen erweist sich, »dass Schenken 
gegenüber Verkaufen eine deutlich effizientere Praktik darstellt, 
um digitale Produkte zu transferieren« (Elder-Vass 2018: 211), 
zumindest, wenn man die gesellschaftliche Effizienz in den Vor-
dergrund stellt.

Gemeinschaftlichen Gütern ist die Verbindung von hohen Ex-
klusionskosten und hohen Inklusionsverlusten eigentümlich. Der 
Ausschluss von Menschen von der Nutzung dieser Güter beraubt 
sie ihrer grundlegenden Lebensrechte. Je stärker aber diese Güter 
genutzt werden, desto höher ist der Aufwand ihren Gebrauchs-
wert zu erhalten (vgl. Ostrom 2000: 337). Ein Beispiel sind Ge-
sundheitseinrichtungen. Gesellschaften, die ihre Mitglieder von 
der Nutzung dieser Einrichtungen wegen mangelnder Zahlungs-
fähigkeit, aus ethnischen oder staatsbürgerlichen Gründen usw. 
ausschließen, nehmen in Kauf, dass elementare Menschenrechte 
nicht eingelöst werden. Unter dem Gesichtspunkt sozialistischer 
Ziele ist ein solcher Ausschluss in keiner Weise gerechtfertigt. Zu-
gleich aber muss der Zugang geregelt werden, da die Kosten der 
Aufrechterhaltung von Gesundheitseinrichtungen wie bei ande-
ren gemeinschaftlichen Gütern, anders als bei Wissen, hoch sind.

Mit dem Begriff individuelle und Kleingruppengüter wer-
den jene Ressourcen beschrieben, von deren Nutzung andere 
mit geringem Aufwand ausgeschlossen werden können (geringe 
Exklusionskosten) und deren Nutzung durch andere den Wert 
stark verringert (hohe Inklusionsverluste). Die Mehrheit der Ge-
genstände des individuellen oder familiären Konsums hat diese 
Eigenschaft. Eine Wohnung ist geradezu ein Ensemble solcher 
Güter. Für Produktionsmittel, die durch eine unmittelbare Ver-
bindung von individueller oder Familienarbeit gekennzeichnet 
sind, gilt gleichfalls, dass sie ihrem Wesen nach individuelle oder 
Kleingruppengüter sind. Diese Güter sind deshalb auch in Gesell-
schaften, die auf dem Gemeineigentum beruhen, zumeist in der 
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individuellen oder familiären Nutzung. Dabei gibt es die Mög-
lichkeit von Sharing.

Eine vierte Kategorie von Gütern sind jene, die als frei kom-
binierbare Güter bezeichnet werden sollen. Während auf der ei-
nen Seite öffentliche und gemeinschaftliche Güter zumeist nicht 
deutlich unterschieden werden, werden auf der anderen Seite 
auch individuelle oder Kleingruppengüter und frei kombinier-
bare Güter oftmals nicht in ihrer Verschiedenheit erkannt. Ge-
meinsam ist ihnen die Möglichkeit, mit relativ geringen Kosten 
andere von der Nutzung auszuschließen (niedrige Exklusions-
kosten). Was sie unterscheidet, ist der Nutzen bzw. Schaden, der 
durch Beteiligung anderer an der Nutzung entsteht. Die Un-
terscheidung frei kombinierbarer Güter von individuellen oder 
Kleingruppengütern ist von ähnlich prinzipieller Bedeutung wie 
die zwischen öffentlichen und gemeinschaftlichen Gütern. Wäh-
rend der Nutzen individueller Güter bei gemeinsamer Nutzung 
sinkt, steigt er bei frei kombinierbaren Gütern bis zu einem be-
stimmten Punkt. Dies gilt zum Beispiel für komplexe Produkti-
onsanlagen, die zu ihrer Nutzung die Verbindung einer Vielzahl 
von Arbeitskräften, Maschinen, Wissen und Rohstoffen sowie 
Energie verlangen. Viele Unternehmen – staatliche, private, ge-
nossenschaftliche – mit komplexen Produktionsprozessen nut-
zen solche frei kombinierbaren Güter.

Wenn Eigentum im Sozialismus ein doppeltes Ziel hat – die 
Entwicklung der gesellschaftlichen Individualität der Gesell-
schaftsmitglieder und die Entwicklung der Gemeingüter –, und 
wenn die dafür notwendigen Güter öffentlichen, gemeinschaft-
lichen, frei kombinierbaren und individuellen bzw. Kleingrup-
pencharakter tragen, dann stellt sich die Frage nach den Formen 
der Verfügbarkeit in solchen wirtschaftlichen Organisationen, 
die in der Lage sind, diese unterschiedlichen Typen von Gütern 
bereitzustellen.

Die Pluralität sozialistischer Besitzformen
Während die Eigentumsverhältnisse einer Gesellschaft den Zweck 
der wirtschaftlichen Produktion und Reproduktion definieren, 
bestimmen die Besitzverhältnisse, in welchen konkreten Verfü-
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gungsformen diese Mittel realisiert werden. Dies ist eine vierte 
Dimension von Sozialismus. Besitz definiert, wer welche Rechte 
bezogen auf welche Eigenschaften einer bestimmten Ressource 
(Grund und Boden, Produktionsmittel, Konsumtionsmittel, In-
frastruktur, Arbeitskraft usw.) hat. Es handelt sich immer um ein 
Bündel von Rechten und Pflichten einer Pluralität von Akteuren. 

Besitzrechte sind immer Verhältnisse zu Menschen oder Grup-
pen von Menschen, wie sie in der Verfügung über Dinge oder 
Prozesse zur Geltung kommen. Dabei sei in Erinnerung geru-
fen, dass es zumeist nicht um einzelne Dinge geht, sondern um 
komplexe Ressourcensysteme (wie das Acker- und Weideland 
oder der Wald) oder Organisationen (vom familiären Haushalt 
bis hin zum Großunternehmen). Besitz ist deshalb ein komple-
xes Verhältnis. Elinor Ostrom unterscheidet das Zugangsrecht, 
das Entnahmerecht, das Managementrecht, das Ausschlussrecht 
und das Veräußerungsrecht (Tabelle 1).

Im Weiteren soll nun gefragt werden, welche Besitzformen ei-
ner sozialistischen Eigentumsordnung entsprechen würden, die 
zugleich auf die Entwicklung gesellschaftlicher Individualität der 
Gesellschaftsmitglieder und der Gemeingüter der Gesellschaft 
gerichtet ist und die besonders Benachteiligten privilegiert. Dabei 

Tabelle 1: Die Besitzrechte nach Ostrom (2000: 339)
Spezifisches Besitzrecht Beschreibung
Zugangsrecht »Das Recht, in einen definierten physischen Raum einzutreten 

und nichtsubstraktiven Nutzen* (zum Beispiel Wandern, 
Kanufahren oder in der Sonne zu sitzen) zu genießen.«

Entnahmerecht »Das Recht, Ressourceneinheiten oder Produkte eines 
Ressourcensystems zu erhalten (zum Beispiel das Fangen von 
Fischen, die Entnahme von Wasser).«

Managementrecht »Das Recht, die internen Muster der Nutzung zu regulieren 
und die Ressource durch die Einführung von Verbesserungen 
umzugestalten.«

Ausschlussrecht »Das Recht zu bestimmen, wer Zugangs- und Entnahmerechte 
hat und wie diese Rechte übertragen werden könnten.«

Veräußerungsrecht »Das Recht, Management- und Ausschlussrechte zu 
verkaufen oder zu verpachten.«

* Unter nichtsubstraktivem Nutzen wird ein Gebrauch eines Gutes verstanden, der den Gebrauchswert 
dieses Gutes nicht mindert.
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kann an viele Formen angeknüpft werden, die in den letzten 200 
Jahren entwickelt wurden, um ausgehend von sozialen Kämpfen 
und gesellschaftlichen Erfordernissen anerkannte Bedürfnisse zu 
befriedigen. Kapitalistische Gesellschaften sind nur deshalb le-
bensfähig, weil sie das Nichtkapitalistische in sich aushalten und 
teilweise sogar direkt fördern, wenn auch in jenen Formen, die 
mit der herrschenden kapitalistischen Produktionsweise kompa-
tibel sind und sie ihrerseits unterstützen. Erik O. Wright spricht 
in diesem Zusammenhang von Freiräumen im Kapitalismus und 
von symbiotischen Verhältnissen zwischen kapitalistischen und 
nichtkapitalistischen Besitzformen (vgl. Wright 2017: 435–485). 
Außerdem ist zu beachten, dass, wie gezeigt wurde, auch im Ka-
pitalismus in jeder wirtschaftenden Organisation eine Vielzahl 
von Akteuren bestimmte Verfügungsrechte ausüben. Ansons-
ten wäre Kooperation nicht möglich. Das letzte Wort aber ha-
ben die Kapitaleigentümer.

Es wäre vor dem Hintergrund des Gesagten ein fatales Unter-
fangen, nach der einen idealen Besitzform einer sozialistischen 
Gesellschaft zu suchen. Angesichts der Komplexität der Gesell-
schaft und der Vielfalt der zur Realisierung des doppelten Eigen-
tümerziels notwendigen Güter müssen die Besitzverhältnisse in 
einem offenen Suchprozess und mit der Möglichkeit ständiger 
Evolution gestaltet werden. Im Folgenden sollen einige der mit 
einem solchen Suchprozess verbundenen Fragen angesprochen 
werden. Die Grafik 6 illustriert den Raum, in dem gesucht wer-
den sollte. Sie macht auch deutlich, dass die unterschiedlichen Be-
sitzformen mit unterschiedlichen Formen der Ökonomie – von 
der Gabenökonomie über die Gemeinwirtschaft und die Aus-
tauschökonomie bis hin zur Selbstversorgungswirtschaft – ver-
bunden sind. Damit ist aber nicht gesagt, welcher Eigentumsord-
nung sie dienen. Sie kann kapitalistisch oder sozialistisch oder 
auch rein etatistisch sein. Dies ist vor allem vom Gesamtzusam-
menhang abhängig.

Unter dem Standpunkt der Nutzung sollten jene Akteure Be-
sitzer der genannten Güter sein, die das höchste Interesse an der 
Ausschöpfung der ihnen innewohnenden Potenziale im Inter-
esse der übergreifenden Eigentümer – im Falle einer sozialisti-
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schen Gesellschaft also die Individuen und die Gesamtgesellschaft 
– haben. Öffentliche Güter müssten der freien Nutzung durch 
möglichst viele offen stehen, da ihr Gebrauch den Nutzen für die 
Gesellschaft steigert, ohne diese Güter dabei zu vernutzen. Sie 
sollten durch die Öffentlichkeit, d. h. niemanden besessen wer-
den (siehe das Manifest für Öffentlich-Rechtliche Medien und 
ein Öffentlich-Rechtliches Internet, Fuchs/Unterberger 2021). 

Gemeinschaftliche Güter müssten im Besitz jener sein, die zum 
einen dafür sorgen, dass niemand vom Zugang ausgeschlossen 
wird, der darauf einen Anspruch hat, und zugleich sichert, dass 
es nicht zu einer Übernutzung kommt und die ständige Erneue-
rung des Guten gewährleistet wird. Sie sollten deshalb im Besitz 
klar definierter Gemeinschaften sein. Und während individuelle 
und Kleingruppengüter auch im Besitz der Individuen und klei-
ner Gruppen (Partnerschaften, Familien usw.) verbleiben sollten, 
bedarf es einer klaren Regelung, zu welchen Bedingungen assozi-
ierte Güter besessen und wie über sie verfügt werden kann. As-
soziierte Besitzformen müssen die Interessen aller derer, die ei-
nen Anteil an der Nutzung haben, kombinieren können. Man 
könnte auch vom Stakeholder-Besitz sprechen. Die Zugangs-, 
Entnahme-, Management-, Ausschluss- und Veräußerungsrechte 

Abb. 6: Ausgewählte Besitzformen und Formen des Wirtschaftens 
in einer sozialistischen Gesellschaft
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werden beim Stakeholder-Besitz zwischen den beteiligten und 
betroffenen Akteuren so verteilt, dass dabei unter Wahrung der 
Entwicklungsfähigkeit des Unternehmens oder der Organisation 
die Interessen dieser Akteure möglichst umfassend berücksich-
tigt werden. Es geht um die Balance von Solidarität und Freiheit. 

Lebendige Zivilgesellschaften und durchsetzungsstarke Or-
gane des staatlich organisierten Gemeinwillens sind die Voraus-
setzung dafür, dass den zwei grundlegenden Zielen einer sozia-
listischen Gesellschaft im Wirtschaftsprozess Rechnung getragen 
wird – der freien Entwicklung der Individuen und der erweiter-
ten Reproduktion der Gemeingüter. Zwischen ihnen befindet 
sich der weite Raum, in dem viele wirtschaftliche Akteure, sprich: 
Organisationen und Unternehmen in verschiedenster Form Platz 
haben. Sie sind einerseits durch den Einfluss von Zivilgesellschaft 
und Staat geprägt und haben zugleich das Interesse am eigenen 
Erhalt und der eigenen Entwicklung. 

Unternehmen haben auch im Sozialismus eine zentrale Stel-
lung im Akkumulationsprozess. Alle wirtschaftlichen Prozesse 
müssen durch sie »hindurchgehen«. Von ihrem Agieren hängt 
entscheidend ab, welche Ergebnisse erzielt werden. Das Wirken 
von Zivilgesellschaft und Staat trifft auf eigeninteressierte Unter-
nehmen und wird dort umgewandelt. Dabei sind Unternehmen 
alle Formen wirtschaftlicher Kooperation unter einer gemein-
samen Leitung. Dies gilt für die Wikimedia Foundation und die 
mit ihr verbundenen Vereine genauso wie für eine Wohnungs-
genossenschaft oder den Volkswagenkonzern bzw. eine land-
wirtschaftliche Kooperative. Wenn Zivilgesellschaft und Staat 
die Ausrichtung des sozialistischen Akkumulationsprozesses be-
stimmen, dann sind die Unternehmen die zentralen Spieler, die 
sich auf dem dadurch definierten Spielfeld des Wirtschaftlichen 
bewegen. Wie Reinhard Pfriem in seinem Buch »Die Neuerfin-
dung des Unternehmertums« deutlich macht, muss radikal mit 
der Vorstellung gebrochen werden, das Unternehmen »nur als 
Maschinen der Profitmaximierung« (Pfriem 2021: 5) modelliert 
werden können. Teil einer sozialistischen Transformationsstra-
tegie ist es, die Erwirtschaftung von Gewinn zur Sicherung der 
Reproduktion der Unternehmen in ein Mittel der Realisierung 
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konkreter Ziele im genannten sozialistischen Doppelsinn zu ver-
wandeln. Insofern ist ihnen das Moment der Kapitalverwertung 
inhärent, da der Kapitalstock eines jeden Unternehmens repro-
duziert werden muss (siehe dazu vor allem die konzeptionellen 
Ausführungen von Land 2018). Dies ist nur möglich, wenn ei-
nerseits die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen grundsätzlich 
verändert werden (d. h. die Wirkungsweise von Zivilgesellschaft 
und Staat) und andererseits die innere Besitzstruktur in Richtung 
eines pluralen solidarischen Stakeholdertums verwandelt wird. 

Innerhalb eines pluralen solidarischen Stakeholdertums müs-
sen zum einen verschiedene Stakeholder Einfluss nehmen können 
(von den Beschäftigen des Unternehmens über die Kommunen, in 
denen sie wirken, Sozial- und Umweltorganisationen, Transfor-
mationsräte usw.); zum anderen bedarf es eines Unternehmens-
managements, dass diese Interessen mit denen der Reproduktion 
des Unternehmens selbst und seiner strategischen Orientierung 
verbindet. Die Unternehmerfunktion, auf die Schumpeter so gro-
ßen Wert gelegt hat, verschwindet nicht, sondern gewinnt sogar 
noch an Bedeutung. Sie ist aber nicht mehr den Interessen der 
Kapitalverwertung untergeordnet, sondern steht im Dienste des 
Unternehmens und der Vielfalt derer, die an ihm lebendigen An-
teil haben.

Bei der Gestaltung von Besitzformen ist eine ungeheure Viel-
falt möglich. Es geht um Unternehmen im weitesten Sinne, die in 
konkrete sozio-kulturelle Räume mit vielen besonderen gemein-
schaftlichen und gesellschaftlichen Zusammenhängen eingebet-
tet sind. Energiegenossenschaften, Wohnungsgenossenschaften, 
gemeinschaftsbasierte Formen von Landwirtschaft, Pflege und 
Sorge oder auch Handwerk gehören genauso dazu wie Unter-
nehmen, die große Infrastrukturen und Plattformen als öffentli-
che Güter verwalten und entwickeln. 

Die konkrete Besitzform bestimmt auch, wer die Reproduk-
tionskosten der eingesetzten Ressourcen übernimmt.6 Die Auf-
wendung für Wissen, soweit es als öffentliches Gut behandelt 
wird, muss die Öffentlichkeit übernehmen. Dies schließt ein, 

6 Der folgende Absatz basiert auf einem Hinweis von Rainer Land.
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dass es global frei zur Verfügung gestellt wird, auch wenn die 
Aufwendungen vor allem innerhalb nationaler Gemeinschaften 
oder transnationaler Netzwerke entstanden sind. Die Systeme 
der gesellschaftlichen Regulation (Rechtssystem, Finanzsystem, 
System öffentlicher Sicherheit usw.) müssen durch gemeinschaft-
lich erhobene Steuern finanziert werden, während bei der öffent-
lichen Daseinsvorsorge die Verbindung von allgemeinen Steuern 
und Abgaben auf Arbeitseinkommen möglich sind. Bei Natur-
ressourcen und Infrastrukturleistungen sind jene, die sie in An-
spruch nehmen, über Nutzungsgebühren an den Kosten zu betei-
ligen, es sei denn, es geht aus sozialen und ökologischen Gründen 
(wie zum Beispiel beim Öffentlichen Personennahverkehr) da-
rum, sie ggf. entgeltfrei zur Verfügung zu stellen (siehe Brie/Dell-
heim 2020). Die Kosten für Produktionsmittel und den Einsatz 
von Arbeitskraft sind durch Unternehmen (im genannten wei-
ten Sinne) und Verwaltungen zu übernehmen. Nur so kann wirt-
schaftliche Rechnungsführung und Rationalität der eingesetzten 
Ressourcen durch die Unternehmen und Verwaltungen und die 
Gesellschaft bewertet werden.

Es gibt vier wesentliche Kriterien für die konkrete Gestal-
tung der Besitzformen: Erstens ist die zentrale Funktion der zu 
erbringenden Leistung zu bestimmen. Geht es z. B. um Infra-
struktur- und Serviceleistungen für die gesamte Gesellschaft (oder 
eine ganze Region bzw. Kommune), dann dominiert das öffent-
liche Interesse. In Unternehmen, die diese Leistungen erbringen, 
müssen die Vertreter der öffentlichen Gesamtinteressen die do-
minante Stellung bei der Ausrichtung der Unternehmen haben. 
Bei Plattformen sind es vor allem die Nutzerinnen und Nutzer, 
denen diese dominante Stellung gebührt. Bei vielen Gebrauchs-
gütern sind es die Konsumenten. Sie können ihre Interessen vor 
allem über die zahlungsfähige Nachfrage, Verbraucherorganisati-
onen, lokale Absatznetzwerke zum Ausdruck bringen. Zweitens 
müssen weitere Interessen definiert werden, die bei der Produk-
tion und Nutzung von Gütern und Leistungen von Bedeutung 
sind, und es ist zu fragen, wie diese repräsentiert werden. Dies 
kann über staatlich gesetzte Standards, Ge- und Verbote, durch 
Umweltorganisationen, lokale und regionale Regierungen und 
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gemeinnützige Organisationen usw. erfolgen. Teilweise geht es 
darum, ganze globale Lieferketten zu beeinflussen oder Prozesse 
von der Herstellung bis zur Wiederverwertung der Rohstoffe. 
Drittens geht es um die Vertretung der Interessen der Belegschaft. 
Gute Arbeit, gute Löhne, Mitbestimmung bei der Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen bis hin zur Produktentwicklung und Un-
ternehmensstrategie gehören dazu. Viertens geht es darum, die 
Rechte und Pflichten des Managements so zu definieren, dass un-
ter den Bedingungen dieser Vielfalt von Stakeholdern und in ih-
rem Dienst die unternehmerischen Aufgaben mit der notwendi-
gen Entschiedenheit erfüllt werden können. Ihre Aufgabe ist es, 
die Interessen der Stakeholder in Entwicklung des Unternehmens 
zu übersetzen (siehe exemplarisch Leibiger 2011: 16, 2022: 55f.).

Die Kombination verschiedener Regulationsformen 
Fünftens bedarf es einer neuen, nichtkapitalistischen Regulation 
der Wirtschaft. Mit Recht stellt Raul Zelik fest, dass die sowje-
tisch geprägten Länder »keinen dem Markt überlegenen Verge-
sellschaftungsmechanismus« (Zelik 2020: 159) hervorgebracht 
hatten. Wie er deutlich macht, kann es auch nicht darum gehen, 
angesichts der Gefahren marktförmiger Vergesellschaftungsfor-
men sich in die Hände omnipotenter Planung zu flüchten (oder 
umgekehrt): »Die Stärke des Marktmechanismus ist seine größte 
Schwäche: gedanken- und bindungslose Kooperation.« Anderer-
seits stimme: »Auch gemeinsame und demokratische Planung 
kann zum Albtraum werden.« (Zelik 2020: 228) Dies gilt aber 
genauso für Gemeinschaftsformen oder Netzwerke. Sie haben 
alle ihre je spezifischen Stärken, die zugleich ihre Schwächen im 
Vergleich mit anderen Vergesellschaftungsformen sind (vgl. Brie 
1996). Der Versuch, Staat und staatliche Planung oder unmittel-
bare Gemeinschaftlichkeit absolut zu setzen, musste genauso 
scheitern wie die Verabsolutierung der Märkte. Die »Überle-
genheit« des Sozialismus besteht nicht in der Herausbildung der 
einen einzigen Vergesellschaftungsform, sondern in einer neuen 
Kombination und Umgestaltung der vorhanden Vergesellschaf-
tungsformen mit dem genannten Doppelziel und unter grundle-
gend veränderten Eigentums- und Machtverhältnissen.
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Dieter Klein hat überzeugend nachgewiesen, dass es darauf an-
kommt, drei Regulationsformen mit ihren jeweiligen Potenzialen 
und Grenzen zu kombinieren – staatliche Planung und Steuerung, 
Märkte und die Selbstorganisation durch die Zivilgesellschaft: »Im 
Zentrum politischer Kunst bei der Herausbildung und bewussten 
Gestaltung einer progressiven Regulationsweise wird das Dreieck 
von 1.) zentraler gesellschaftlicher Planung und Lenkung, 2.) ein-
gehegtem Marktmechanismus und 3.) dem Handeln zivilgesell-
schaftliche Akteure stehen.« (Klein 2022: 103) Ohne gesellschaftli-
che Planung und Lenkung ist ein Sozialismus unmöglich, weil den 
Gesamtinteressen an der Wahrung und Mehrung der Gemeingü-
ter der Gesellschaft und ihrer natürlichen wie kulturellen Lebens-
grundlagen sonst nicht bewusst und wirksam Rechnung getragen 
werden kann. Ohne Märkte kann die Komplexität der Koopera-
tion zwischen Unternehmen einerseits und Konsumenten anderer-
seits nicht effektiv gestaltet werden. Und ohne die Zivilgesellschaft 
können die wesentlichen Bedürfnisse nicht zur Sprache gebracht 
und wirksam artikuliert werden, um deren Befriedigung es geht.

Ein sozialistischer Reproduktionsprozess basiert auf zwei Säu-
len. Man könnte auch von einer Art Doppelherrschaft sprechen, 
die die beiden zentralen Eigentümerpole (die Einzelnen wie die 
Gesamtgesellschaft) verkörpern: Die erste Säule sind lebendige 
Zivilgesellschaften, in denen Individuen und ihre Verbände ihre 
Interessen artikulieren, die auf ihre freie und solidarische Ent-
wicklung zielen. Das ist keine Zivilgesellschaft der Harmonie, 
sondern der offenen Auseinandersetzung um alternative Ziel-
stellungen. Die zweite Säule sind durchsetzungsstarke Organe 
der Gemeinschaftswillen, die die gemeinschaftlichen Grundla-
gen freier Entwicklung mit Autorität schützen und ausbauen. 
Auch diese Säule wird immer durch starke Gegensätze geprägt 
sein. Auch hier stoßen alternative Zielvorstellungen hart aufei-
nander. Und zudem stehen beide Säulen ihrerseits im Wider-
spruch zueinander. 

Den beiden Säulen entsprechen auch zwei sehr unterschied-
liche Prinzipien im Verhältnis des Einzelnen zur Gesellschaft, 
die in der Geschichte des Sozialismus oft gegeneinandergestellt 
wurden. Beide Prinzipien haben einen gemeinsamen Ausgangs-
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punkt: Jede und jeder bringt sich in die Gesellschaft entspre-
chend seinen Fähigkeiten ein. Dies ist auch ein Anspruch, den 
das konkrete Umfeld eines Menschen berechtigter Weise an ihn 
haben kann. Gesellschaften sind nur dann lebensfähig, wenn 
sie sich als Solidargemeinschaften bewähren. Ausgehend von 
diesem gemeinsamen Ausgangspunkt sollte in einer sozialis-
tischen Gesellschaft einerseits das Prinzip »Jedem nach seinen 
Bedürfnissen!« und andererseits das Prinzip »Jedem nach sei-
ner Leistung!« zur Geltung gebracht werden. Beim Prinzip der 
Verteilung nach den Bedürfnissen geht es um die Gleichheit 
des Zugangs zu den Grundgütern eines freien Lebens in Würde 
(Klein 2003). Niemand soll von diesen Freiheitsgütern ausge-
schlossen werden. Auch über diese Grundgüter hinaus sollte 
angestrebt werden, vor allem die schon genannten öffentlichen 
Güter rein nach Bedürfnissen allen zur Verfügung zustellen und 
dafür die notwendige Infrastruktur zu schaffen und aufrecht zu 
erhalten. Anders als das Bedürfnisprinzip hat das Leistungsprin-
zip einen Wettbewerbscharakter. Persönliche Anerkennung, Zu-
gang zu Ressourcen im Rahmen von Organisationen und Un-
ternehmen, Übertragung von Leitungsfunktionen ist – insoweit 
es über den grundlegenden Respekt und die Grundgüter eines 
freien Lebens sowie öffentliche Güter hinausgeht – in beträcht-
lichem Maße leistungsabhängig. Viele der Organisationen und 
Unternehmen stehen auch in einer sozialistischen Gesellschaft 
in einem Wettbewerb miteinander um die knappen Ressour-
cen der Gesellschaft und ihre nachhaltige Bewirtschaftung. Die 
Gegensätze beider Prinzipien sind damit vorprogrammiert und 
müssen ausgetragen werden. 

Diese beiden genannten Säulen definieren die gebrauchswert-
mäßige Orientierung eines sozialistischen Akkumulationspro-
zesses. Nicht die Selbstverwertung des abstrakten Werts, des 
vorgeschossenen Kapitals, der privaten Ansprüche auf die Ver-
größerung des privaten Vermögens ist das übergreifende Ziel, 
sondern es geht um jene Infrastrukturen, jene Dienstleistun-
gen und jene Güter, die für die Realisierung des sozialistischen 
Doppelziels freier Entwicklung der Individuen und solidarischen 
Stärkung der gemeinschaftlichen Grundlagen entscheidend sind. 
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Ein Marktsozialismus ist unmöglich. Die Märkte müssen durch 
das Handeln staatlicher Akteure einerseits und der Zivilgesell-
schaft andererseits sozialisiert werden (vgl. Elson 1988: 4). Eine 
sozialistische Wirtschaft stellt eine moralische Wirtschaft dar (vgl. 
Sayer 2004), die die Produktion, Verteilung und Nutzung der 
Güter wieder an ethisch begründete Werte (die freie Entwick-
lung der Individuen und die erweiterte Reproduktion der Ge-
meingüter als Fundament der Gesellschaft) bindet. Das Primat 
der Gebrauchswertorientierung einer sozialistischen Wirtschaft 
darf aber nicht so verstanden werden, dass jede Notwendigkeit 
entfallen würde, zu ihrer Durchsetzung abstrakte Wertformen 
wie Preise, Normen, Zinsraten usw. zu bilden oder rechtliche 
und andere staatliche Vorgaben zu machen. Komplexe Gesell-
schaften brauchen Verallgemeinerungsformen, die Vergleichbar-
keit ermöglichen – von Kosten und Nutzen, von Leistungen, von 
Angeboten für konkrete Projekte, von Einhaltung vorgegebener 
Normen usw. Es ist ein falscher Gegensatz, wenn das Primat der 
Gebrauchswertorientierung einer sozialistischen Produktion je-
der Nutzung von Wertformen oder staatlicher Normative gegen-
übergestellt wird. Insofern bleibt auch das gesellschaftliche Inte-
resse, die Wettbewerbskraft der Unternehmen an der Effizienz 
der Nutzung der eingesetzten Ressourcen, sprich: dem Maß der 
Kapitalverwertung, zu messen. Nur sind diese Wertformen und 
öffentlichen Normative dann nicht mehr der dominierende Maß-
stab, sondern nur ein dienendes Mittel, das immer wieder unter 
Kontrolle gebracht werden muss.

Es bedarf im Sozialismus gleichermaßen einer starken Zivil-
gesellschaft und eines starken Staates. Die Qualität der Stärke 
der Zivilgesellschaft und die des Staates sind dabei grundsätz-
lich voneinander unterschieden. Bei der Zivilgesellschaft geht es 
vor allem um die Fähigkeit zur emanzipatorischen und solidari-
schen Selbstartikulation und Selbstorganisation der Individuen 
und Gruppen der Gesellschaft. Der Kampf darum, dies zu kön-
nen, wird vor allem in der Zivilgesellschaft selbst ausgefochten. 
Beim Staat steht die Fähigkeit im Zentrum, einerseits den lang-
fristigen Allgemeininteressen Geltung zu verschaffen; anderer-
seits kommt es darauf an, die Räume für die solidarische Austra-
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gung der Interessengegensätze sowie für die rechtlich gestützte 
Vermittlung der Verhältnisse zwischen den Individuen und Grup-
pen, Organisationen und Unternehmen in einer Weise zu sichern, 
die möglichst hohe Freiheit der Einzelnen und gemeinsame Ent-
wicklung aller verbindet. Auf beiden Ebenen müsste in einer so-
zialistischen Gesellschaft für die Durchsetzung gewirkt werden. 
So verstanden, bedingen sich eine starke Zivilgesellschaft und ein 
starker Staat wechselseitig, wie es im Neoliberalismus auch ein 
starker Finanzmarkt-Kapitalismus und ein Wettbewerbsstaat tun 
(vgl. Hirsch 1995; vgl. Huffschmid 1999).

Im liberalen Denken wird suggeriert, als sei Wirtschaft vor al-
lem Marktwirtschaft, zumindest in den westlichen Gesellschaf-
ten. Dies ist aber eine ideologische Fehlwahrnehmung. Neben 
den Sektoren, in denen Erwerbsarbeit in dieser oder jener Gestalt 
geleistet wird, gibt es den riesigen Bereich der Subsistenzwirt-
schaft, d. h. der Selbstversorgung mit Leistungen für sich selbst 
und andere in den Haushalten. Das Statistische Bundesamt kam 
im Ergebnis einer umfassenden empirischen Studie 2003 zu dem 
Schluss, dass das Verhältnis von bezahlter zu unbezahlter Arbeit 
bei 1:1,7 liegt. Es wurde zu diesem Zeitpunkt in der Bundesrepu-
blik also zwei Drittel mehr unbezahlte Arbeit (und dies deutlich 
überproportional von Frauen) geleistet als bezahlte Arbeit (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2003: 11). Der vom Arbeitsvolumen ge-
genwärtig noch zweitgrößte Sektor ist der der Marktwirtschaft. 
In einer Marktwirtschaft sind es Unternehmen, die auf eigene 
Rechnung und eigenes Risiko die Entscheidungen über Inves-
titionen, den Erwerb von Ressourcen, die Produkte und ihren 
Verkauf usw. treffen und dabei in Konkurrenz zu anderen Un-
ternehmen stehen. Die Preise der Güter entstehen auf der Basis 
von Angebot und Nachfrage. 

Ein dritter Sektor ist das, was man öffentliche Gemeinwohl-
wirtschaft nennen kann. In diesem Falle sind es die Verwaltungen, 
die die Erbringung von Leistungen organisieren. Hier werden 
die Ressourcenaufwendungen weitgehend zentral vorgegeben, 
der Charakter und Umfang der zu erbringenden Leistungen ad-
ministrativ vorgeschrieben, die Höhe der Bezahlung in hohem 
Maße durch öffentliche Festlegungen bestimmt. Es handelt sich 
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vor allem um die öffentliche Daseinsvorsorge. Viele Wirtschafts-
einrichtungen und Dienstleistungsorganisationen sind direkt den 
Verwaltungen unterstellt. Die öffentliche Daseinsvorsorge reicht 
von Bildung über Gesundheits- und Pflegeleistungen, die Feu-
erwehr, die Energie- und Wasserversorgung, Abfallbeseitigung, 
Teile der Infrastruktur usw. Im Zusammenhang mit der Ökolo-
gisierung und Digitalisierung sowie dem notwendigen Ausbau 
verschiedenster Formen von Sorge und Vorsorge gewinnt dieser 
Sektor an Bedeutung.

Es ist ein fundamentales Missverständnis anzunehmen, 
Marktwirtschaften seien zwangsläufig ungeplant und öffentli-
che Gemeinwohlwirtschaften notwendig Planwirtschaften. Die 
Identifikation von Planung mit Verwaltung hat zu fatalen Fehl-
orientierungen geführt. Jede Nutzung marktwirtschaftlicher Ins-
trumente erschien als Abkehr von einer Planwirtschaft und um-
gekehrt wurde jede Stärkung von bürokratischer Unterordnung 
als Fortschritt bei Planung angesehen. Marktwirtschaftliche und 
gemeinwohlwirtschaftliche Sektoren können mehr oder minder 
stark von individuellen Entscheidungen dominiert, gesellschaft-
lich reguliert oder sogar planorientiert gelenkt werden. Wenn in 
einer öffentlichen Gemeinwohlwirtschaft die Vorgaben für die 
Wirtschaftseinheiten aus der bloßen Aggregation der gemeldeten 
Nachfrage der Individuen einer Gemeinschaft nach bestimmten 
Gütern und der dafür notwendigen Bereitstellung von Ressour-
cen hervorgehen, ohne dass dabei über die grundlegenden gesell-
schaftlichen Ziele diskutiert und entschieden wird, dann kommt 
es zu einer unregulierten und ungeplanten Entwicklung, obwohl 
die Ressourcen für diese Entwicklung zentral verwaltet werden. 
Die wirtschaftlichen Entscheidungen sind dann wie in einer unge-
lenkten Marktwirtschaft das Resultat der individuellen Entschei-
dungen, ohne an gesellschaftliche Richtungsentscheidungen ge-
bunden zu sein. Ein großer Teil der Ressourcen könnte z. B. wie 
auch in Marktwirtschaften in eine extraktive umweltzerstörende 
Autogesellschaft fließen, über deren Ausbau nicht gemeinschaft-
lich beraten und deren Folgen nicht antizipiert werden. Die Ver-
waltungsorgane würden nur die Bedingungen für die Sicherung 
der individuellen Entscheidungen sichern. Die Frage von Regula-
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tion und Planung bzw. Lenkung bezieht sich also nicht nur auf die 
Marktwirtschaft, sondern auch auf die Gemeinwohlwirtschaft.

Für komplexe Gesellschaften sind vielfach Mischformen cha-
rakteristisch, in denen marktwirtschaftliche und gemeinwohl-
wirtschaftliche Elemente verbunden und mit subsistenzwirt-
schaftlichen Strukturen verbunden werden. Auch letztere werden 
teilweise durch Förderung und Vorgaben reguliert und an gesell-
schaftlichen Bedürfnissen orientiert. Von einem Entweder-Oder 
kann nur selten gesprochen werden.

Rainer Land hat in diesem Zusammenhang das Konzept der 
gelenkten Kapitalverwertungswirtschaft entwickelt. In einer sol-
chen Wirtschaft würden nicht nur die bekannten Instrumente der 
Wirtschaftsregulierung wie die Regulation des Geldsystems, der 
Löhne und Transfereinkommen, des Ersatzes von Infrastruktur, 
der Finanzpolitik oder der Handlungs- und Zahlungsbilanz ein-
gesetzt, um Kapitalverwertung zu stabilisieren und grundlegen-
den Stabilitätsanforderungen gerecht zu werden: »Eine gelenkte 
Kapitalverwertungswirtschaft bedeutet, dass Entwicklungsten-
denzen durch die Gesellschaft, die Richtungen der Veränderung 
des Produktionssystems und bestimmter Parameter (Produktivi-
tät, Einkommen, …) gelenkt werden. Es geht also nicht nur um 
funktionierende Reproduktion und ggf. Wachstum (Wachstum 
kann auch Null sein), sondern um die inhaltlichen Tendenzen: 
Welche Güter, welche Leistungen, welche Infrastrukturen, wel-
che Forschungs- und Entwicklungsrichtungen, welche Art und 
Dimensionen der Naturnutzung werden produziert und neu ent-
wickelt.« (Land 2021: 3) Da eine solche Lenkung aber auch die 
öffentliche Daseinsvorsorge umfasst, bei der Verwaltungen als 
Leistungsträger fungieren oder diese doch zumindest weitgehend 
vorgeben, könnte man auch von einer gelenkten Mischwirtschaft 
sprechen (Grafik 7). Sie vereint Orientierung an Planung durch 
Lenkung wesentlicher Entwicklungen, eigenverantwortliche un-
ternehmerische Tätigkeit in sehr verschiedenen Besitzformen un-
ter den Bedingungen von Märkten und Kapitalverwertung sowie 
gemeinwohlwirtschaftliche Organisation von Wirtschaftssekto-
ren. Eine sozialistische Wirtschaft muss, will sie sich an den bei-
den allgemeinen Formeln des Sozialismus orientieren und den 
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Interessen der beiden Eigentümer (den Individuen und der Ge-
samtgesellschaft) gerecht werden, zweifelsohne eine an bestimm-
ten Planvorgaben orientierte, sprich gelenkte Mischwirtschaft 
sein, in der einerseits die Entscheidungen der Einzelnen, selbst 
die Ziele ihrer eigenen freien Entwicklung zu bestimmen, und 
andererseits die Entscheidungen der Gesamtheit über die Ziele 
der gemeinsamen Entwicklung, eine lenkende Wirkung haben.

Der Wille der Vielen und der Gemeinwille
Eine der schwierigsten Fragen der Gestaltung sozialistischer Ver-
hältnisse ist es sechstens, die politische Form für die Austragung 
der oben genannten Widersprüche zu finden. Die Willen der 
Vielen und die Willen der Gemeinschaften fallen nicht zusam-
men und zeigen auch niemals in die gleiche Richtung. Die libe-
rale Demokratie, die den Willen der Einzelnen und ihre beson-
deren Interessen zum alleinigen Ausgangspunkt hat, stößt hier 
genauso an ihre Grenzen wie eine Volksdemokratie, die den ge-
meinsamen Willen aller und die Vertretung des Gemeinwohls 
als ihren einzigen Ausgangspunkt sieht. Die ökologische Krise 
sowie die scharfen globalen und innerstaatlichen sozialen Ge-
gensätze spitzen diese Widersprüche weiter zu. Die zuerst von 

Abb. 7: Marktwirtschaft und Gemeinwohlwirtschaft
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Rousseau entwickelten Widersprüche zwischen dem Willen der 
Vielen und dem Allgemein- oder Gemeinwillen, dem volonté de 
tous und dem volonté générale, treten in der heutigen Krise des 
Kapitalismus immer stärker in den Vordergrund. Dies gilt be-
sonders dann, wenn der sich durchsetzende Wille vor allem der 
Wille der Wenigen ist, der die Entwicklungsrichtung der globa-
len Gesellschaft dominiert. 

Ausgangspunkt für Rousseau war ein empirisches Faktum: 
Die Differenz zwischen einer durch einen Einzelnen überschau-
baren Hauswirtschaft und der Wirtschaft einer komplexen, ar-
beitsteiligen und durch eine Vielfalt von Austauschprozessen ge-
prägten Gesellschaft. Auf dieses Faktum war er gestoßen, als er 
an der Erarbeitung des Eintrags »Politische Ökonomie« für die 
»Enzyklopädie« von Denis Diderot und Jean-Baptiste le Rond 
d’Alembert ging. Er unterschied radikal zwischen der Interes-
senlage des Vorstands eines Haushalts im Verhältnis zur eige-
nen Familie und dem Interesse des politischen Herrschers ge-
genüber seinen Untertanen. Bei Herrschern kann, so Rousseau, 
von einer irgendwie gearteten Identität seiner Interessen mit de-
nen der Bürger des Staates nicht die Rede sein: »Das Staatsober-
haupt ist weit davon entfernt, ein natürliches Interesse am Glück 
der einzelnen zu haben, ja, nicht selten sucht er das seine in ih-
rem Elend.« (Rousseau 1989a: 337)

Für Rousseau gab es erstens das Gemeininteresse aller derer, die 
zu einem Staat gehören. Dieser sei »individuell gefasst« »ein organi-
sierter, lebender Körper« (Rousseau 1989a: 339). Zweitens machte 
er innerhalb dieses Staatskörpers die verschiedenen »anderen klei-
neren Gesellschaften« (Rousseau 1989a: 340) aus, die jeweils be-
sondere Interessen und einen besonderen Willen im Unterschied 
zum allgemeinen Willen Aller (Gemeinwille) als Staatskörper ha-
ben. Drittens verwies er auf die Einzelwillen der Staatsbürger bei 
der Verfolgung ihrer persönlichen und familiären Interessen. Aus 
diesen Annahmen zog Rousseau die Konsequenz, dass der Staat 
»ein moralisches Wesen« ist, »das einen Willen hat; und dieser Ge-
meinwille, der immer nach Bewahrung und nach Wohlbefinden 
des Ganzen und jedes Teils trachtet und der die Quelle der Ge-
setze ist, ist für alle Glieder des Staates im Hinblick auf sie wie auf 
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ihn die Richtschnur für Recht und Unrecht« (Rousseau 1989a: 
339). Im »Genfer Manuskript«, einer Vorarbeit zu »Vom Gesell-
schaftsvertrag«, heißt es: »Da nun der Wille stets nach dem Wohl 
des Wesens strebt, das will, da der partikulare Wille stets das pri-
vate Interesse verfolgt und der Gemeinwille das gemeinsame In-
teresse, folgt daraus, dass dieser letztere allein die wahre Triebfe-
der des gesellschaftlichen Körpers ist oder sein sollte.« (zitiert in 
Rousseau 1989b: 639) In der Schrift »Vom Gesellschaftsvertrag« 
wurde dieses Differenz konstitutiv und es heißt: »Oft besteht ein 
großer Unterschied zwischen dem Willen aller (volonté de tous) 
und dem Gemeinwillen (volonté générale); letzterer zielt nur auf 
das Gemeininteresse (l'intérêt commun), ersterer auf das Einzel-
interesse (l'intérêt privé) und ist nur die Summe von Einzelwillen 
(somme de volontés particulières)« (Rousseau 1989b: 403). Keines-
wegs vergessen werden sollte, dass das »Alle« sehr weit oder sehr 
eng gefasst werden kann. Abb. 8 veranschaulicht, wieso sehr un-
terschiedliche demokratische Systeme möglich sind.

Die liberale Demokratietheorie geht davon aus, dass Menschen 
unter den Bedingungen von freier Rede und Organisation sich so 
über ihre Interessen aufzuklären vermögen, dass sie nicht nur per-
sönlich, sondern auch gesamtgesellschaftlich rationale Entschei-
dungen treffen. Eine Hauptentscheidung ist die Wahl von poli-
tischen Repräsentanten (Parteien, Personen), die ihrerseits dann 
die konkreten Beschlüsse fassen sollen, die im Interesse der Bür-
gerinnen und Bürgern sind. Selbst wann man unterstellt, dass alle 

Abb. 8: Spannungsfelder der Demokratie

Libertäre
Demokratie

Universelle
Demokratie

Liberale
Demokratie

Völkische
Demokratie

hohe Inklusion

hohe Exklusion

Wille der vielen Einzelnen Gemeinwille



147

Bürgerinnen und Bürgern gleiche Bedingungen der Information 
haben und auf gleiche Weise zu rationaler Entscheidung fähig 
sind, dass ihre Auffassungen das gleiche Gewicht für die Gewähl-
ten haben und es keine privilegierten Lobbygruppen gibt, dass 
diese Gewählten aus Eigeninteresse tatsächlich den Interessen 
der sie Wählenden verpflichtet sind, so dass das Versprechen po-
litischer Teilhabe nicht gebrochen wird (siehe Huke 2021) – was 
alles den bekannten Tatsachen liberaler kapitalistischer Gesell-
schaften widerspricht, wird dabei das von Rousseau aufgezeigte 
Problem nicht gelöst. Vom Standpunkt der vielen Einzelnen lässt 
sich das Gemeininteresse nicht unmittelbar ableiten. Wie Rainer 
Land deutlich macht, sind komplexe Gesellschaften durch »eine 
neue Form der Koevolution und des Ausgleichs zwischen Ge-
sellschaft und Individuen, Gesellschaftskörper und Lebenswelt« 
geprägt. »Dies«, so Land, »setzt also politische Diskurse (Inter-
esse Systemerhaltung, Gemeinwohl) der gesellschaftlichen Ak-
teure und Organisationen über die Erhaltung des Gesellschafts-
körpers einerseits und lebensweltliche kulturelle Diskurse der 
Individuen in den verschiedenen Lebenswelten und Milieus vo-
raus – und die Auseinandersetzung zwischen diesen beiden Per-
spektiven.« (Land 2021: 16) 

Selbst viele von links formulierte Demokratiekonzeptionen 
verfallen dem methodologischen Individualismus, der das Ganze 
des Gesellschaftskörpers verfehlt. So heißt es bei Stephan Lesse-
nich: »Unter Demokratie verstehe ich ein über je spezifische Or-
ganisationsstrukturen und Entscheidungsverfahren vermitteltes 
Prinzip gesellschaftlicher Selbststeuerung, in dessen Zentrum die 
Idee wechselseitiger Berechtigung steht. Die Bürger*innen eines 
demokratischen Gemeinwesens vertreten sich in eigener Person 
und im eigenen Interesse in den für sie relevanten Belangen, und 
indem jede*r Bürger*in dieses Selbstvertretungsrecht auch allen 
anderen Bürger*innen gleichermaßen zuerkennt, lässt er bezie-
hungsweise sie es zu einem kollektiven, oder genauer, kollektiv-
individuellen Recht werden.« (Lessenich 2019: 123) Das Gemein-
wohl erscheint in diesem Verständnis von Demokratie nur als 
Ausdruck des möglichst ungehindert formulierten Willens der 
Einzelnen, die sich wechselseitig anerkennen. Selbst diese radi-
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kal libertäre Fassung von Demokratie ist deshalb nur eine De-
mokratie der Vielen. Ihr fehlt ihr Widerpart – die Demokratie 
des Volkes als Demokratie aller gemeinsam im gemeinschaftli-
chen Interesse. Wie David Salomon mit Blick auf die Geschichte 
der Demokratie in Westeuropa schreibt: »Indem die Unterklas-
sen um die Ausweitung von Mitbestimmungsmöglichkeiten, für 
den Abbau von politischen Diskriminierungen und sozialen Un-
gleichheitsverhältnissen oder für die Beseitigung der durch die 
kapitalistische Produktionsweise erzeugten Herrschaftsverhält-
nisse kämpfen, […] kämpfen sie zugleich auch für die Durchset-
zung des im Demokratiebegriff angelegten Gemeininteresses.« 
(Salomon 2012: 12)

Was als »Wille der vielen Einzelnen«, dem »Willen vieler Zu-
sammenschlüsse« und dem »Gemeinwillen« bezeichnet wird, 
drückt Reproduktionsinteressen der Einzelnen, von Gruppen 
und der Gesamtgesellschaft aus. Diese Interessen werden durch 
Werte interpretiert und in den Willen gehen Erfahrungen, Re-
flexionen, mehr oder minder rationale Abwägungen ein. Es geht 
um Reproduktionsnotwendigkeiten und um Entwicklungschan-
cen, die abhängig sind vom Grad der erreichten Freiheitsgrade 
der Individuen, gesellschaftlicher Gruppen und der Gesamtge-
sellschaft.

Wenn dies richtig ist, dann gibt es den demokratischen Sou-
verän immer doppelt – als Souveränität der Willensbildung der 
Vielen im individuellen Interesse und als Souveränität der Wil-
lensbildung aller im gemeinschaftlichen Interesse. Den libera-
len Traditionen stehen volksdemokratische Traditionen gegen-
über. Teile der westlichen Linken schlagen das Rousseausche 
Erbe der Volksdemokratie als totalitär aus. Dabei steht zwangs-
läufig die Frage, wie ein Gemeinwille gebildet werden kann, der 
unter keinen Bedingungen mit der Aggregation der Einzelwil-
len identisch sein kann, selbst wenn man davon absieht, dass die 
Wirkungsmacht der Willen Einzelner im liberalen Kapitalismus 
sehr ungleich verteilt ist. Aber nicht jede Bildung eines Gemein-
willens im Widerspruch zum Willen der Einzelnen ist totalitär, 
auch wenn sie auf das Ganze geht ist. Entscheidend ist das Ver-
hältnis eines solchen Ganzen zu den Teilen.
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Viviana Asara hat völlig recht, wenn sie in ihrer Kritik an Les-
senichs Position schreibt: »Faktisch ist die liberale demokrati-
sche Politikgestaltung, ungeachtet ihres Prozeduralismus und 
Neu tralitätsanspruches, alles andere als unparteiisch, da sie einen 
systematischen Bias zuungunsten des Schutzes öffentlicher Um-
weltinteressen und zugunsten von Privatinteressen einschließlich 
liberaler Freiheiten wie der Vertragsfreiheit aufweist.« (Asara 
2019: 147f.) Die Stärke einer stabilen liberalen Demokratie liegt 
vor allem darin, dass sie dem Einzelnen klare individuelle Rechte 
gibt und sie vor staatlicher Willkür zu schützen vermag. Ihre 
Schwäche ist es, dass das Interesse an der Sicherung der Repro-
duktion des Gesellschaftskörpers, der Wahrung seiner natürli-
chen, sozialen, politischen und kulturellen Fundamente keines-
falls unmittelbar mit der Durchsetzung der Interessen der vielen 
Einzelnen identisch ist. Die sozial Schwächeren haben zwar die 
gleichen formellen liberalen Rechte, aber keinesfalls die gleiche 
reale Macht, in einer liberalen Demokratie ihre Rechte und Inter-
essen zur Geltung zu bringen. Die liberale Demokratie beruht auf 
Annahmen, die sie ständig selbst widerlegt (Dunn 2020). Auch 
wenn die heutigen antagonistischen Vergesellschaftungsformen 
mit ihrer erbarmungslosen Logik der Konkurrenz in einer so-
zialistischen Gesellschaft überwunden werden, bleibt doch die 
Differenz von individuellen, kollektiven und Gesamtinteressen, 
die vermittelt werden muss. Demokratische Reformen im Hier 
und Jetzt müssen beides zugleich erreichen – Zurückdrängung 
der Dominanz der Interessen der Kapitalverwertung über die 
Interessen der Vielen und Stärkung des Gemeinwohls. Es geht 
um ein neues Verhältnis der Artikulation von Einzel- und Ge-
samtinteressen.

Nur ein Beispiel: Über viele Jahre hat der bundesdeutsche Sou-
verän, das Wahlvolk, Regierungen gewählt, die die Bewahrung 
und Bereicherung des natürlichen Lebensraums und Reichtums 
sträflich vernachlässigt haben. Zwar wurde 1994, auch ausgehend 
von Forderungen aus dem Umbruch in der DDR, in Artikel 20a 
des Grundgesetzes festgelegt, dass »in Verantwortung für die 
künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und 
die Tiere« durch Gesetz und Recht zu schützen seien. Wie es in 
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der FAZ hieß: »Seit 1994 ist damit Umweltschutz als Staatsziel 
im Grundgesetz festgeschrieben. Debatten gab es immer, jetzt 
aber erst erschüttert dieser bahnbrechende Grundgesetzartikel 
das Land. Jetzt, da das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss 
vom 24. März 2021 das Staatsziel revolutionär aufgewertet hat. 
Klimaschutz, so hat das höchste Gremium der deutschen Recht-
sprechung festgelegt, muss vom Gesetzgeber so gestaltet und kon-
kret gefasst sein, dass auch die Kinder, Enkel und Nachgeborenen 
ihre freiheitlichen Grundrechte in der Zukunft ausüben können. 
Das Prinzip Verantwortung im Verfassungsrang.« (Müller-Jung 
2021) Es war eine kleine Gruppe von Richterinnen und Richtern, 
die zweifelsohne auch unter dem Eindruck der neueren Klimabe-
wegung, diese Verfassungsrevolution vollzog.

Das Gericht ging so weit, nicht nur die zeitliche Ausdehnung 
des Schutzes der Grundrechte als Freiheitsrechte als Staatsauftrag 
verbindlich zu formulieren, sondern auch eine räumliche Aus-
dehnung weit über das Staatsgebiet hinaus für möglich zu erklä-
ren: »Es erscheint prinzipiell denkbar, bedarf hier aber letztlich 
keiner Entscheidung, dass grundrechtliche Schutzpflichten den 
Staat auch gegenüber den in Bangladesch und in Nepal lebenden 
Beschwerdeführenden verpflichten, gegen Beeinträchtigungen 
durch den globalen Klimawandel vorzugehen.« (zitiert in Müller-
Jung 2021) Da die Verfassung nicht nur die staatlichen Organe, 
sondern auch private Akteure in die Pflicht nimmt, ist dies zwei-
felsohne eine Verfassungsrevolution auf der Basis der gegebenen 
Verfassung. Ein Gutachten zum Urteil des Bundesverfassungsge-
richts kommt zu dem Schluss: »Der grundrechtliche Gegenstand 
ist (neben dem Eigentumsgrundrecht) der gesamte Schutz der 
elementaren Freiheitsvoraussetzungen; es werden explizit Leben 
und Gesundheit und auch das ökologische Existenzminimum als 
Grundrechtsgüter in puncto Klimaschutz anerkannt. Die Grund-
rechte schützen dabei, wie nun endlich anerkannt wird, auch die 
intertemporale und (das war bisher nur vereinzelt und jenseits 
des Umweltschutzes anerkannt) grenzüberschreitende Freiheit 
und ihre elementaren Voraussetzungen, nicht nur die Freiheit hier 
und heute [Rn. 175 und 182ff. der Entscheidung]. Das ist ein Mei-
lenstein für das Recht […].« (Ekardt et al. 2021: 5f.) Das Urteil 
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des Bundesverfassungsgerichts würde die Tür öffnen, um große 
fossile Unternehmen zu verklagen (vgl. Ekardt et al. 2021: 26).

Hartmut Rosa gehört zu jener Minderheit, die das radikale 
Erbe Rousseaus nicht ausschlagen. Für ihn ist Demokratie nur 
dann legitim, wenn sie »der Idee eines Gemeinwohls als regula-
tive Idee politischen Handelns« verpflichtet ist. Er betont: »Ohne 
diese Idee, so möchte ich zeigen, lässt sich eine demokratische 
Kultur und Gestaltung der geteilten Welt nicht konsistent den-
ken und nicht auf Dauer realisieren. Dies gilt unbeschadet der 
dreifachen Unschärfe, was dieses Wohl sei, wessen Wohl es sei 
und wie das Gemeine zu verstehen sei, die konstitutiv zu diesem 
Begriff gehört.« (Rosa 2019: 161). Es ist das eine, den Willen der 
vielen Einzelnen demokratisch zum Ausdruck zu bringen und 
ausgehend davon Politik zu gestalten; etwas völlig anderes da-
gegen, den gemeinsamen Willen aller zu formulieren und poli-
tisch durchzusetzen. Dies gilt auch für eine sozialistische Gesell-
schaft, von der angenommen werden kann, dass viele Spaltungen 
sozialer Ungleichheit überwunden sind. Gerade dann, wenn die 
Kapitaldominanz überwunden wird, so sei behauptet, tritt der 
von Rousseau in Anschlag gebrachte Unterschied zwischen dem 
Willen der Vielen und dem gemeinsamen Willen Aller offen in 
den Vordergrund.

Die liberale Demokratie privilegiert die Artikulation der vo-
lonté de tous mit Schwerpunkt der privilegierten Klassen und 
Gruppen sowie kurzfristiger Ziele und diskriminiert die Interes-
sen der gesellschaftlich Schwächeren sowie die langfristigen All-
gemeininteressen. Seit der Ausarbeitung der Verfassung der USA 
ist dieser Konflikt in allen verfassungsgebenden und verfassungs-
ändernden Prozessen präsent. Es gibt immer neue Versuche, diese 
doppelt einseitige Privilegierung einerseits und die gleichzeitige 
Diskriminierung von Gemeinwohlinteressen andererseits aufzu-
lösen. Wichtige Erfahrungen wurden auch in Lateinamerika ge-
wonnen. Die Verfassungsprojekte in Ecuador oder Bolivien und 
Venezuela waren wichtige Meilensteine bei der Entwicklung ei-
nes Verfassungsverständnisses, dass den Rahmen des Liberalis-
mus sprengt (vgl. Lang 2012; Zelik/Tauss 2013; Graf 2021; siehe 
auch Avritzer 2012). Wie Hernán Ibarra mit Blick auf den ver-
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fassungsgebenden Prozess in Ecuador 2007/8 feststellt: »Ein be-
merkenswerter Unterschied zu früheren Verfassungen besteht 
darin, dass die verfassungsmäßigen Definitionen von den Ansich-
ten und Ausrichtungen sozialer Bewegungen, Nichtregierungs-
organisationen, Identitätskollektiven, Teilen des Staatsapparats, 
Universitäten und Kirchen stammen und kaum noch von Juristen 
oder Verfassungsexperten formuliert wurden. Die Vorschläge und 
Konzepte der Ökologen, Feministinnen, sozialen und indigenen 
Organisationen hatten bei den Verhandlungsgruppen und den 
Diskussionen über die Verfassungsartikel viel Gewicht. Dement-
sprechend fanden ursprünglich soziologische und anthropologi-
sche Konzepte zusammen mit sozialen Forderungen und Formu-
lierungen der öffentlichen Politik in Form juristischer Normen 
Eingang in die Verfassung. Das gilt für Konzepte wie Buen Vi-
vir, Interkulturalität, Nationalitäten und Völker, Rechte der Na-
tur, Ernährungssicherheit, Wirtschaft des Volkes und solidari-
sche Wirtschaft. Auch die Formulierung Rechtestaat (im Plural) 
zeigt, dass es galt, sich vom Rechtsstaat zu unterscheiden.« (Ibarra 
2010: 83f.) Demokratisierung der Demokratie verlangt, oberhalb 
wie unterhalb der heutigen liberal-demokratischen Institutionen 
Räume für grundsätzliche Entscheidungsprozesse zu öffnen und 
die Grenzen zwischen den Entscheidungen der vielen Einzelnen 
und aller gemeinsam, über grundsätzliche Entwicklungsrichtun-
gen der Gesellschaft, über das Verhältnis der verschiedenen Be-
reiche natürlicher wie gesellschaftlicher Reproduktion, der Ver-
hältnisse der verschiedenen sozialen Gruppen zueinander usw. 
neu zu ziehen Es könnte auch von Metapolitik gesprochen wer-
den (vgl. Fraser 2022: 153).

Der neoliberale Finanzmarkt-Kapitalismus und das bisherige 
kapitalistische Akkumulationsmodell, das nicht nur auf der Aus-
beutung menschlicher Arbeitskraft, sondern auch der Natur ba-
sierte, haben den Widerspruch zwischen dem Willen der Wenigen, 
die oligarchisch den kapitalistischen Gesamtprozess beherrschen, 
dem Willen der Vielen, die daran teils partizipieren, teils davon 
negativ betroffen sind, und dem Gemeinwillen, wenn man darun-
ter das Interesse an nachhaltiger solidarischer Entwicklung ver-
steht, wie sie in den Sustainable Development Goals der Vereinten 
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Nationen ausgedrückt sind, zugespitzt. Der Tempel der liberalen 
Demokratie, der US-Kongress, wurde im Januar 2021 zum Ort 
des Schauspiels eines antiliberalen Staatsstreichs des Noch-Prä-
sidenten im Weißen Haus, der gerade noch abgewendet wurde. 
Wenn der liberale Staat nicht mehr verhindern kann, dass gro-
ßen Teilen der Bevölkerung Anerkennung versagt wird, dass sie 
und die Regionen, in denen sie leben, mit Abstieg konfrontiert 
sind, wenn elementare Sicherheitsversprechen nicht mehr gelten, 
dann geht der Glaube verloren, dass liberal-demokratische Re-
geln nicht nur wenigen, sondern letztlich allen nützten. Teile des 
Volkes wenden sich gegen diese Regeln – sei es im Namen von 
umfassenderer Demokratie und Gerechtigkeit, sei es im Namen 
autoritärer Gruppen und ihrer Führer.

Der Widerspruch zwischen dem Willen der Vielen als Ein-
zelne oder als einzelne Gruppen einerseits und dem Gemeinwil-
len reflektiert den Widerspruch komplexer Gesellschaften zwi-
schen der Reproduktion und Entwicklung der Individuen und 
der Reproduktion und Entwicklung des Gesellschaftskörpers. 
Eine sozialistische Gesellschaft, die die Kapitaldominanz über 
Wirtschaft und Gesellschaft überwunden hat, muss diese Vielfalt 
von Widersprüchen politisch austragen. So wie ihr Ziel doppelt 
ist, ausgedrückt in den zwei allgemeinen Formeln des Sozialis-
mus, so wie ihre Eigentumsordnung sich um zwei Pole organi-
siert (die Individuen und die Gesamtgesellschaft), so muss auch 
ihre politische Ordnung zwei gegensätzliche Traditionen in sich 
aufnehmen – die der liberalen Demokratie mit dem Primat der In-
teressen der Einzelnen und die der Volksdemokratie. Das Schlag-
wort von der Demokratisierung der Demokratie verdeckt, dass es 
nicht einfach darum gehen kann, die Möglichkeiten auszubauen, 
die Interessen der Vielen freier auszutragen, sondern dass es vor 
dem Hintergrund lebensnotwendiger großer Transformationen 
gleichfalls notwendig ist, die Artikulation und Durchsetzungs-
fähigkeit von Gesamtinteressen zu stärken. 

Es gibt viele andere Ansätze, die Widersprüche zwischen dem 
Willen der Vielen und dem Gemeinwillen politisch anders zu be-
arbeiten. Es gibt die Forderung nach Ausbau der direkten De-
mokratie genauso wie die nach einer gesonderten Kammer, die 
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gewählt wird zu Vertretung besonderer langfristiger Interessen. 
Johannes Heinrichs hat ausgehend von verschiedenen Dimensi-
onen des Sozialen das Zusammenwirken von vier Parlamenten 
konzipiert – für die Wirtschaft, die Politik, die Kultur und die 
Grundwerte (vgl. Heinrichs 2005). In der gleichen Zeit hat der 
Räteansatz neue Aufmerksamkeit gefunden: Es werden Trans-
formations- und Klimaräte auf verschiedenen Ebenen und mit 
sektoraler Ausrichtung gefordert und wurden teilweise schon 
etabliert (siehe u.a. Krull 2022). Es gibt auch Überlegungen, na-
türliche Ressourcen als Gemeingüter und Abfälle (z.B. in Form 
klimaschädlicher Gase) als Gemeinübel durch bestimmte Fonds 
zu verwalten, die die Rechte darauf vergeben und die Einnahmen 
in den ökologischen Umbau investieren bzw. entsprechende Pro-
jekte fördern (vgl. Barnes 2008; Land 2018). Von besonderer Be-
deutung sind Verfassungsprozesse, die nicht nur die Rechte der 
Einzelnen und der von ihnen gebildeten Gruppen, sondern auch 
die Gesamtinteressen systematisch einbeziehen. Die Liste ließe 
sich fortsetzen. In allen diesen und vielen weiteren Ansätzen geht 
es immer darum, die liberalen Engführungen zu überwinden, 
und dem Gemeinwillen, der angesichts der Probleme komple-
xer Gesellschaften selbst wieder in viele widersprüchliche Ten-
denzen zerfällt, in dieser oder jener Form Geltung zu verschaf-
fen und zugleich liberale Freiheiten zu schützen.

Immanuel Kants Imperativ, dass Menschen »sich selbst und 
alle andere niemals bloß als Mittel, sondern jederzeit zugleich als 
Zweck an sich selbst behandeln solle« (Kant 1903: 433), hat zur 
Kehrseite, dass auch die Gemeinschaften, in denen die Menschen 
leben, einen »Zweck an sich selbst« darstellen und nicht nur Mit-
tel sind. Sobald sie für ihre Mitglieder zum bloßen Mittel herab-
sinken, werden Menschen diese Gemeinschaften bei nächstbes-
ter Gelegenheit verlassen. Neben der Würde der Einzelnen, die 
nach Anerkennung verlangt, gibt es auch eine Würde von Ge-
meinschaften, die anerkennungswürdig ist. Es ist – im besten 
Fall – die Würde von Gemeinschaften der Solidarität, nach in-
nen wie nach außen. 

Wer von Menschenrechten spricht, muss deshalb ehrlicher-
weise auch von der Verantwortung des Staates und von Rechten 
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von Gemeinschaften sprechen. Sonst wiederholt sich, was Han-
nah Arendt nach dem Zweiten Weltkrieg schrieb: »Das bloße 
Wort ›Menschenrechte‹ wurde überall und für jedermann, in to-
talitären und demokratischen Ländern, für Opfer, Verfolger und 
Betrachter gleichermaßen, zum Inbegriff eines heuchlerischen 
oder schwachsinnigen Idealismus.« (Arendt 1995: 426) Freiheit 
braucht Strukturen der Solidarität, die stabil und dauerhaft nur 
durch Gemeinschaften gesichert werden können. Demokratie als 
»Herrschaft des Volkes, für das Volk und durch das Volk« (Ab-
raham Lincoln) impliziert insofern zugleich die Einzelnen als 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger wie auch das Volk als Ganzes. 

Es wäre ein siebenter Punkt zu diskutieren: Das Widerspruchs-
verhältnis zwischen der lokalen und der globalen Ebene des Le-
bens, durch Regionen und Staaten sowie Staatenbündnisse ver-
mittelt. Es muss zugleich lokal, national wie global gedacht und 
gehandelt werden. Die im vierten Teil kurz umrissenen Überle-
gungen von Karl Polanyi zu Deglobalisierung sind von ungeheu-
rer Aktualität. Die Weltgesellschaft ist eine zutiefst ungleiche Ge-
sellschaft, in der Alles mit Allem verbunden ist – der monströse 
Reichtum mit finsterster Armut, das klare Wasser aus den Was-
serhähnen der einen mit der Ausbreitung von Wüsten, die gekühl-
ten Räume in tropischen Enklaven mit den Hitzewellen in vielen 
Teilen der Welt. Das Konzept der imperialen Lebensweise (vgl. 
Brand/Wissen 2017) ist ein Versuch, darauf Antworten zu finden.

***
Im Gefolge von Karl Polanyi kann davon gesprochen werden, 
dass eine sozialistische Umwälzung nur durch eine Große Trans-
formation möglich sein wird. Rolf Reißig, Dieter Klein und Erik 
O. Wright haben aktuelle Konzepte einer solchen neuen Großen 
Transformation vorgelegt (vgl. Reißig 2009; Klein 2013; Wright 
2017). Hier soll abschließend auf einen einzigen Aspekt einge-
gangen werden. Das im Vorhergehenden entwickelte Konzept 
von Sozialismus basiert auf der Annahme, dass eine sozialisti-
sche Umgestaltung vor allem eine fundamentale zivilisatorische 
Transformation ist. Kapitalistische Gesellschaften sind dadurch 
geprägt, dass die Kapitalverwertung die Wirtschaft und eine sol-
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che Wirtschaft die gesellschaftliche Reproduktion und den Stoff-
wechsel mit der irdischen Natur dominiert. Dies erzeugt sach-
liche wie auch kulturelle, soziale, politische und durch direkte 
Gewalt hergestellte Abhängigkeitsverhältnisse. Man kann von 
konzentrischen Kreisen der Abhängigkeit sprechen: Die Gesell-
schaft ist eingezwängt in den Imperativ der Kapitalverwertung, 
wie er im Finanzmarkt-Kapitalismus institutionalisiert ist. Die-
ser wirkt auf eine weitgehend davon beherrschte Wirtschaft mit 
ungeheuren globalen Disparitäten. Eine solche Wirtschaft prägt 
ihrerseits die politischen Verhältnisse als oligarchische Herrschaft 
von imperialen Zentren und Peripherien. Innerhalb dieser Herr-
schaftsstrukturen bilden sich Gesellschaften des Erwerbs und 
Konsums, der Überlebenswirtschaft am Rande, von Ketten der 
Produktion, der Dienstleistungs- und Sorgearbeiten, des nack-
ten Elends mit ihren rassifizierten und durch Geschlechterun-
gleichheit geprägten Klassenverhältnissen. Und all dies zerstört 
in seiner Gesamtheit die irdischen natürlichen Bedingungen eines 
reichen und schönen Lebens der Menschen, der Tiere und Pflan-
zen auf diesem Planeten. Um diesem Kapitalismus zu entkom-
men, bedarf es buchstäblich einer Revolution, die die genannten 
Abhängigkeitsverhältnisse völlig umkehrt, ohne dabei unver-
zichtbare Errungenschaften preiszugeben und dadurch weltge-
schichtlich einen völlig neuen Typ von Zivilisation hervorbringt 
(Abb. 9). Eine neue, eine sozialistische Zivilisation zeichnet sich 
dadurch aus, dass – eingebettet in eine reiche irdische Natur, de-
ren Fülle und Lebensfreundlichkeit gesichert wird, – sich eine so-
lidarische Lebensweise in ihrer Vielfalt entwickeln kann, gestaltet 
durch eine umfassende Demokratie, die den Rahmen einer soli-
darischen Wirtschaft im schon ausgeführten Sinne bildet, der ih-
rerseits ein Kreditsystem unter gesellschaftlicher Kontrolle dient.

Sozialismus neu entdecken, heißt, sich aktiv auf die Suche zu 
begeben, fragend voranzuschreiten, sich den Widersprüchen ei-
ner sozialistischen Bewegung emanzipatorisch und solidarisch 
zu stellen. Es ist Segeln gegen den Sturm kapitalistischer Herr-
schaft und Barbarei. Erfolgreich segeln aber können nur die, so 
die Grundannahme dieser Schrift, die die sehr gegensätzlichen li-
beralen, kommunistischen und romantischen Antworten auf das 
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Entstehen der modernen kapitalistischen Gesellschaften und die 
damit verbundene große Transformation hin zu einer Weltgesell-
schaft verstehen. Nur wenn es gelingt, die Tendenzen komple-
xer Gesellschaften solidarisch zu vermitteln und auf ein reiches 
menschliches Leben und eine reiche natürliche, soziale und kul-
turelle Welt auszurichten, so die Hauptthese dieses Buches, dann 
entsteht ein lebensfähiger dynamischer Sozialismus des 21. Jahr-
hunderts. Es wäre ein Sozialismus, in dem viele, sehr verschiedene 
Sozialismen Platz haben. Gemeinsam können sie aus der westli-
chen Moderne hinausführen und eine neue Zivilisation begrün-
den, von der wir heute erste Konturen erahnen. Mit der indischen 
Schriftstellerin und Aktivistin Arundhati Roy kann man sagen: 
»Eine andere Welt ist nicht nur möglich, sie ist schon im Entste-
hen. An einem ruhigen Tag kann ich sie atmen hören.« (Roy 2003)

Abb. 9: Die Große Transformation als Große Umkehr
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